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Geleitwort 

 

Der Workshop „Formen und Funktionen des Rechts in der Theologie“ nimmt in der Reihe der 

zahlreichen und anregenden Veranstaltungen des Graduiertenkollegs 1728 eine besondere 

Stellung ein, denn er hat zur Vertiefung, Präzisierung und Weiterentwicklung der Ge-

samtthematik des Kollegs entscheidend beigetragen. Dieses Potential konnte die Veranstal-

tung aufgrund ihrer Thematik entfalten, denn alle drei am Kolleg beteiligten religiösen Tradi-

tionen besitzen in diesem Kontext einen gleichermaßen hohen historischen und systemati-

schen Fundus. Dies zeigt auf beeindruckende Weise die hohe Qualität der Beiträge der Refe-

rentinnen und Referenten. Aber auch in methodischer Hinsicht hat sich das Gefüge und die 

Ausrichtung dieses Workshops als Glücksgriff erweisen. 

Denn es wurden Expertinnen und Experten eingeladen, die zwar die drei religiösen Traditio-

nen exemplarisch vertraten, dabei jedoch selbst keine Mitglieder des Graduiertenkollegs wa-

ren und somit einen unbefangenen Blick von außen auf unsere Forschungsfragen werfen 

konnten. Auch die Beteiligung des Vertreters einer dezidiert säkularen Wissenschaftstradition 

hat die Reflexivität durch die Integration einer Beobachterperspektive gesteigert. Damit ge-

langte das Thema des Graduiertenkollegs bereits auf mehrfache Weise in eine reflexionser-

zeugende Distanz zum wissenschaftlichen Alltagsgeschäft des Kollegs ohne sich von dessen 

Grundausrichtung abzukoppeln. 

Zudem erweis es sich als besonders folgenreich und anregend, dass die Eingeladenen auf 

mehrfache Weise in das Laboratorium des Graduiertenkollegs einbezogen wurden, indem sie 

nicht nur eine, sondern drei Diskussionen führten: eine interne Debatte vor dem Workshop, 

den Gedankenaustausch im Vollzug des Workshops selber und schließlich die hier vorliegen-

de Diskussion im Zuge der kollaborativen Erstellung dieser Aufsatzsammlung.  

Der Workshop hat uns alles im Graduiertenkolleg sehr inspiriert und zur Weiterentwicklung 

des Forschungsprogramms im Zugang über die drei Begriffe Experten – Institutionen – Cor-

pora beigetragen. Wir haben uns daher entschlossen, die Vorträge im Zusammenhang in die-

ser Form für uns zugänglich zu halten und eine kurze, wenn auch noch unfertige Skizze der 

Diskussion zur Erinnerung zu notieren. Auf diesem Weg wollen wir nicht nur die Ergebnisse 

eines herausragenden wissenschaftlichen Gedankenaustausches unseres Graduiertenkollegs 

dokumentieren, sondern die Möglichkeit für weitere Diskussionen lebendig erhalten. Es wird 

so auch ein wichtiger Beitrag zu Kontinuität und kritischer Selbstreflexion des Graduierten-

kollegs geleistet, denn Interessierte und Mitglieder der neuen Generation von Kollegiatinnen 

und Kollegiaten, die beim Workshop noch nicht anwesend sein konnten, werden diese Weise 

in diesen kontinuierlichen Reflexionsprozess des Graduiertenkollegs einbezogen.  

Wir danken allen Referenten, Mitgliedern des Graduiertenkollegs und auswärtigen Gästen aus 

Frankfurt und Heidelberg, die den Workshop durch ihre Kenntnis, ihre Fragen und ihre Nach-

denklichkeit bereichert haben. Zuletzt sei Britta Müller-Schauenburg für ihre Initiative, für die 

Organisation dieses Workshops und für die Mühen der Erstellung dieser anregenden Doku-

mentation gedankt. 

 

Für das GRK 1728 „Theologie als Wissenschaft“ 

Prof. Dr. Thomas M. Schmidt, stellv. Sprecher
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Einführung (Britta Müller-Schauenburg) 

von Britta Müller-Schauenburg 

 

Das Graduiertenkolleg „Theologie als Wissenschaft“ erforscht, so der erläuternde Untertitel 

des Kollegs, „Formierungsprozesse der Reflexivität von Glaubenstraditionen in historischer 

und systematischer Analyse“ in einem interdisziplinären und zugleich interreligiösen Verbund 

für jüdische, christliche und islamische Glaubenstraditionen.  

Im Zuge der Arbeit der ersten drei Jahre kristallisierten sich primäre Bereiche dieser Arbeit 

heraus. Ausgehend von den bisherigen Schwerpunkten der Beteiligten befassten sich die Pro-

jekte mit christlichen und jüdischen Religionsphilosophien, oder kirchengeschichtlich mit den 

produktiven oder destruktiven Reibungsflächen akademischer Ausbildung und religiöser Au-

torität im Nachgang der Reformation und in den Auseinandersetzungen im Antimodernismus 

der katholischen Kirche. Aus dem internen Feld der religiösen Traditionen selbst standen zum 

einen die Dogmatik bzw. spekulative Traditionen und zum anderen die Exegese der Heiligen 

Schriften im Zentrum.  

Alle drei beteiligten religiösen Traditionen besitzen darüber hinaus einen rechtlichen Bereich, 

in dem sie „reflexiv“ wurden und eigene Kommentartraditionen und Schulen ausbildeten – in 

so umfangreicher Weise, dass man sich fragen kann, ob dieser Bereich, außer im Christentum, 

nicht sogar den größten Teil der gesamten Reflexivität ausgemacht hat bzw. bis heute aus-

macht. 

Dieser Umstand veranlasste das Graduiertenkolleg, sich in einem eintägigen Workshop der 

Frage nach dem Verhältnis von Recht und Theologie zunächst so breit und offen wie möglich 

zuzuwenden. Programmatisch vorgeschlagen waren die Fragen: Wo und wie hat Theologie 

selbst Rechtsform angenommen? Wo hat sie auf ihre eigene oder auf eine aus ihrer Sicht zu 

ihr extern situierte Rechtlichkeit reflektiert? Welche Rechtsinnovationen verdanken sich dem 

Diskurs und dem rechtlichen Handeln von Glaubenstraditionen? Ist religiöses Recht der je-

weiligen Glaubensgemeinschaft ein bestimmtes Spezialgebiet der Theologie, oder mehr eine 

spezielle Quellengruppe oder spezielle Argumentationsform (welche?), die verschiedene theo-

logische Spezialgebiete / „Fächer“ durchzieht? Welche „Arten“ von Rechtsexperten gibt es? 

Gibt es eine „Gewaltenteilung“, und wie sind sie darin zu verorten? Und schließlich, ange-

sichts der Tatsache, dass Theologie selbst unter rechtlichen Bedingungen steht, in Form des 

staatlichen und auch – jedenfalls in bestimmten Fällen – von der Glaubensgemeinschaft selbst 

erlassenen Hochschulrechts: Wird, und, wenn ja, wie wird diese Situation als ganze oder in 

Einzelpunkten innerhalb der Diskursgemeinschaft auch nochmals Thema und Gegenstand von 

Reflexion?  

Fünf Referenten waren eingeladen, aus der Sicht ihres jeweiligen Faches bzw. von eigenen 

Schwerpunkt her ein Impulsreferat zu halten: Gisela Drossbach (Augsburg – Europäische 

Regionalgeschichte, Mittelalterliche Geschichte, Kirchenrecht,), Gunnar Folke Schuppert 

(Berlin – Rechts- und Verwaltungswissenschaft, Schwerpunkt Nichtstaatliche Governance), 

Ulrich Rhode (Rom – Kanonistik), Serdar Kurnaz (Frankfurt – Islamstudien, Klassisch-

islamisches Recht), und Ronen Reichman (Heidelberg – Talmud, Jüdische Rechtshermeneu-

tik). Ihre Vorträge inspirierten und provozierten die Diskussion. Zusätzlich waren sie gebeten, 

sich vor der Veranstaltung zusammenzusetzen, und sich als Referentengruppe bereits kennen 

zu lernen, aber vor allem auch gemeinsame Fragen, Themen und Thesen zu identifizieren, die 
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sie mit der Graduiertenkolleg in seiner spezifischen Zusammensetzung gerne diskutieren 

wollten. Es wurde deutlich, dass Fragen der Rechtsquellenlehre und Rechtsquellenhierarchie, 

gemeinsame und unterschiedliche Regelungsmaterien, die Natur und Rolle der Vernunft, der 

Gedanke eines „Naturrechts“, einige auf den ersten Blick naheliegende historische Parallelen, 

Methodenlehre und Argumentationstheorien, oder auch die Frage nach der Bedeutung des 

positiven Rechts sofort interessante Gesprächsfelder auch im Detail eröffneten. Als Einstiegs-

frage in die Diskussion mit diesem Graduiertenkolleg wählten die Referenten die, fast simpel 

wirkende, interdisziplinär allerdings herausfordernde Frage: „Woher kommt das Recht?“  

Die Diskussion, die sich daraus entspann, bewegte sich von der Frage der Möglichkeit einer 

Unterscheidung zwischen göttlicher, menschlich-subjektiver und sozialer Rechtsentstehung 

über die Frage nach Naturrecht  zum Verhältnis von religiöser Institution und Rechtsdiskurs, 

aber auch von Heiligem Text und Rechtsdiskurs, das in den drei Traditionen gegenwärtig 

doch sehr unterschiedlich aufgefasst wird, allerdings, wenn man die historische Entwicklung 

mit einzieht, mehr Überschneidungen und Parallelen zu besitzen scheint, als einseitige und 

bisweilen latent polemische Literatur, die eine religiöse Tradition – auch die christliche – aus 

einer oft doch recht fernen Außenperspektive in der Beobachtung zu erfassen sucht, glauben 

macht. Auch das Verhältnis von religiösem Recht und Staatlichkeit wurde Thema. 

Im Anschluss an den Workshop entstand die Idee, die Vorträge als ein dialogisches Ensemble 

zu veröffentlichen. Der Vortrag zur Governance-Perspektive wurde von den Referenten als 

Ausgangs- und Leitartikel gewählt. Implizit oder explizit an ihn anschließend, sich von ihm 

absetzend oder ihn ergänzend, folgen ihm die anderen, jeweils auf eine bestimmte religiöse 

Tradition bezogenen Beiträge nun in diesem Paper wie „Kommentare“. Beim Verfertigen der 

Schriftform haben sich die Referenten also noch einmal gefragt: Welche Themen spricht der 

eigene Beitrag an, die im Governance-Beitrag so nicht angesprochen sind? Welche Aspekte 

und Begriffe der Governance-Perspektive auf das thematische Feld erscheinen aus eigener 

Sicht interessant oder passend für die im eigenen Beitrag dargestellte Religionsgemeinschaft? 

Und welche Aspekte und Begriffe der Governance-Perspektive erscheinen unpassend oder 

problematisch, und inwiefern? Die Hauptfrage blieb dabei die des Impulsreferats: Welche 

Berührungspunkte der religiösen Tradition(en) erscheinen aus der eigenen Sicht für die Frage 

nach „Form und Funktion des Rechts in den Theologien“ bemerkenswert? In mehreren 

„Kommentarrunden“ haben sich die Autoren im Zuge der Erstellung noch einmal gegenseitig 

gelesen, kommentiert und befragt, und so zur Präzision oder Überdenken angeregt. In dieser 

Weise wurde der Prozess auch für den Autor des Leitartikels dialogisch. Das Ergebnis ist das 

vorliegende Dialog-Paper. 

Der Workshop intendierte nicht den Versuch eines allgemeinen Rechtsvergleichs, auch wenn 

Momente desselben im Rahmen der Fragestellung nicht ausgeschlossen waren. Das wäre ein 

voraussetzungsreiches, anderes Thema. Verschiedene Forschungsverbünde bearbeiten dieses 

Feld, wobei schon die Methode zu bestimmen nicht ganz leicht ist, da die normale Rechtsver-

gleichung auf dem System der Rechtskreise und Rechtsfamilien auffußt, das auf die Rechts-

diskurse der Religionen nicht ohne weiteres anzuwenden ist. Es ist wohl, so kann man jetzt 

sagen, nicht einmal sicher, dass es sich in den hier beteiligten drei Fällen um „religiöses 

Recht“ im selben Sinne handelt, geschweige denn möglich, diese Rechtstraditionen als eine 

Familie zu betrachten. Dennoch scheint sowohl ein Vergleich auf der Makroebene als auch 
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auf der Mikroebene erkenntnistreibend. In der kurzen Diskussion am Vormittag zeigte sich 

schnell, wie viel hier bereit liegt. 

Die sich von der Fragestellung des Graduiertenkollegs her ergebende Aufgabe war vielmehr 

die Verhältnisbestimmung von Theologie und Recht, genauer: die Konzeptualisierung von 

Wechselwirkungen, insbesondere von Formen und Funktionen des Rechts in den Theologien. 

Unter „Theologie“ konnten dabei, pragmatisch, alle im Graduiertenkolleg vertretenen, unter 

dieser Bezeichnung firmierenden akademischen Disziplinen, etwa in ihrer derzeit z.B. in 

Deutschland vorfindlichen institutionellen Gestalt, verstanden werden, oder aber auch eine 

davon abweichende bestimmte Weise des Gottesbezugs und der Erkenntnis Gottes. Vor allem 

von dieser zweiten Bedeutung haben fast alle Beiträge Gebrauch gemacht. Jedem der Beiträge 

ist so ein eigener Theologiebegriff vorausgesetzt bzw. implizit, der sich in ihm widerspiegelt, 

und das besondere Interesse des Graduiertenkollegs findet. An manchen Stellen lässt dieses 

Paper gerade in seiner Offenheit und Skizzenhaftigkeit ahnen, dass das disziplinäre Feld von 

„Theologie“ sehr unterschiedlich aussehen könnte, wenn andere Traditionen das Begriffsfeld 

strukturieren würden, vor der und in dem die jeweils anderen sortiert werden. 
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Glaube, Recht, Governance – Aspekte einer interdisziplinären 

Religionswissenschaft 

von Gunnar Folke Schuppert 

I. Einleitende Vorbemerkungen

Aufgabe dieses Beitrages ist es, in den Workshop „Form und Funktion des Rechts in den 

Theologien“ die Governance-Perspektive einzubringen, was es als unabdingbar erscheinen 

lässt, zunächst kurz zu erläutern, was das Spezifische dieser Perspektive ausmacht;1 dazu die-

nen die nachfolgenden holzschnittartigen Bemerkungen:  

Wenn von Governance die Rede ist, dann geht es immer um Regelungsstrukturen und institu-

tionelle Arrangements, die für ein bestimmtes Kollektiv kennzeichnend sind; ganz in diesem 

Sinne definiert Michael Zürn in seiner Zwischenbilanz zur Governance-Forschung den 

Governance-Begriff wie folgt: „Governance soll heißen: Die Gesamtheit der kollektiven Re-

gelungen, die auf eine bestimmte Problemlage oder einen bestimmten gesellschaftlichen 

Sachverhalt zielen und mit Verweis auf das Kollektivinteresse der betroffenen Gruppe ge-

rechtfertigt werden.“2 Insoweit verhält es sich beim Governance-Begriff nicht anders als beim 

Begriff des Gemeinwohls, der ihm an Uneindeutigkeit in nichts nachsteht:3 Denn auch bei 

dem in der politischen Rhetorik so beliebten Begriff des Gemeinwohls steht im Hintergrund 

stets die unausgesprochene, von Claus Offe so feinsinnig behandelte Frage: „Wessen Wohl ist 

das Gemeinwohl?“4 Ist es der kommunale „Stadtnutz“,5 das Wohl des Landes Hessen, das des 

deutschen Volkes (vgl. den Amtseid des Bundespräsidenten, Art. 56 GG), das Interesse der 

nachfolgenden Generationen oder gar das Wohl der Menschheit insgesamt? 

Geht es also immer um bestimmte Kollektive, die sich aus der Perspektive der Governance-

Forschung als Governance-Kollektive bezeichnen lassen, so muss die Frage interessieren wel-

che Arten und Funktionen von Governance-Kollektiven wir zu unterscheiden haben.6 Im 

Vordergrund stehen in aller Regel territorial bestimmte Kollektive: So unterscheidet die 

Governance-Literatur „local governance“, „metropolitan governance“, „regional governance“, 

„European governance“ und – last but not least „global governance“.7 Eine zweite Gruppe 

von Governance-Kollektiven tritt immer mehr in das öffentliche Bewusstsein und zwar im 

                                                 
1 Näher dazu G. F. Schuppert, Governance im Spiegel der Wissenschaftsdisziplinen, in: Ders. (Hrsg.), 

Governance-Forschung. Vergewisserung über Stand und Entwicklungslinien. Baden-Baden 2005, S. 371-469; 

Ders. Governance-Forschung: Versuch einer Zwischenbilanz, in: Die Verwaltung (44), 2011, S. 273-289. 
2 Michael Zürn, Governance in einer sich wandelnden Welt – eine Zwischenbilanz, in: G. F. Schuppert/M. Zürn 

(Hrsg.), Governance in einer sich wandelnden Welt, PVS-Sonderheft 41, 2008, S. 554. 
3 Näher dazu G. F. Schuppert, Gemeinwohl, das. Oder: Über die Schwierigkeiten, dem Gemeinwohlbegriff 

Konturen zu verleihen, in: Ders./F. Neidhardt (Hrsg.), Gemeinwohl – Auf der Suche nach Substanz, WZB-

Jahrbuch 2002, Berlin, S. 19-64. 
4 Claus Offe, Wessen Wohl ist das Gemeinwohl?, in: Lutz Wingert/Klaus Günther (Hrsg.), Die Öffentlichkeit 

der Vernunft und die Vernunft der Öffentlichkeit. Festschrift für Jürgen Habermas, Frankfurt am Main, S. 459-

488. 
5 Peter Blickle, „Der gemeine Nutzen“. Ein kommunaler Wert und seine politische Karriere, in: H. Münkler/H. 

Bluhm (Hrsg.), Gemeinwohl und Gemeinsinn. Historische Semantiken politischer Leitbegriffe, Berlin 2001, S. 

85-108.  
6 Näher dazu G. F. Schuppert, Staat als Prozess. Eine staatstheoretische Skizze in sieben Aufzügen, Frankfurt am 

Main/New York 2010, S. 82ff.  
7 Zu diesen territorial orientierten Einteilungen siehe Arthur Benz/Nicolai Dose (Hrsg.), Governance – Regieren 

in komplexen Regelsystemen. Eine Einführung, 2. Auflage Wiesbaden 2010. 
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Zusammenhang mit den überall zu beobachtenden Prozessen des Staatszerfalls, sei es im Irak, 

in Mali, in Libyen oder andernorts. Ganz offensichtlich treten nämlich ethnische Governance-

Kollektive besonders häufig an die Stelle des erodierenden Staates und sind es ethnische Riva-

litäten, die den Zerfall des Staates herbeiführen. Kurz und bündig lautet der entsprechende 

Befund des SPIEGEL für den Südsudan wie folgt: „Hinter dieser Tragödie [des Staatszerfalls, 

G. F. S.] steht das Zerwürfnis zweier Politiker, die einst gemeinsam für die Unabhängigkeit 

gekämpft haben […]. Sie repräsentieren jeweils die größten Volksgruppen im Land, die Din-

ka und die Nuer, ihr Machtkampf war von Anfang an durch ethnische Rivalität geprägt. Es 

geht um den Zugriff auf die wertvolle Ressource des Landes: Erdöl“.8 

Die dritte Gruppe von Governance-Kollektiven sind – nur um diese geht es in diesem Beitrag 

– die religiösen Governance-Kollektive: Mich interessieren Religionsgemeinschaften als 

Governance-Kollektive, und zwar nicht allgemein, sondern aus den folgenden drei funktional 

orientierten Perspektiven: 

- Religionsgemeinschaften als Regelungskollektive oder – anders gewendet – als Rechtsge-

meinschaften  

- Religionsgemeinschaften als organisatorisch verfestigte Gemeinschaften, also als Institu-

tionen sowie 

- Religionsgemeinschaften als Kommunikationsgemeinschaften, die über ihre spezifischen 

„institutional languages“ kommunizieren, sich im Inneren stabilisieren und zugleich nach 

außen abgrenzen.  

Im Folgenden geht es nur um die ersten beiden, allerdings schwer zu trennenden Aspekte, 

also Religionsgemeinschaften als Rechtsgemeinschaften und als besondere Typen institutio-

neller Verfestigung. Drei Stichworte möchte ich aufrufen, die mir für das Workshop-Thema 

besonders relevant zu sein scheinen; beginnen wollen wir mit einem Blick durch die Gover-

nance-Brille auf die Institution der katholischen Kirche. 

II. Die katholische Kirche als Governance-Regime 

1. Zum Dreiklang von Gottesbezug, gestifteter Institution und Recht 

Bei der Durchsicht der Literatur fällt auf, dass drei Dinge immer wieder wie ein untrennbarer 

Gleichklang zusammen aufgeführt werden: die göttliche Gründung, die Kirche als 

eigengeartete Institution und ihre rechtliche Verfasstheit. Es ist – wie wir finden – reizvoll, 

die Formulierung dieses Befundes zunächst einem nicht-katholischen Beobachter zu 

überlassen, wozu wir den evangelischen Theologen F. W. Graf auserkoren haben, der in einer 

Passage aufgelistet hat, was für ihn besonders katholisch ist, nämlich das folgende: 

 

„Im römischen Katholizismus wird über die Kirche ganz anders gedacht als in den 

diversen Protestantismen. Die römische Kirche ist eine Rechtsinstitution, die sich als 

unmittelbar in göttlichem Recht (lex divina) gründend sieht und bis in die unmittelbare 

Gegenwart hinein eine normative ethische Weisungskompetenz gegenüber Staat und 

Gesellschaft beansprucht; dazu dienen insbesondere Reflexionsfıguren einer spezifisch 

römisch-katholischen Naturrechtslehre. Die römisch-katholische Kirche versteht das ihr 

                                                 
8 SPIEGEL, Nr. 27/2014, S. 86f.: „In Freiheit gescheitert“. 
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durch Offenbarung erschlossene göttliche bzw. natürliche überpositive Recht als einzig 

entscheidendes Kriterium der Legitimität staatlichen, positiven Rechts, und deshalb ist es 

nur konsequent, dass das Lehramt in seinen Texten niemals von einer kirchlichen 

Akzeptanz des modernen parlamentarisch demokratischen Verfassungsstaates überhaupt 

spricht, sondern prägnant von ‚wahrer Demokratie‘, weil nach den sittlichen Maximen 

‚der Kirche‘ geordneter Demokratie. Für das ekklesiale Selbstverständnis der römisch 

katholischen Kirche ist zudem das Hierarchie-Prinzip konstitutiv. Sie definiert sich 

entscheidend über die geistlichen Ämter, d. h. das sakramentale Weiheamt des Priesters 

bzw. des Bischofs, und sie ist in dem prägnanten Sinne Papstkirche, daß sie für den 

Bischof von Rom einen Universalprimat über die gesamte Christenheit beansprucht. Der 

elementare geistliche Vorrang der geweihten Priester vor den sog. Laien ist für die 

römisch katholische Kirche ebenso essentiell wie die  im bundesdeutschen Diskurs 

immer wieder von prominenten Feuilletonkatholiken betonte  Gehorsamspflicht der 

Laien gegenüber Bischof und Papst.“9 

 

Aber natürlich soll das Feld nicht dem protestantischen Kommentator allein überlassen 

bleiben; eine wirklich beeindruckend dichte Dreiklang-Passage haben wir auch bei Ansgar 

Hense gefunden, der dazu folgendes ausgeführt hat: 

 

„Die in der Offenbarung wurzelnde Kirche als Institution ist nur im Glauben erkennbar. 

Dies bleibt nicht ohne Konsequenzen für die rechtliche Ordnung: ‚Das kanonische Gesetz 

ist als ordinatio fidei zu definieren, weil es nicht von irgendeinem menschlichen 

Gesetzgeber erlassen wird, sondern von der Kirche, deren entscheidendes 

epistemologisches Kriterium nicht die Vernunft, sondern der Glaube ist. Die menschliche 

Rationalität, die der Kirche als menschlichem und geschichtlichem Erkenntnissubjekt 

eignet, das indes nicht nach menschlichen Kriterien, sondern der ,communio Ecclesia et 

Ecclesiarum‘ entsprechend sozialisiert ist, bleibt folglich innerlich vom Glauben gestaltet, 

da sie nicht einfach eine Rechtsordnung hervorzubringen hat, die sich mit dem 

philosophischen Gerechtigkeitsbegriff vereinbaren läßt, sondern eine Ordnung, die sich 

vom theologischen Begriff der communio ableitet, deren Dynamik in der 

Institutionalisierung der zwischenmenschlichen Beziehungen von der jeder anderen rein 

menschlichen gesellschaftlichen Wirklichkeit von Grund auf verschieden ist‘. Das 

Kirchenrecht ist für Gorecco die ‚der kirchlichen communio implizite strukturelle 

Dimension‘, die nur im Glauben in ihrer Eigenart erkennbar wird. Kirchenrecht bedarf 

der kanonistischen Methodik, da das letzte, die Methodik bestimmende Prinzip für 

Gorecco nur der Glaube sein kann“.10 

 

Das Verständnis von Kirche als spezifischer, eigengearteter Institution und das Verständnis  

der Kirche auch als Rechtskirche kennzeichnen gemeinsam, was man als die strukturelle 

Dimension des katholischen Glaubens bezeichnen könnte; von da ist es kein weiter Weg zu 

                                                 
9 Friedrich Wilhelm Graf, Protestantismus und Rechtsordnung, in: H. Dreier/E. Hilgendorf (Hrsg.), Kulturelle 

Identität als Grund und Grenze des Rechts, ARSP Beiheft Nr. 113, Stuttgart/Baden-Baden 2008, S. 137f.  
10 Ansgar Hense, Katholizismus und Rechtsordnung, in: H. Dreier/E. Hilgendorf (Hrsg.), Kulturelle Identität als 

Grund und Grenze des Rechts, ARSP Beiheft Nr. 113, Stuttgart/Baden-Baden 2008, S. 92f.  
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der von Joseph Listl gefundenen Formulierung, der Codex Iuris Canonici enthalte den 

„festgefügten und in sich geschlossenen, auf göttliche Anordnung zurückgehenden 

Strukturplan der Kirche“.11 

 

2. Kirche als göttliche Stiftung 

Dass die Kirche eine göttliche Stiftung ist, ist für die katholische Ekklesiologie 

unbezweifelbares Fundament. Es fällt daher gar nicht leicht, sich zwischen den unzählig 

vorhandenen Belegstellen für dieses katholische Kirchenverständnis zu entscheiden; wir 

haben dafür zwei Stimmen ausgesucht, die verschiedener kaum sein könnten. 

Die erste Stimme ist die von Joseph Kardinal Ratzinger, vor seiner Wahl zum Papst Präfekt 

der römischen Glaubenskongregation, der in seinem Beitrag „Die Ekklesiologie der 

Konstitution Lumen Gentium“12 eine gewissermaßen offizielle Version des kirchlichen 

Selbstverständnisses präsentiert hat. In gekonnter Weise skizziert er zunächst die 

Gegenposition, wie sie von einem Repräsentanten der Befreiungstheologie – Leonardo Boff – 

vertreten worden sei: 

 

„Die These, deren Repräsentant damals Boff gewesen ist, könnte man als 

ekklesiologischen Relativismus charakterisieren. Sie rechtfertigt sich mit der Meinung, 

daß der ‚historische Jesus‘ selbst an eine Kirche nicht gedacht, geschweige denn sie 

gegründet habe. Das reale Gebilde Kirche sei erst nach der Auferstehung im Prozeß der 

Enteschatologisierung aus den ehernen soziologischen Notwendigkeiten der 

Institutionalisierung heraus entstanden, und am Anfang habe es auch keineswegs eine 

‚katholische‘ Gesamtkirche, sondern nur unterschiedliche Ortskirchen mit verschiedenen 

Theologien, verschiedenen Ämtern usw. gegeben. Keine institutionelle Kirche könne also 

behaupten, daß sie die eine von Gott selbst gewollte Kirche Jesu Christi sei; alle 

institutionellen Bildungen sind dann aus soziologischen Notwendigkeiten entstanden und 

daher als solche alle menschliche Bildungen, die man in neuen Verhältnissen auch wieder 

radikal verändern kann oder sogar muß“.13 

 

Diesem soziologischen Kirchenverständnis stellt er die Lumen gentium-Position gegenüber, 

und zwar in einer durchaus eingängigen und klaren Diktion: 

 

„Die katholische Überlieferung hat demgegenüber einen anderen Ausgangspunkt 

gewählt: Sie traut den Evangelisten, sie glaubt ihnen. Dann ist klar, daß Jesus, der das 

Reich Gottes ankündigte, zu dessen Realisierung Jünger um sich sammelte; daß er ihnen 

nicht nur sein Wort als neue Auslegung des Alten Testaments mitgab, sondern im 

Sakrament des Abendmahls ihnen eine neue, einende Mitte schenkte, durch die alle, die 

                                                 
11 Joseph Listl, Aufgabe und Bedeutung der kanonischen Teildisziplin des Jus Publicum Ecclesiasticum. Die 

Lehre der katholischen Kirche zum Verhältnis von Kirche und Staat seit dem Zweiten Vatikanischen Konzil, in: 

Fides et Jus: Festschrift für Georg May zum 65. Geburtstag, herausgegeben von W. Aymans et al., 1991, S. 467.  
12 Joseph Kardinal Ratzinger, Die Ekklesiologie der Konstitution Lumen Gentium, in: Weggemeinschaft des 

Glaubens. Kirche als Communio. Festgabe zum 75. Geburtstag, hrsg. vom Schülerkreis, Redaktion S. O. 

Horn/V. Pfnür, Augsburg 2002, S. 107-131. 
13 Ratzinger, Ekklesiologie [vgl. Anm. 12], S. 117f. 
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sich zu ihm bekennen, auf eine ganz neue Weise eins mit ihm werden – so sehr, daß 

Paulus diese Gemeinschaft als Ein-Leib-Sein mit Christus, als pneumatische 

Leibeseinheit bezeichnen konnte. Dann ist auch klar, daß die Verheißung des Heiligen 

Geistes nicht eine vage Ankündigung, sondern die Realität von Pfingsten meinte – die 

Tatsache also, daß Kirche nicht von Menschen ausgedacht und gemacht, sondern durch 

den Geist geschaffen wurde, Geschöpf des Heiligen Geistes ist und bleibt. 

Dann stehen aber in der Kirche Institution und Geist anders zueinander, als die erwähnten 

Strömungen uns einreden wollen. Dann ist die Institution nicht einfach ein beliebig um- 

und abzubauendes Gerüst, das mit der Sache des Glaubens als solcher gar nichts zu tun 

hätte. Dann gehört diese Art von Leiblichkeit zur Kirche selbst. Die Kirche Christi ist 

nicht ungreifbar hinter den vielfältigen menschlichen Bildungen versteckt, sondern es 

gibt sie wirklich, als leibhaftige Kirche, die sich im Bekenntnis, in den Sakramenten und 

in der apostolischen Nachfolge ausweist […]. Die Kirche Jesu Christi gibt es. Er selbst 

hat sie gewollt, und der Heilige Geist schafft sie gegen alles menschliche Versagen seit 

Pfingsten immerfort und erhält sie in ihrer wesentlichen Identität“.14 

 

Die zweite Stimme ist die des niederländischen Kanonisten Petrus Huizing, der für ein 

Kirchenrechtsverständnis plädiert, das den Begriff des Kirchenrechts durch den der 

Kirchenordnung ersetzt.15 In dem oben bereits einmal zitierten Beitrag von Ansgar Hense 

über „Katholizismus und Rechtsordnung“ wird seine Position wie folgt kritisch kommentiert: 

„Huizings Ansatz sucht in der kirchlichen Rechtsordnung eher ein Rechtsgefüge, das aus 

sozialer Notwendigkeit besteht, weil eine Gemeinschaft ohne bindende Ordnung nicht 

bestehen kann. Kirchlich besteht der alleinige Dienst darin, das Zusammenwirken der 

Gläubigen und der Institution als menschliches Werk äußerlich zu strukturieren, d. h. 

rechtlich zu ordnen […]. In der distanzierenden Loslösung der kirchlichen Rechtsordnung von 

materialen, in der Theologie der Kirche liegenden Voraussetzungen entzieht Huizing dem 

Kirchenrecht letztlich den theologischen Boden“.16 

Nach dieser Einstimmung wird es niemanden verwundern, wenn Petrus Huizing diese bis 

zum Zweiten Vatikanischen Konzil offiziell gelehrte Position mit deutlich spürbarer Distanz 

referiert und diese – wie er selbst es formuliert – „Konstruktion“ wie folgt skizziert: 

 

„Mit dem Begriff von der Kirche als vollkommener Gesellschaft hängt eng der Begriff 

von Christus als Gesetzgeber zusammen, der diese vollkommene Gesellschaft, mit ihren 

Machtansprüchen gegenüber den Gläubigen und gegenüber den weltlichen Staaten, 

stiftete. Damit werden die gesetzgebenden, richterlichen und strafrichterlichen Gewalten 

der Päpste und Bischöfe sogar zu Befugnissen, die auf göttliche Einrichtung 

zurückgehen: Befugnisse ‚göttlichen Rechts‘. Die Kirche wird damit zu einer göttlichen 

Einrichtung, die durch Gesetze, welche durch Rechtsprechung und Strafen ihre Geltung 

behaupten, instandgehalten wird. Die kirchliche Rechtsordnung wird infolgedessen 

notwendig als autonomes, in sich selbst geschlossenes Gebiet der kirchlichen Sorge 

                                                 
14 Ratzinger, Ekklesiologie [vgl. Anm. 12], S. 118. 
15 Petrus Huizing, Um eine neue Kirchenordnung, in: A. Müller/F. Elsener/P. Huizing, Vom Kirchenrecht zur 

Kirchenordnung?, Einsiedeln/Zürich/Köln 1968, S. 57-83. 
16 Hense, Katholizismus und Rechtsordnung [vgl. Anm. 10], S. 99f. 
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angesehen, die ihre Geltung ebenfalls selbständig und unmittelbar auf die göttliche 

Stiftung zurückführt. Man findet diese Konstruktion in ungezählten Handbüchern des 

kirchlichen Rechts, vor allem des öffentlichen Kirchenrechts“.17 

 

Diesen letzte Satz nehmen wir als Anregung und werfen einen Blick in das Standardlehrbuch 

des kanonischen Rechts von Aymans und Mörsdorf, in dem es unter der Überschrift „Heiliger 

Ursprung“ zum Teil in der „institutional language“ der katholischen Kirche, zum Teil mit 

ganz handfesten Aussagen das „göttliche Stiftungsgeschäft“ wie folgt beschrieben wird: 

 

„Der Ursprung der Kirche liegt in dem Willen Gottes. Die Kirchengründung vollzog sich 

nicht nach menschlicher Weise in einem feierlichen Gründungsakt; vielmehr ist sie nach 

einem geheimnisvollen inneren Wachstumsgesetz aus den Tiefen Gottes heraus 

geworden. In prophetischer Schau vorherverkündet, wurde sie grundgelegt in der 

Fleischwerdung des Gottessohnes; sie entfaltete sich mit der Verkündung der 

Frohbotschaft und wurde vollendet durch Kreuzestod, Auferstehung und Geistsendung. 

Als bewußt kirchenschöpferische Handlungen des Herrn zeichnen sich ab: die Berufung 

der Jüngerschaft, von der er eine vorbehaltlose Gefolgschaft fordert; die Auswahl der 

Zwölf, die er in besonderer Weise in das Geheimnis des Gottesreiches einweiht; die 

Aussendung der Apostel und Jünger zur Verkündung der Frohbotschaft vom Gottesreich; 

die Verheißung und Einsetzung des eucharistischen Mahles, in dem das innere Wesen 

christlicher Gemeinschaft zu tiefstem Ausdruck gelangt; die Verleihung heiliger 

Gewalten, insbesondere die Berufung des hl. Petrus zum obersten Hirten der Kirche“.18 

 

3. Der göttliche Strukturplan „at work“: der Codex Iuris Canonici (CIC) als Governance-

Handbuch 

Auch Joseph Listl hat sich in einem programmatischen Beitrag über das „Jus Publicum 

Ecclesiasticum“19 mit der katholischen Kirche als Stiftung Jesu Christi beschäftigt und die 

offizielle Position dazu noch einmal wie folgt zusammengefasst: 

 

„Mit nicht mehr überbietbarer Deutlichkeit bringt der kirchliche Gesetzgeber die 

Eigenständigkeit der Kirche und ihrer Rechtsordnung gegenüber jeder staatlichen und 

gesellschaftlichen Gewalt zum Ausdruck, wenn er in c. 113 § 1 CIC/1983 ebenso wie 

bereits früher in dem wörtlich identischen c. 100 § 1 CIC/1917 erklärt, daß die 

katholische Kirche und der Apostolische Stuhl kraft göttlicher Anordnung  ex ipsa 

ordinatione divina den Charakter einer juristischen Person moralis personae rationem 

besitzen. In dieser Aussage bringt die katholische Kirche nicht nur das kirchenrechtliche 

und zugleich fundamentaltheologische Verständnis zum Ausdruck, daß Christus die 

Kirche frei und unabhängig von jeder weltlichen Autorität errichtet hat; die Kirche 

                                                 
17 Huizing, Neue Kirchenordnung [vgl. Anm. 15], S. 62f.  
18 Winfried Aymanns und Klaus Mörsdorf. Kanonisches Recht, Band I, Paderborn/München 1991, S. 13. 
19 Listl, Aufgabe [vgl. Anm. 11]. 
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erklärt hier auch, daß Christus der Kirche alle Rechte verliehen hat, die sie zur Erfüllung 

ihrer Aufgabe benötigt“20 

 

Was die katholische Kirche zur Erfüllung ihrer Aufgaben an Governance-Strukturen und 

Governance-Instrumenten benötigt, hat Listl im Anschluss an diese Passage unter 

Bezugnahme auf die einschlägigen Vorschriften des CIC in einer Art Liste zusammengestellt, 

die wir hier leicht gekürzt, etwas anders geordnet und mit anderen Überschriften versehen, 

wiedergeben wollen:21 [SK: Ist eine Erklärung hier, welche Rolle die folgenden fünf Punkte 

aus der governance-Perspektive einnehmen, nicht sinnvoll? Beim Lesen wird der Leser 

vielleicht den Fokus verlieren, weil die Zitate wirklich lang sind. Die Möglichkeit für den 

Leser, auf ein hiesiges „Zwischenfazit“ zurückgreifen zu können, erscheint mir sinnvoll.] 

 

(1) Die Leitungsstrukturen der Kirche 

Nach c. 331 CIC verfügt der Bischof der Kirche von Rom, in dem das vom Herrn allein dem 

Petrus übertragene und seinen Nachfolgern zu vermittelnde Amt fortdauert, als Haupt des 

Bischofskollegiums, Stellvertreter Christi und Hirte der Gesamtkirche hier auf Erden kraft 

seines Amtes über die höchste, unmittelbare und universale ordentliche Gewalt, die er immer 

frei ausüben kann. Gemäß c. 336 CIC ist das Bischofskollegium, dessen Haupt der Papst ist, 

zusammen mit dem Papst und niemals ohne ihn, ebenfalls Träger höchster und voller Gewalt 

im Hinblick auf die Gesamtkirche […]. Die katholische Kirche nimmt für sich, unabhängig 

von jeder staatlichen Gewalt, und zwar unter ausdrücklicher Berufung auf göttliche 

Anordnung  ex divina institutione das Recht in Anspruch, ihre Angelegenheiten selbständig 

zu ordnen und zu regeln.“ 

 

(2) Steuerungsebene Personal 

Der erste wichtige Punkt betrifft in diesem Zusammenhang die Ausbildung und Auswahl der 

Priester: 

„Im Hinblick auf das ihr im Laufe der Geschichte von seiten des Staates oft bestrittene Recht 

auf die Ausbildung der künftigen Priester erklärt c. 232 CIC, daß die Kirche die Pflicht und 

auch das eigene und ausschließliche Recht ius proprium et exclusivum habe, die Anwärter 

auszubilden, die für die geistlichen Ämter bestimmt sind. Die volle und uneingeschränkte 

Ämterhoheit bildet einen unmittelbaren Ausfluß der kirchlichen Leitungsgewalt. Sofern nicht 

im Recht ausdrücklich etwas anderes festgelegt ist, ist es nach c. 157 CIC Sache des 

Diözesanbischofs, in der eigenen Teilkirche die Kirchenämter durch freie Amtsübertragung 

zu besetzen.“ 

Aus der Governance-Perspektive ist ein weiterer ganz zentraler Punkt, von wem und wie die 

Bischofsstühle besetzt werden: 

„Seit dem frühen Mittelalter kam der Frage der Besetzung der Bischofsstühle in den 

Beziehungen und Auseinandersetzungen zwischen den Staaten und der Kirche stets eine 

besondere Bedeutung zu. Während der vergangenen 70 Jahre, und insbesondere seit dem 

Zweiten Vatikanischen Konzil, hat die katholische Kirche auf Weltebene in kontinuierlicher 

Bemühung weithin den Abbau staatlicher Mitwirkungsrechte bei der Ernennung der Bischöfe 

                                                 
20 Listl, Aufgabe [vgl. Anm. 11], S. 468f.  
21 Listl, Aufgabe [vgl. Anm. 11], S. 469f.  
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erreicht. Die Kirche ist entschlossen, überall in der Welt noch bestehende staatliche 

Mitwirkungsrechte bei der Ernennung von Bischöfen zu beseitigen. In dieser Hinsicht 

bestimmt c. 377 § 1 CIC: ‚Der Papst ernennt die Bischöfe frei oder bestätigt die rechtmäßig 

Gewählten‘ […]. Besondere Bedeutung kommt im Hinblick auf das Bischofswahlrecht der 

Bestimmung des c. 377 § 5 CIC zu, in der der kirchliche Gesetzgeber entsprechend den 

Weisungen des Zweiten Vatikanischen Konzils in Art. 20 des Dekretes über die 

Hirtenaufgabe der Bischöfe ‚Christus Dominus‘ mit Entschiedenheit erklärt, daß in Zukunft 

weltlichen Autoritäten keine Rechte oder Privilegien in bezug auf die Wahl, Nomination, 

Präsentation oder Designation von Bischöfen eingeräumt werden wird. Das Zweite 

Vatikanum richtet in diesem Dekret an die staatlichen Obrigkeiten die freundliche Bitte, auf 

die genannten Rechte oder Privilegien, die sie gegenwärtig durch Vertrag oder Gewohnheit 

genießen, nach Rücksprache mit dem Apostolischen Stuhl freiwillig zu verzichten.“ 

 

(3) Glaubensverkündung und Religionsunterricht 

„In c. 747 § 1 CIC bezeichnet es die Kirche in einer sehr grundsätzlichen Aussage, in der 

auch das Verhältnis der Kirche zu den Staaten angesprochen wird, als ihre Pflicht und als ihr 

angeborenes und ihr unabhängig von jeder menschlichen Gewalt zustehendes Recht ius 

nativum ... a qualibet humana potestate independens, auch unter Einsatz eigener sozialer 

Kommunikationsmittel allen Völkern das Evangelium zu verkünden. In wörtlicher 

Übereinstimmung mit der Erklärung des Zweiten Vatikanischen Konzils über die 

Religionsfreiheit nimmt die katholische Kirche in c. 747 § 2 CIC auch einen theologisch 

begründeten, inhaltlich jedoch eng begrenzten Öffentlichkeitsauftrag für sich in Anspruch: 

Der Kirche steht das Recht zu, immer und überall die sittlichen Grundsätze auch über die 

soziale Ordnung zu verkündigen und auch über menschliche Dinge jedweder Art zu urteilen, 

insoweit die Grundrechte der menschlichen Person oder das Heil der Seelen dies erfordern.  

In c. 800 CIC nimmt die Kirche für sich das Recht in Anspruch, Schulen jedweden 

Wissenszweiges, jeder Art und Stufe zu gründen und zu leiten. […] Der Religionsunterricht 

und die katholische religiöse Erziehung, die in Schulen jeglicher Art vermittelt oder in 

verschiedenen sozialen Kommunikationsmitteln geleistet werden, unterstehen gemäß c. 804 

CIC der kirchlichen Autorität. Wer immer im Namen der katholischen Kirche eine 

Lehrtätigkeit in katholischer Religion ausübt, bedarf nach c. 805 CIC eines besonderen 

kirchlichen Sendungsauftrags (Missio canonica).“ 

 

(4) Vermögen als Governance-Ressource 

„Die Kirche kann ihre Mission in dieser Welt in Freiheit nur ausüben, wenn ihr das Recht 

zusteht, Vermögen zu erwerben und über dieses frei zu verfügen. […] In dem einleitenden c. 

1254 zu Buch V des Codex Iuris Canonici beansprucht die Kirche, kraft ihres angeborenen 

Rechts iure nativo - unabhängig von der staatlichen Gewalt independenter a civili 

potestate die Befugnis, zur Verwirklichung ihrer eigenen Zwecke Vermögen zu erwerben, zu 

besitzen, zu verwalten und zu veräußern.“ 

 

(5) Strafgewalt der Kirche und kirchliche Gerichtsbarkeit 

„Die Kirche beansprucht auf dem Gebiete des kirchlichen Strafrechts in c. 1311 CIC das 

angeborene und eigene Recht nativum et proprium ius, straffällig gewordene Gläubige 
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durch Strafmittel zurechtzuweisen. An Strafen kennt die Kirche in erster Linie Besserungs- 

oder Beugestrafen, nämlich die Exkommunikation, die den Ausschluß vom Empfang der 

Sakramente – mit Ausnahme des Bußsakramentes – und den Verlust verschiedener 

innerkirchlicher Rechte zur Folge hat, ferner die Suspension, d. h. die vorläufige Dienst- bzw. 

Amtsenthebung, und das Interdikt, d. h. die persönliche Gottesdienstsperre. 

In der Vorrede (Praefatio) zum Codex Iuris Canonici von 1983 wird zum kirchlichen 

Strafrecht ausgeführt, daß die Kirche als äußere, sichtbare und unabhängige Gesellschaft auf 

ein Strafrecht nicht verzichten könne. In dem von der Reform des kirchlichen Strafrechts 

handelnden Leitsatz der von der Bischofssynode 1967 approbierten und von Papst Paul VI. 

der Kommission für die Reform des Codex Iuris Canonici verbindlich vorgelegten 

Grundsätze für die Reform des Codex Iuris CanoniciPrincipia quae Codicis Iuris Canonici 

recognitionem dirigant wird erklärt, daß sich offensichtlich kein Vertreter der kanonistischen 

Wissenschaft für die Abschaffung aller Kirchenstrafen ausspreche und daß das Recht auf 

Ausübung von Zwang, das jeder vollkommenen Gesellschaft eigen sei ius coactivum, cuius 

libet societatis perfectae proprium , der Kirche nicht abgesprochen werden könne. 

Aufgrund der ihr von ihrem Stifter übertragenen umfassenden Leitungsgewalt beansprucht die 

Kirche auch die Befugnis zu kircheneigener Gerichtsbarkeit. Hierzu bestimmt c. 1401 Nr. 1 

CIC, daß die Kirche kraft eigenen und ausschließlichen Rechts – iure proprio et exclusivo – in 

Streitsachen entscheide, die geistliche und damit verbundene Angelegenheiten zum 

Gegenstand haben, ferner entscheiden kirchliche Gerichte gemäß c. 1401 Nr. 2 über die 

Verletzung kirchlicher Gesetze sowie über alle Handlungen, denen der Charakter einer Sünde 

innewohnt, soweit es dabei um die Feststellung von Schuld und um die Verhängung von 

kirchlichen Strafen geht. Die Kirche beansprucht die ausschließliche Zuständigkeit auf dem 

Gebiete der kirchlichen Ehegerichtsbarkeit, der kirchlichen Verwaltungsgerichtsbarkeit, der 

kirchlichen Strafgerichtsbarkeit und der kirchlichen Disziplinargerichtsbarkeit. In oberster 

Instanz sind für kirchliche Streitigkeiten dieser Art die beiden päpstlichen Gerichtshöfe (cc. 

1405, 1443f., 1445 CIC), die Römische Rota (Rota Romana) und das höchste Gericht der 

Apostolischen Signatur (Supremum Signaturae Apostolicae Tribunal) zuständig.“ 

 

Man wird nicht umhin können, von der Geschlossenheit dieses auf göttliche Stiftung 

zurückgehenden Strukturplans der Kirche beeindruckt zu sein; als Organisationssoziologe 

wäre man fast versucht, so etwas ein göttlich programmiertes Organigramm der katholischen 

Kirche zu zeichnen. Aber dies wollen wir anderen überlassen. 

III. Wie viel Glaube steckt im Recht? Das Beispiel des Kirchenrechts 

Bei der Beantwortung dieser Frage wollen wir in zwei Schritten vorgehen: In einem ersten 

Schritt wollen wir einen Blick auf die verschiedenen Versuche werfen, die Eigenart des 

Kirchenrechts zu erfassen, und zwar – wegen der engen Verknüpfung von 

Kirchenrechtsverständnis und Kirchenverständnis: das Kirchenrecht als Funktion der Kirche 

– getrennt nach Konfessionen. In einem zweiten Schritt werden wir Überlegungen dazu 

anstellen, wie man mit dem Befund umzugehen hat, das – wie wir sehen werden – beide 

Konfessionen ein „theologisch aufgeladenes“ Kirchenrechtsverständnis haben, Theologie und 
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Recht also in einem wie auch immer gearteten Verhältnis der Untrennbarkeit miteinander 

verbunden sind. 

 

1. Evangelisches Kirchenrechtsverständnis 

Da wir kein Lehrbuch des Kirchenrechts schreiben wollen, reicht es für unseren Zweck aus, 

wenn wir uns der Mithilfe eines renommierten Kirchenrechtsexperten versichern und dazu 

einen Blick in die „Kirchliche Rechtsgeschichte“ von Christoph Link werfen,22 der in 

lehrreicher Weise drei denkbare Erklärungsversuche einander gegenüberstellt: 

 

a. Drei modellhafte Versuche, das Wesen des Kirchenrechts zu erklären 

 

(1) „Das Wesen des Kirchenrechts steht mit dem Wesen der Kirche im Widerspruch“  

Dieses eindeutige, viel zitierte und häufig kommentierte Statement stammt von Rudolph 

Sohm und findet sich in seinem Lehrbuch des Kirchenrechts von 1892.23 Auch die 

Begründung lässt an Klarheit nichts zu wünschen übrig: „Das Wesen der Kirche ist geistlich, 

das Wesen des Rechts ist weltlich“.  

Wie hieran deutlich wird, geht es eigentlich weniger um das Wesen des Kirchenrechts, als um 

das Wesen der Kirche, wobei Sohm das Bild der christlichen Urkirche vor Augen hat; diese 

Urkirche „lebt nur durch Gott, in Gott und mit Gott“ und bedarf deshalb keines 

stabilisierenden Kirchenrechts. Diese Gedanken „bedeuten einen kühnen, von der Kraft 

christlichen Glaubens emporgetragenen Idealismus. Sie bedeuten die Überzeugung, dass 

Kirchenrecht […] nicht nur unmöglich, sondern ebenso unnötig ist. Die Macht der Liebe ist 

stärker als die Macht der Sünde, und vor allem: der Geist Gottes ist mächtiger in der Ekklesia 

als der Geist der Welt […]. Darum bedarf es keiner Rechtsordnung. Rechtsordnung, 

Zwangsordnung, formale Befugnisse ertöten vielmehr den Geiste der Kirche“.24Link 

kommentiert und erläutert diese Sohmsche Position wie folgt:25 

 

„Aus dieser Idealisierung der Urkirche folgt notwendig, dass Sohm die Entstehung des 

‚Katholizismus‘ und mit ihm die Entstehung des Kirchenrechts nur als Verfallsprozess 

deuten kann, wenngleich als einen in der geschichtlichen Logik liegenden: ‚Dieser 

Glaubensmut ist seit dem Ende des ersten Jahrhunderts im unaufhaltsamen Sinken. Das 

Mißtrauen kommt auf, nämlich das Mißtrauen in die Kraft des göttlichen Geistes. Die 

Furcht kommt auf, nämlich die Furcht vor der Sünde, ob die Macht der Sünde auch 

größer sei als die Macht der Liebe. Der Kleinglaube fordert Stützen, Hilfsmittel, 

Krücken, äußere Bürgschaften für die Erhaltung rechter Ordnung […]. Der Kleinglaube 

verlangt Rechtsordnung, formale Schranken, Garantien für die Aufrechterhaltung der 

Christenheit. Aus diesem Kleinglauben des christlichen Epigonentums ist der 

Katholicismus entsprungen‘.26 

 

                                                 
22 Christoph Link, Kirchliche Rechtsgeschichte, 2. Auflage München 2010. 
23 Rudolph Sohm, Kirchenrecht, Band I, 1892, S. 1.  
24 Sohm, Kirchenrecht [vgl. Anm. 23], S. 162. 
25 Link, Kirchliche Rechtsgeschichte [vgl. Anm. 22], S. 2. 
26 Sohm, Kirchenrecht [vgl. Anm. 23], S. 162. 
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(2) Kirchenrecht als genossenschaftliche Gemeinschaftsordnung 

Diese gänzlich andere Position, die die Kirche als regelungsbedürftiges Governance-Kollektiv 

in den Blick nimmt, ist mit dem Namen und dem Werk von Adolf von Harnack verbunden, 

dessen Buch „Das Wesen des Christentums“ erstmals 1900 erschien und Generationen von 

Pfarrern und Lehrern prägte. Harnack wendet sich darin gegen Sohms dichotomische 

Entgegensetzung von unsichtbarer Kirche als „rein religiöse, geistige Größe“ auf der einen 

und als sichtbare Gemeinschaft der Christen auf der anderen Seite, der Sohm letztlich das 

Kirchesein abspricht.27 Ist aber die Kirche eine auf Erden existierende Gemeinschaft, dann ist 

sie – wie alle menschlichen Genossenschaften – ohne eine Rechtsordnung nicht denkbar.  

Diese Harnacksche Argumentation ist also der Sache nach eigentlich eine organisations- und 

rechtssoziologische Argumentation; dies sieht offenbar auch Christoph Link so, der die 

Position Harnacks wie folgt skizziert: 

 

„Recht wird hier als soziologische Konsequenz aller menschlichen Gemeinschaftsbildung 

beschrieben. Was für diese allgemein gilt, gilt auch für die Kirche. Zugespitzt ließe sich 

sagen: Wie sich jeder Verein eine Satzung geben muss, so bildete sich Kirchenrecht 

notwendig auch mit der Entstehung christlicher Gemeinden – und seine Regeln mussten 

in dem Maße an Dichte zunehmen, wie die Kirche wuchs. Verrechtlichung ist also kein 

Verfallssymptom, sondern unausweichliche Folge der sich immer weiter ausbreitenden 

Gemeinschaft der Christenheit“.28 

 

(3) Kirchliche Ordnung aus christlicher Existenz 

Diese Überschrift, die wir dem Lehrbuch Christoph Links entnehmen, kennzeichnet eine 

dritte Position, die vor allem mit dem Namen von Hans von Campenhausen (1903-1989) 

verbunden ist, der sich intensiv mit dem „Problem der Ordnung im Urchristentum und in der 

alten Kirche“ beschäftigt hat und in dem genannten Werk dazu folgendes ausgeführt hat: 

 

„Die Kirche ist kein Verein, der dadurch zustande kommt, daß seine Mitglieder sich eine 

bestimmte Lebensordnung und Verfassung geben, sondern die Kirche ist eine 

geschichtliche Wirklichkeit, die einen bestimmten Geist und eine bestimmte innere 

Ordnung der Liebe immer schon empfangen hat […]. Sie kann sich nur darum gewisse 

Ordnungen und Verfassungen geben, weil sie im Grunde schon geordnet und verfasst ist 

– durch den Heiligen Geist, der aus der Predigt fließt, dem ursprünglichen 

Christuszeugnis, auf dessen Annahme im Glauben und durch die Taufe die Wirklichkeit 

der Kirche beruht. Insofern kann man im Gotteswort gewissermaßen die ‚Grundordnung‘ 

der Kirche erkennen, die als solche außer Diskussion bleibt“.29 

 

Auch hier möchten wir zur zusammenfassenden Kommentierung aller drei Positionen 

Christoph Link noch einmal das Wort geben: 

 

                                                 
27 Link, Kirchliche Rechtsgeschichte [vgl. Anm. 22], S. 3. 
28 Link, Kirchliche Rechtsgeschichte [vgl. Anm. 22], S. 4 
29 Hans von Campenhausen, Das Problem der Ordnung im Urchristentum und in der alten Kirche, in: Ders./H. 

Bornkamm, Bindung und Freiheit in der Ordnung der Kirche, Tübingen 1959, S. 163f.  
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„Kirchenrecht also weder als Produkt von Kleinglauben und Verfall, noch 

organisationssoziologische Konsequenz aller menschlichen Verbandsbildung, sondern in 

ganz eigener Begründung als ‚notwendiger Ausdruck, als Entfaltung und Bewährung der 

dem Christen geschenkten, neuen Existenz‘. Deshalb ist es auch nicht – wie für Harnack – 

auf äußere Ordnungsbedürfnisse der kirchlichen Gemeinschaft beschränkt, sondern bleibt 

auf dieses geistliche Zentrum bezogen, erwächst aus ihm und damit aus dem doppelten 

Liebesgebot Christi, nämlich der Liebe zu Gott und zum Mitmenschen, dem Nächsten. 

Glaube und Recht lassen sich daher nicht trennen – wie Sohm dies tut –, sie fallen aber 

auch nicht dergestalt zusammen, dass sich der Glaube nur in bestimmten 

Ordnungsformen entfalten kann. ‚Die Kirche entsteht nicht durch die Ordnung und lebt 

nicht von der rechten Ordnung, sondern allein in Christi Geist; wenn sie aber geistlich 

lebt, dann ist und kommt sie auch in Ordnung, dann stellt sie durch den Geist des 

Friedens auch die rechte Ordnung in ihrer Mitte her, ohne sich an diese Ordnung zu 

verkaufen‘“.30 

 

Wenn man diese drei Positionen noch einmal Revue passieren lässt, dann gibt es offenbar 

neben den beiden radikalen Positionen – Kirchenrecht als überflüssige, der Kirche fremde 

Ordnung oder Kirchenrecht als ein etwas exklusiveres Vereinsrecht – nur eine dritte 

ernstzunehmende Position, die wir als theologische Aufladung des Kirchenrechts bezeichnen 

möchten. 

 

b. Theologisierung des Kirchenrechts 

 

Für das, was wir als Theologisierung oder theologische Aufladung des Kirchenrechts 

bezeichnen, hat Ralf Dreier eine ungleich elegantere Formulierung gefunden: Unter der 

Überschrift „Kirche und Recht – Versöhnung durch Theologisierung?“ hat er die als Reaktion 

auf die Thesen Rudolf Sohms eintretende entschiedene Theologisierung des Kirchenrechts 

beschrieben und die in diesem Zusammenhang immer wieder hervorgehobenen 

rechtstheologischen Entwürfe von Johannes Heckel,31 Erik J. Wolf32 und Hans Dombois33 in 

aller Kürze vorgestellt. Eine prägnante Zusammenfassung dieser Denkrichtung haben wir in 

dem Beitrag von Gerhard Robbers über „Staatliches Recht und Kirchenrecht“ gefunden; sie 

lautet wie folgt: 

 

„Die Antwort der deutschen evangelischen Rechtswissenschaft lag in einer prinzipiellen 

Abkehr von weltlichem Rechtsverständnis und führte zur Begründung der These vom 

dualistischen Rechtsbegriff. In den drei Grundlagenentwürfen von Erik Wolf, Johannes 

Heckel und Hans Dombois erscheint das Kirchenrecht in seiner Eigenart vollständig 

getrennt vom weltlichen Recht. Es entspricht biblischer Weisung (Erik Wolf), ist 

Liebesrecht (Johannes Heckel) oder aber Ausdruck der Gnade Gottes (Hans Dombois). 

So differenziert im einzelnen in Begründung und Folgen des Rechtsbegriffs dieser drei 

                                                 
30 Link, Kirchliche Rechtsgeschichte [vgl. Anm. 22], S. 6f. 
31 Johannes Heckel, Lex Charitatis. Eine juristische Untersuchung über das Recht in der Theologie Martin 

Luthers, 2. Auflage (herausgegeben von Martin Heckel), Köln/Wien 1973. 
32 Erik J. Wolf, Ordnung der Kirche, 2 Bände, 1960f. 
33 Hans Dombois, Das Recht der Gnade, 3 Bände, 1961, 1974, 1983.  
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Grundlagenentwürfe zu betrachten sind, treffen sie sich in der Auffassung der 

Inkommensurabilität der Rechtsbegriffe im weltlichen und im kirchlichen Bereich“.34 

 

Diese Strategie, mit einem dualistischen Rechtsbegriff zu arbeiten, kommt uns aus der 

Beschäftigung mit Unterscheidungsversuchen von staatlichem und nicht-staatlichem Recht, 

von soziologischem und juristischem Rechtsbegriff, ziemlich vertraut vor und wir zögern 

deshalb etwas, uns damit zufrieden zu geben; richtig aber ist es natürlich, beim Nachdenken 

über die Eigenart des Kirchenrechts den konzeptuellen Zuflüssen aus der Theologie 

besondere Aufmerksamkeit zu schenken und ihnen das ihnen zukommende Gewicht 

einzuräumen. Ganz in diesem Sinne hat sich dazu Ralf Dreier geäußert, dem wir dazu gerne 

noch einmal das Wort geben möchten: 

 

„Im Rahmen der These von der Eigenart des Kirchenrechts haben dessen theologische 

Interpretationen ihren legitimen Platz. Das gilt für Karl Barths Bestimmungen des 

Kirchenrechts als dienendes, liturgisches, lebendiges und vorbildliches Recht (Barth 

1955)35 ebenso wie für Johannes Heckels und Erik Wolfs Kennzeichnungen des 

Kirchenrechts als Liebesrecht, die, wie bemerkt, als rechtsethische Anforderungen an 

seine Setzung und Handhabung verstanden sein wollen. Wie die Dogmatik und Praxis des 

weltlichen Rechts immer wieder Impulse von der philosophischen Ethik und der 

Rechtsphilosophie empfangen, so sind die Dogmatik und Praxis des kirchlichen Rechts 

auf Impulse seitens der Rechtstheologie, der Ekklesiologie und der theologischen Ethik 

verwiesen. In diesem Sinne sei hier noch einmal ein mit Recht berühmt gewordener 

Passus aus Karls Barths Kirchlicher Dogmatik zitiert: ‚Rechtes Fragen nach dem, was in 

der Kirche Recht ist, wird also immer ein Fragen nach seinem Anordnen, Befehlen, 

Verfügen und nach dem ihm entsprechenden Gehorsam sein müssen. Kirchliches Recht 

muß von seinem Ansatz her und bis hinein in alle seine Verästelungen geistliches Recht 

sein ‒ ‚geistlich‘ im strengen Sinne des Begriffs: Recht, das in der Gemeinschaft des 

Heiligen Geistes Jesu Christi aufzusuchen, zu finden, aufzurichten und zu handhaben ist. 

In diesem Charakter wird sich jedes geltende und jedes geplante Kirchenrecht ‒ soll es 

rechtes Kirchenrecht sein ‒ von allem, was sonst ‚Recht‘ heißt, scharf und klar 

unterscheiden müssen. Rechtes Kirchenrecht entsteht (in großen und kleinen, in allen 

Dingen!) aus dem Hören auf die Stimme Jesu Christi. Solches, dieses Recht entsteht 

sonst nirgends in der Welt, formal nicht und dann auch nicht material‘ (a.a.O., S. 14)“.36 

 

2. Katholisches Kirchenrechtsverständnis 

Wenn man sich vor die Aufgabe gestellt sieht, möglichst knapp zu skizzieren, was für das 

katholische Kirchenrechtsverständnis wesentlich ist, so scheinen uns zwei Befunde 

mitteilenswert zu sein: Erstens der ganz offensichtlich untrennbare Zusammenhang von 

                                                 
34 Gerhard Robbers, Staatliches Recht und Kirchenrecht, in: G. Rau/H.-R. Reuter/K. Schlaich (Hrsg.), Das Recht 

der Kirche, Band I, Zur Theorie des Kirchenrechts, Gütersloh 1997, S. 482 
35 Karl Barth, Die Ordnung der Gemeinde: zur dogmatischen Grundlegung des Kirchenrechts, München 1955. 
36 Ralf Dreier, Der Rechtsbegriff des Kirchenrechts in juristischer Sicht, in: G. Rau/H.-R. Reuter/K. Schlaich 

(Hrsg.), Das Recht der Kirche, Band I, Zur Theorie des Kirchenrechts, Gütersloh 1997, S. 195f.  
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Kirchenrechtsverständnis und Kirchenverständnis, zweitens die Notwendigkeit, hinsichtlich 

des Kirchenverständnisses die Zeit vor und nach dem Zweiten Vatikanum zu unterscheiden. 

 

a. Zum untrennbaren Zusammenhang von Kirchenrechtsverständnis und Kirchenverständnis 

 

Unten den zahlreichen für diesen Befund zur Verfügung stehenden Belegstellen haben wir 

einen Beitrag von Joseph Listl ausgewählt, in dem er bezüglich des Verhältnisses von 

Kirchenbegriff und Kirchenrechtsverständnis nicht nur einen untrennbaren Zusammenhang, 

sondern ein Verhältnis der Identität postuliert: 

 

„Die Kirche in ihrem vollen Verständnis ist, wie das Zweite Vatikanische Konzil mit 

Nachdruck erklärt, nicht nur Glaubens- und Heils-, sondern auch Rechtsgemeinschaft, 

und zwar all dies in untrennbarer Einheit. Das Verhältnis zwischen diesen 

Wesenseigenschaften der Kirche ist das der Identität. Die Kirche ist damit zugleich 

wesentlich ebenso pilgerndes Volk Gottes, Geheimnisvoller Leib Christi, Tempel des 

Heiligen Geistes und geistgewirkte Gemeinschaft wie sichtbarer, rechtlich verfaßter und 

durch seine hierarchischen Organe im Innern und nach außen handelnder 

gesellschaftlicher Verband und aufgrund der Stiftung der Kirche durch ihren Herrn Jesus 

Christus zugleich auch vorgegebene und in ihrem Wesen der menschlichen und damit 

auch der kirchlichen Verfügbarkeit entzogene rechtliche Institution“.37 

 

Gleichwohl handle es sich beim katholischen Kirchenrecht strukturell um „richtiges Recht“, 

das allerdings auf einem anderen Rechtsfertigungsnarrativ als das staatliche Recht beruht: 

 

„Obwohl das Kirchenrecht seinem Wesen nach geistliches Recht im Dienst der Kirche 

und ihres Verkündigungsauftrags ist, folgt aus der Tatsache, daß die Kirche auch ein 

hierarchisch verfaßter gesellschaftlicher Verband ist, daß das Kirchenrecht 

phänomenologisch weithin eine ähnliche rechtliche Struktur aufweist wie das staatliche 

Recht. Die Kanones des Codex Iuris Canonici haben daher für den Katholiken, wie 

wiederum Hans Barion zutreffend ausführt, ‚genau die gleiche, nicht vereinsmäßige, 

sondern hoheitliche, nicht anerkennungsbedürftige, sondern vorgegebene Autorität wie 

die Sätze des staatlichen Rechts für die Staatsbürger (Barion 1959)38.“39 

 

b. Das II. Vatikanum als Zäsur im katholischen Kirchenrechtsverständnis 

 

Zäsuren und Umbrüche manifestieren sich häufig – wenn nicht gar in der Regel – in einem 

veränderten Sprachgebrauch, in semantic shifts also, die nach unseren Erfahrungen zwar auch 

Elemente eines modischen „Labelings“ haben können, meistens aber doch veränderte 

Sinngehalte zum Ausdruck bringen wollen: Ein uns besonders vertrautes Beispiel ist der shift 

von „government to governance“. Veränderte Begrifflichkeiten – so können wir 

                                                 
37 Listl, Aufgabe [vgl. Anm. 11], S. 458f.  
38 Hans Barion, Kirchenrecht, in: Die Religion in Geschichte und Gegenwart, Band III, 3. Auflage, Tübingen 

1959, Sp. 1506. 
39 Listl, Aufgabe [vgl. Anm. 11], S. 459f.  
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zusammenfassen – transportieren Sinngehalte, und zwar auch und insbesondere ein 

verändertes Selbstverständnis einer Gesellschaft oder einer Institution: in diesem Fall handelt 

es sich zugleich um eine Erscheinungsform institutionellen Wandels. 

So verhält es sich nach unserer Beobachtung auch mit dem durch das II. Vatikanum verwirk-

lichten Kirchenverständnis der katholischen Kirche; der ein verändertes Selbstverständnis 

signalisierende semantic shift liegt in der Schwerpunktverlagerung von der „societas perfecta“ 

zur „Kirche als communio“. 

 

Die lange Zeit zur Kennzeichnung des katholischen Kirchenverständnisses verwendete For-

mel von der Kirche als „societas perfecta“ oder – wie Listl präzisiert – als „societas juridice 

perfecta“ hatte – wie wohl alle Kurzformeln – stets eine bestimmte Stoßrichtung und in die-

sem Sinne eine klare Abgrenzung zum Governance-Kollektiv „Staat“ zu bewirken und damit 

uno actu die Autonomie und insbesondere die Eigenrechtsmacht der Kirche zu postulieren: 

„Im neueren katholischen Kirchenrecht ist die Lehre von der Kirche als einer societas iuridice 

perfecta das Kernstück des lus Publicum Ecclesiasticum und die klassische kirchenrechtliche 

Kurzformel für die wesensmäßige Verschiedenheit der Kirche gegenüber dem Staat, für ihre 

Eigenrechtsmacht und damit für ihr Selbstbestimmungsrecht und ihre Unabhängigkeit in ih-

rem Eigenbereich von der staatlichen Gewalt geworden und zugleich für ihre Befugnis zu 

kircheneigener und damit staatsunabhängiger Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtspre-

chung“.40 

 

Diese Abgrenzungsfunktion der „societas perfecta“-Formel kommt besonders klar in der 

nachfolgenden Passage zum Ausdruck, die wir einem Beitrag von Heribert Hallermann im 

Archiv für katholisches Kirchenrecht entnommen haben: 

 

„Zunächst ist festzustellen, daß jede kirchliche Rechtsordnung sowohl in ihren einzelnen 

Normen als auch in ihrem gesamten Normengefüge ein bestimmtes Bild von der Kirche 

zum Ausdruck bringt […]. 

In der Auseinandersetzung mit einem Staat, der sich im Zeitalter des Liberalismus weit-

hin als alleinige Quelle allen Rechts betrachtete und damit die Geltung eines eigenständi-

gen Kirchenrechts ausschloß, behauptete sich die katholische Kirche in Analogie zum 

Staat als eine wahre, vollkommene und völlig freie Gesellschaft, die aufgrund göttlicher 

Stiftung eigene und dauernde Rechte besitzt, die jeder staatlichen Verfügung entzogen 

sind. Innerhalb dieses theologischen Konzepts, das hauptsächlich auf das Verhältnis von 

Kirche und Staat abhebt, begreift sich die Kirche wesentlich als eine von Christus einge-

setzte und hierarchisch geordnete Gesellschaft, der von ihrem Stifter eine von der Staats-

gewalt völlig unterschiedene und getrennte Leitung verliehen wurde. Im Bemühen um die 

Abgrenzung gegenüber dem Staat und um die Behauptung ihrer rechtlichen Eigenstän-

digkeit blieb die Kirche aber dem weltlichen Rechtsbegriff verhaftet und begründete ihr 

eigenes Recht nicht theologisch, sondern weitgehend philosophisch nach dem naturrecht-

liehen Prinzip ‚ubi societas, ibi ius‘“.41 

 

                                                 
40 Listl, Aufgabe [vgl. Anm. 11], S. 465. 
41 Heribert Hallermann, Die Funktion des Rechts in der Communio, in: AfkKR 166 (1997), S. 453f. 
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Unter dem uns besonders interessierenden Gesichtspunkt des Glaubens- bzw. Theologiege-

halts von religionsgemeinschaftlichem Recht – hier: des Kirchenrechts – würde der Befund 

eindeutig ausfallen: der Theologiegehalt ist allenfalls in Spurenelementen erkennbar. 

Diese Sichtweise wird ganz offensichtlich auch von Ansgar Hense geteilt, der in seinem weit 

ausgreifenden Beitrag über „Katholizismus und Rechtsordnung“ dazu folgendes ausgeführt 

hat: 

 

„Die kirchenrechtliche Herausforderung bestand in doppelter Hinsicht: Einerseits mußte 

den staatlichen Herrschaftsansprüchen ein kirchenrechtliches Konzept entgegengestellt 

werden, das Sichtbarkeit und Eigenständigkeit der katholischen Kirche hervorhob und 

begründete; andererseits mußte das Konzept den – aus katholischer Sicht – Versuchungen 

der protestantischen Kollegialtheorie widerstehen, die den Ursprung der Kirche auf einen 

freiwilligen Vertrag von Gleichberechtigten zurückführte. Diese doppelte Apologie war 

die Stoßrichtung des Ius Publicum Ecclesiasticum. Um die Kirche nicht als freiwilligen 

Zusammenschluß von Gleichen (societa aequalis) definieren zu müssen, qualifizierten die 

Vertreter des Ius Publicum Ecclesiasticum die Kirche als eine notwendige Gemeinschaft, 

die auch ohne Territorium über alle souveränen Rechte und Allzuständigkeiten verfügt, 

die zur Erreichung ihres Zieles – des ewigen Heils ihrer Glieder – erforderlich sind. Inso-

fern sei die Kirche ‚societas perfecta‘. Damit knüpft die Würzburger Schule an ein philo-

sophisch naturrechtliches Konzept an, das letztlich seinen Fluchtpunkt für die Begrün-

dung des Kirchenrechts in der Sentenz findet: ubi societas, ibi ius. Eine wenig theologi-

sche Begründung für die Existenz kirchlichen Rechts“.42 

 

Mit dem II. Vatikanum machte nun ein anderer Schlüsselbegriff Karriere, nämlich der der 

„communio“, über den es jetzt kurz zu sprechen gilt. 

 

Das II. Vatikanum markiert insofern eine Wende im katholischen Kirchen- und Kirchen-

rechtsverständnis, als nunmehr ausdrücklich eine theologische Begründung des Kirchenrechts 

angemahnt wurde. Hallermann skizziert diesen „theologischen shift“ zusammenfassend wie 

folgt: 

 

„Im Unterschied dazu (zur societas perfecta-Lehre, G. F. S.) richtet sich das im Anschluß 

an das II. Vatikanische Konzil erneuerte Kirchenrecht erklärtermaßen an dem theologi-

schen Wesensverständnis der Kirche aus, das heißt, daß das Kirchenrecht eine Funktion 

des Kirchenbegriffes darstellt, also die Ekklesiologie dem Kirchenrecht vorausgeht und 

die theologische Lehre von der Kirche die unverzichtbare materielle Grundlage für das 

kirchliche Recht darstellt. Folgerichtig hat das Konzil selbst gefordert, daß das Recht der 

Kirche im Blick auf das ‚Mysterium der Kirche‘ dargelegt werden solle, wie es in der 

dogmatischen Konstitution ‚Lumen gentium‘ zum Ausdruck kommt. Mit dieser Forde-

rung verweist das Konzil auf den für die konziliare Ekklesiologie zentralen Begriff der 

‚Communio‘, der von Papst Johannes Paul II. mit der Apostolischen Konstitution ‚Sacrae 

disciplinae Ieges‘ zum verbindlichen Interpretament des gesamten Codex von 1983 er-

klärt wurde. Dementsprechend kann heute die Frage nach der Funktion des Rechts in der 

                                                 
42 Hense, Katholizismus und Rechtsordnung [vgl. Anm. 10], S. 84. 
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Kirche nicht abstrakt gestellt werden, sondern sie muß ausdrücklich Bezug nehmen auf 

die Kirche des II. Vatikanischen Konzils“.43 

 

Was nun die Versuche angeht, das katholische Kirchenrecht theologisch zu fundieren,44 so 

wollen wir hier nur zwei von ihnen erwähnen, die von uns als besonders einflussreich und 

konzeptionell in sich geschlossen wahrgenommen worden sind.  

Mit dem Namen Wilhelm Bertrams‘ verbindet sich der sogenannte Inkarnatorische Ansatz,45 

der die Kirche als Fortsetzung der Menschwerdung Christi versteht, mit der daraus folgenden 

Konsequenz, dass das katholische Kirchenrecht mittels des Inkarnationsprinzips von innen 

her gestaltet wird und seinen geistlichen Charakter erhält; um diese Konzeptualisierung der 

Kirche als Leib Christi besser verstehen zu können, erscheint es hilfreich, sich nicht nur sei-

nem Gedankengang, sondern auch der spezifischen Sprache des Autors anzuvertrauen: 

 

„Leib Christi nennt ja der hl. Paulus die Kirche. Wie immer auch theologisch die Einheit 

von Christus mit der Kirche aufzufassen sein mag – das eigentliche Leben der Kirche ist 

Christi Leben. All ihr Leben geht von Christus aus, wird von Christus getragen. Christus 

setzt durch die Kirche und in der Kirche sein Lehr-, Priester- und Hirtenamt fort. Christus 

lebt weiter in der Kirche. Die Kirche offenbart lehrend göttliche Wahrheit, sie spendet 

segnend göttliches Leben, sie schenkt leitend und befehlend Christi Liebe. Im Opfer der 

Kirche opfert sich Christus, in ihren Sakramenten wirkt Christus. Von Christus also geht 

alles Leben der Kirche aus, in ihm hat es seinen Mittelpunkt. Er selbst als übernatürliche, 

alle Heilswahrheiten und Heilsgüter umfassende Wirklichkeit ist das innere Gestaltprin-

zip des Lebens der Kirche, die objektive Norm für alle ihre Wirksamkeit. Die Kirche ist 

also wahrhaft ein Geheimnis, eine Wirklichkeit der Heilsordnung, die wir in Begriffen 

und Bildern nicht restlos wiedergeben können: eine Rechtsgemeinschaft, deren eigentli-

ches Lebensprinzip eine bloß soziale Bindung und Einheit weit überragt, ja in einer höhe-

ren Ordnung, in der übernatürlichen Ordnung liegt: Christi Leben selbst. Dieses Geheim-

nis erklären zu wollen, indem eines dieser beiden Elemente geleugnet wird, heißt das Ge-

heimnis selbst aufgeben. Die Kirche ist der Leib des Herrn, aber dieser Leib ist notwen-

dig als corpus sociale, als Rechtsgemeinschaft aufzufassen. Der theologische Begriff der 

Kirche – Leib Christi – schließt den sozialen, juridischen Kirchenbegriff ein. Die theolo-

gische Erklärung der Kirche hat im Begriff der Rechtsgemeinschaft ein unverrückbares 

Fundament. Deshalb vermag weder eine bloß apologetische, noch eine rein spiritualisti-

sche Auffassung die ganze Wirklichkeit der Kirche darzustellen; hier kommt die Rechts-

gemeinschaft, dort das innere Leben der Kirche zu kurz. Aber in beiden Fällen handelt es 

sich im Grunde um die gleiche Mißdeutung, die Mißdeutung des Grundgeheimnisses der 

übernatürlichen Ordnung, der Menschwerdung des Wortes Gottes. ‚Das Wort ist Fleisch 

geworden‘. Das ist das Geheimnis Christi: göttliches Leben in Menschengestalt. Nur von 

                                                 
43 Hallermann, Funktion [vgl. Anm. 41], S. 454f.  
44 Siehe dazu den informativen Überblick bei Peter Krämer, Katholische Versuche einer theologischen 

Begründung des Kirchenrechts, in: Theologische Berichte XV: Die Kirche und ihr Recht, 1986, S. 11-37; sowie 

von Norbert Lüdecke, Das Verständnis des kanonischen Rechts nach dem Codex Iuris Canonici von 1983, in: C. 

Grabenwarter/N. Lüdecke (Hrsg.), Standpunkte im Kirchen- und Staatskirchenrecht, 2002, S. 177-215. 
45 Hense, Katholizismus und Rechtsordnung [vgl. Anm. 10], S. 88f.  
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hier aus ist auch das Geheimnis der Kirche in etwa zu verstehen; nur wenn wir die Kirche 

als Fortsetzung der Menschwerdung des Sohnes Gottes sehen, werden wir ihr gerecht“.46 

 

Der zweite bedeutende theologische Begründungsversuch geht auf Klaus Mörsdorf zurück47 

und findet in dem Standardwerk von Aymans-Mörsdorf des Kanonischen Rechts seine wirk-

mächtige Verbreitung; für ihn sind Wort und Sakrament das Fundament kirchlicher Rechts-

struktur: 

 

„Das Kirchenrecht ist ‚heiliges Recht‘, weil es Gottes Werkzeug ist, für die der Kirche 

aufgetragene Sendung für das Heil des Menschen. Es ist kein notwendiges Übel, das man 

um der kirchlichen Ordnung hinnehmen muss. Es ist nicht etwas Äußerliches und Neben-

sächliches, das aus einem menschlichen Sicherheitsbedürfnis heraus zu der durch Wort 

und Sakrament aufgebauten Kirche hinzukommt, sondern wesentliches Element der sak-

ramentalen Zeichenhaftigkeit der Kirche. In ihrer rechtlichen Gestalt – und nie ohne sie – 

ist die Kirche das von Jesus Christus aufgerichtete Zeichen des Heils“.48 

 

Und in dem erwähnten Standardlehrbuch des kanonischen Rechts heißt es dazu ergänzend wie 

folgt:  

 

„In der Kirche herrscht der Wille ihres Stifters, nicht als der Wille eines Außenstehenden, 

sondern als der Wille des Hauptes, durch das die Gläubigen zur Gemeinschaft des neuen 

Gottesvolkes verbunden sind. Diese Eigenart der Kirchenverfassung macht es schwierig, 

das Wesen der Kirche mit juristischen Begriffen bestimmen zu wollen. Die Kirche ist ei-

ne Gemeinschaft eigener Art; ihre rechtliche Struktur offenbart sich in ihrem Gepräge 

[…]. Am Sakrament unterscheidet man das äußere Zeichen und den durch das Zeichen 

bewirkten Gnadenvorgang. Diese Unterscheidung läßt sich auf die Kirche anwenden und 

eröffnet einen Weg, die rechtliche Struktur der Kirche als wesentliches Element ihrer 

Sichtbarkeit zu begreifen. Da sich das Recht nur mit dem befassen kann, was nach außen 

in die Erscheinung tritt, ist die sakramentale Zeichenhaftigkeit der Kirche der Ort, an dem 

die rechtliche Struktur ihren Sitz hat. Mit dem Auftrag, das Heilswirken des Herrn fortzu-

setzen, wurde der Kirche zugleich die Art und Weise bestimmt, in der sie ihren Auftrag 

zu erfüllen hat: durch ihr Leben aus dem göttlichen Wort und der Feier der Sakramente. 

Das Leben aus dem Wort bedeutet Verkündung der Frohbotschaft und gläubige Annah-

me, die Feier der Sakramente Spendung und Empfang der besonderen Gnadenmittel. 

Wort und Sakrament sind zwei verschiedene Weisen der Heilsvermittlung; sie stehen 

aber in einer tiefgreifenden Zuordnung zueinander und begegnen sich in lebendiger Wir-

keinheit. Beide haben rechtlichen Charakter“.49 

 

Das katholische Kirchenrecht sei daher eine theologische Disziplin mit juristischer Methode: 

                                                 
46 Wilhelm Bertrams, Vom Sinn des Kirchenrechts, in: Ders., Questiones Fundamentales Juris Canonici, Roma 

1969, S. 47-60. 
47 Klaus Mörsdorf, Wort und Sakrament als Bauelemente der Kirchenverfassung, in: Ders., Schriften zum 

kanonischen Recht, herausgegeben von W. Aymans et al., 1989, S. 1ff.  
48 Mörsdorf, Wort [vgl. Anm. 47], S. 53. 
49 Aymanns / Mörsdorf. Kanonisches Recht [vgl. Anm. 18], S. 29f. 
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„Die Kirchenrechtswissenschaft, die Lehre vom Kirchenrecht, nennt man Kanonistik, 

weil Kanon der alte Fachausdruck für den kirchlichen (synodalen) Rechtssatz ist. Die 

Kanonistik beschäftigt sich mit der kirchlichen Gemeinschaftsordnung als einer in ihren 

Grundzügen auf dem Willen Jesu Christi gründenden Einrichtung. Sie ist daher eine theo-

logische Disziplin. Ihren Gegenstand nimmt sie wie jegliche theologische Wissenschaft 

im Lichte des auf der Autorität Gottes gründenden Glaubens. Sie hat zugleich rechtswis-

senschaftlichen Charakter und begegnet in formaler Hinsicht ihrer weltlichen Schwester; 

bei ihr hat sie die Formen des juristischen Denkens gesucht und im kirchlichen Bereich 

zur fruchtbaren Entfaltung gebracht“.50 

 

Soweit erst einmal zum katholischen Kirchenverständnis. Sein Glaubens- beziehungsweise 

Theologiegehalt ist beeindruckend hoch, so dass sich als nächstes die Frage stellt, wie mit 

einer offenbar schwer trennbaren Gemengelage von Theologie und Recht eigentlich umzuge-

hen ist. 

 

3. Der Weg vom Recht göttlichen Ursprungs zum praktisch handhabbaren positiven 

Kirchenrecht oder zur Aufgabe, Übergänge sprachfähig zu machen 

Wenn es sich nun so verhält, dass Kirchenrecht – sei es evangelisches oder katholisches Kir-

chenrecht – nicht ohne eine letztendliche Rückführung auf Gott und das Christsein als solches 

gedacht werden kann und dass es ohne theologische Zuflüsse als eigengeartetes Recht nicht 

sinnvoll konzipierbar ist, dann haben wir es – zunächst ganz unspezifisch gesprochen – mit 

einer Gemengelage zu tun, mit voneinander schwer abgrenzbaren Elementen eines Kirchen-

recht genannten Rechtsregimes. Was ist angesichts dessen zu tun oder – anders gewendet – 

wie ist mit diesem Befund umzugehen und wie kann man – als erster Schritt gewissermaßen – 

sinnvoll über ihn sprechen? 

In solchen Situationen, in denen die Technik der ordnenden Zuweisung von Teilelementen 

in säuberlich getrennte Schubladen – göttlich, theologisch, weltlich-juristisch – nicht funktio-

niert, bietet es sich an, in Metaphern Zuflucht zu nehmen, um das zentrale Problem – nämlich 

Übergänge sprachfähig zu machen – wenigstens annähernd in den Griff zu bekommen. Bei 

unserer Reise durch die Literatur sind wir auf drei solcher Metaphern gestoßen, die uns ei-

gentlich alle, wenn auch auf unterschiedliche Weise, mitteilen wollen, dass Kirchenrecht nur 

als ein Kontinuum gedacht werden kann, und zwar mit den Endpunkten „göttlich-prinzipiell“ 

auf der einen und „juristisch-praktisch“ auf der anderen Seite: 

 

Das Rechtsregime des Kirchenrechts 

 

 

 

  

 

 

                                                 
50 Aymanns / Mörsdorf. Kanonisches Recht [vgl. Anm. 18], S. 61. 

juristisch-praktisch göttlich-prinzipiell 

Zunahme von ius dispositivum 

 

abnehmende Divinität 
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Wie man aus diesem Versuch einer Visualisierung des Kirchenrechts sehen kann, besteht sein 

Charme unter anderem darin, dass es – und dies ist von praktischer Wichtigkeit – den unter-

schiedlichen Grad von Veränderbarkeit und Verfügbarkeit kirchenrechtlicher Inhalte aufzu-

zeigen vermag. 

Aber nun zu den Metaphern selbst: 

 

a. Kirchenrecht als Brückenfach 

 

Angesichts der skizzierten engen Verknüpfung von Recht und Theologie könnte es nicht 

überraschen, beträte alsbald die Brückenmetapher die Bühne, die ja auch sonst bei der Begeg-

nung verschiedener Wissenschaftsdisziplinen verwendet wird;51 und so ist es in der Tat. 

Im Lehrbuch des Kirchenrechts von Heinrich De Wall und Stefan Muckel findet sich unter 

der Überschrift „Gegenstand und theologische Grundlegung des kanonischen Rechts“ tatsäch-

lich die Metapher des Brückenfachs und wird dort wie folgt eingeführt: 

 

„Das geltende kanonische Recht weist enge Bezüge sowohl zur Theologie als auch zur 

Rechtswissenschaft auf. Es wird deshalb auch als ‚Brückenfach‘ bezeichnet […]. Papst 

Paul VI. nannte das kanonische Recht im Hinblick auf die Lehren des II. Vatikanischen 

Konzils eine eigene theologische Wissenschaft und forderte eine spezielle Theologie des 

Rechts in der Kirche. Die Einordnung des kanonischen Rechts zwischen Theologie und 

Rechtswissenschaft ist zwar noch nicht endgültig geklärt. Festgehalten werden kann aber, 

dass das kanonische Recht als verbindliche Lebensordnung der römisch-katholischen 

Kirche auf Glaubensinhalten basiert, die sich aus anderen theologischen Disziplinen, ins-

besondere der Dogmatik und der Moraltheologie, ergeben. Auf der Grundlage theologi-

scher Erkenntnis wird sodann mit juristischer Methode gearbeitet. Die enge Verflechtung 

des kanonischen Rechts mit dem Glauben und der Theologie zeigt sich bereits bei der 

Frage nach zentralen Gegenständen des kanonischen Rechts, insbesondere bei der Frage 

danach, was nach römisch-katholischem (Selbst-)Verständnis überhaupt unter der Kirche 

zu verstehen ist, deren verbindliche Lebensordnung das kanonische Recht sein soll“.52 

 

Vom Verständnis des Kirchenrechts als Brückenfach und der Kirchenrechtswissenschaft als 

Brückendisziplin ist es kein weiter Weg zur Erfindung eines weiteren Brückenbegriffs, näm-

lich dem der Rechtstheologie, die zwar – nach wohl allgemeiner Auffassung – keine eigene 

Disziplin darstellt, aber so etwas wie eine auf den Begriff gebrachte Mahnung darstellt, sich 

des divinen und theologischen Gehalts des Kirchenrechts stets bewusst zu sein. 

Interessant finden wir, was sich aus Erläuterungen zum Stichwort „Rechtstheologie“ im evan-

gelischen Staatslexikon findet, und zwar – wie eben so üblich wie unvermeidlich – nach Kon-

fessionen getrennt; in dem jeweils ersten Absatz der Erläuterungen heißt es dazu wie folgt: 

 

„Ev. R. steht gemeinhin auf den reformatorischen ( Reformation) Grundlagen der  

Zwei Reiche Lehre Luthers und der dem Reformiertentum zuzuordnenden Lehre von der 

                                                 
51 Zu Governance als einem Brückenbegriff siehe G. F. Schuppert, Was ist und wozu Governance?, in: Die 

Verwaltung 40 (2007), S. 463-511. 
52 Heinrich de Wall / Stefan Muckel, Kirchenrecht. Ein Studienbuch, München 2009, S. 94. 
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 Königsherrschaft Christi. Oft findet sich ein tiefgründiger Rechtsskeptizismus, der in 

der reformatorisch geprägten Rechtfertigungslehre wurzelt, wonach der Mensch im bloßen 

Rechthandeln vor Gott nicht Rechtfertigung finden kann. Dem entspricht oft eine fast 

übertriebene und paradoxe Erwartungshaltung gegenüber der Leistungsfähigkeit und der 

Verbindlichkeit des positiven Rechts. […] Die kath.  Lehre steht der Idee des Rechtes 

traditionsgemäß positiv und aufgeschlossen gegenüber. Die römisch kath. R. hat das 

Recht zumeist einerseits schöpfungs- und andererseits offenbarungstheologisch begründet. 

Bereits früh hat sie dabei einen Stufenbau der Rechtsordnung entwickelt mit göttlichem 

Recht (ius divinuın) an der Spitze sowie dem natürlichen Recht (ius naturale) und end-

lich dem positiven Recht als weiteren Komponenten“.53 

 

Aus diesen beiden kurzen Passagen ist zweierlei zu lernen: einmal, dass beide Konfessionen 

ein deutlich unterschiedliches Näheverhältnis zum Recht haben; während für den Protestan-

tismus immer wieder die Zurückhaltung gegenüber einer Verrechtlichung der unsichtbaren 

Kirche betont wird, ist die katholische Kirche – jedenfalls aus protestantischer Sicht  – immer 

auch Rechtskirche gewesen, die mit ihrer Entwicklung des kanonischen Rechts als einer Pa-

rallelordnung zum staatlichen Recht auf eine lange Rechtstradition zurückblicken kann.54 

Zum anderen lässt sich aus dem Beispiel des katholischen Kirchenrechtsverständnisses eine 

Einsicht gewinnen, die sich als je-desto-Satz formulieren lässt: Je intensiver die divine bezie-

hungsweise theologische Aufladung des Kirchenrechts ist, umso größer wird das Bedürfnis 

nach Abstufungen innerhalb des kirchlichen Rechtsregimes, ein Befund, auf den unter dem 

Stichwort „Rechtsgefälle“ gleich noch zurückzukommen sein wird. Diesem Abstufungsbe-

dürfnis trägt die nachfolgende Überschrift Rechnung, die wir den schon zitierten Grundsatz-

beitrag von Ansgar Hense über „Katholizismus und Rechtsordnung“ entnommen haben. 

 

b. Kirchenrecht als Mehrebenenrecht zwischen Himmel und Erde 

 

Wir halten diese Formulierung „Kirchenrecht als Mehrebenenrecht“ zwischen Himmel und 

Erde für eine ausgesprochen geglückte Formulierung, weil mit ihr – von Ansgar Hense wahr-

scheinlich unbeabsichtigt – an Einsichten der Governance-Forschung angeknüpft werden 

kann, die aus der Beschäftigung mit dem Phänomen von „multilevel-governance“ (deutscher 

Föderalismus, Architektur der EU) gewonnen worden sind. Die Theoretiker der „multilevel-

governance“-Forschung haben stets betont, dass es nicht so sehr darum gehe, verschiedene 

Governance-Ebenen zu unterscheiden und sie säuberlich zu trennen, sondern dass ihr eigentli-

cher Gegenstand die Ursachen, Formen und Folgen der Ebenen-Verflechtung seien;55 so ver-

hält es sich auch im Falle des Kirchenrechts: Es geht nicht um die trennscharfe Abschichtung 

                                                 
53 Gerhard Robbers, Rechtstheologie, in: Evangelisches Staatslexikon, Stuttgart 2006, Sp. 1939-1940. 
54 Zum kanonischen Recht als globale normative Ordnung im Schatten schwacher Staatlichkeit siehe Thomas 

Duve, Katholisches Kirchenrecht und Moraltheologie im 16. Jahrhundert: Eine globale normative Ordnung im 

Schatten schwacher Staatlichkeit, in: S. Kadelbach/K. Günther (Hrsg.), Recht ohne Staat? Zur Normativität 

nichtstaatlicher Rechtsetzung, Frankfurt am Main 2011, S. 147-174. 
55 Stellvertretend Arthur Benz, Mehrebenen-Verflechtung. Verhandlungsprozesse in verbundenen 

Entscheidungsarenen, in: F. W. Scharpf/R. Zentel (Hrsg.), Horizontale Politikverflechtung. Zur Theorie von 

Handlungssystemen, Frankfurt am Main u. a. 1992, S. 147ff.; Ders., Multilevel Governance. Governance in 

Mehrebenensystemen, in: Ders. / Dose (Hrsg.), Governance [vgl. Anm. 7], S. 142ff. 
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verschiedener Rechtsmassen, sondern um die Durchdringung des positiven Kirchenrechts 

durch göttliche und theologische Vorgaben. 

 

● Dass dadurch statt eines Trennungsdenkens ein Abstufungsdenken angemessen ist, klingt in 

fast allen Abhandlungen zum katholischen Kirchenrecht in irgendeiner Weise an; wir haben 

uns für zwei Belegstellen entschieden, um diesen Befund zu dokumentieren. 

Die erste Belegstelle findet sich in der Darstellung des katholischen Kirchenrechts im Staats-

lexikon der Görres-Gesellschaft aus der Feder von Peter Krämer, wo es wie folgt heißt: 

 

„Die Kirche bildet ‚eine einzige komplexe Wirklichkeit, die aus menschlichem und gött-

lichem Element zusammenwächst‘ (II. Vat. Konzil, Dogmatische Konstitution über die 

Kirche. Lumen gentium [LG], Art. 8, 1). Die hiermit bezeichnete Spannungseinheit zwi-

schen Sichtbarem und Unsichtbarem, zwischen dem göttlichen und menschlichen Ele-

ment kommt besonders deutlich in dem biblisch patristischen Begriff der ‚communio‘ 

zum Ausdruck. In rechtlicher Hinsicht weist die Spannungseinheit auf die für das K. fun-

damentale Unterscheidung zwischen dem göttlichen und menschlichen (= rein kirchli-

chen) Recht, dem ‚ius divinum‘ und dem ‚ius humanum‘ (= ‚mere ecclesiasticum‘) hin. 

Das göttliche Recht bezieht sich auf die Stiftung der Kirche durch Christus sowie auf 

grundlegende Strukturen und Lebensvollzüge der Kirche ( Kirchenverfassung 1); es ist 

in seinem Wesensgehalt der Verfügbarkeit durch die Kirche entzogen, muß aber im 

menschlichen Recht konkretisiert werden, um in geschichtlich gesellschaftlicher Hinsicht 

wirksam werden zu können. Das menschliche, rein kirchliche Recht hingegen bewegt 

sich im Rahmen des göttlichen Rechts und muß dieses in einer konkreten geschichtlichen 

Situation zur Geltung bringen. Von daher ist eine scharfe Abgrenzung von göttlichem und 

menschlichem Recht nicht möglich. Denn die im K. positivierten Sätze des göttlichen 

Rechts (wozu auch naturrechtliche Bestimmungen treten können) sind mit dem göttlichen 

Recht keineswegs gleichzusetzen; sie stellen lediglich Versuche dar, das ‚ius divinum‘ 

entsprechend den jeweiligen Zeiterfordernissen auszusagen. Mit anderen Worten: Das 

göttliche Recht erscheint in einem kirchlichen Rechtssatz immer in geschichtlicher Kon-

kretheit und ist insofern von geschichtlichen Faktoren bedingt.  ‚Ius divinum‘ ist nur im 

‚ius humanum‘ zugänglich und vermischt mit diesem gegeben.“56 

 

Die zweite Belegstelle stammt aus dem schon zitierten Beitrag von Wilhelm Bertrams über 

den Sinn des Kirchenrechts, in dem er einen breiten Bogen von den klar göttlichen Elementen 

über das kirchliche Vermögensrecht bis zum Kirchenstrafrecht als dem wohl „menschlichs-

ten“ Teil des Kirchenrechts spannt. 

 

„Freilich tritt der geistliche, übernatürliche Charakter des Kirchenrechts nicht in allen 

seinen Teilen in gleicher Weise in die Erscheinung. Am klarsten offenbart er sich dort, 

wo die äußere Handlung der äußere Ausdruck, die äußere wesensmäßige Vollendung des 

inneren, übernatürlichen Lebens ist, wie im eucharistischen Opfer, das ja in der Konsek-

ration von Brot und Wein der stets neue Vollzug des Opfers Christi selbst ist; ähnlich 

                                                 
56 Peter Krämer, Art. „Kirchenrecht I. Katholisches Kirchenrecht“, in: Staatslexikon der Görres-Gesellschaft, Bd. 

III, Freiburg i. Brsg. 1987, Sp. 435-440, hier: Sp. 437-438. 
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dort, wo die äußere Handlung Mittel ist, um direkt die seinsmäßige, übernatürliche Gnade 

hervorzubringen, wie in den Sakramenten, die ja die Gnade nicht nur versinnbilden, son-

dern auch aus sich (ex opere operato) hervorbringen. Aber der grundsätzlich übernatürli-

che Charakter bleibt auch in allen übrigen Sphären des kirchlichen Gemeinschaftslebens 

gewahrt. Die Beziehung zum übernatürlichen Leben ist freilich oft mehr oder weniger in-

direkt und vermittelt, aber sie fehlt nie. Oben schon wurde darauf hingewiesen, daß das 

Kirchenrecht viele Bestimmungen nicht bloß formeller, sondern auch inhaltlicher Art 

kennt, wie sie sich auch in der Rechtsordnung einer natürlichen Gemeinschaft finden, so 

etwa die Normen für die Verwaltung der kirchlichen Güter und Finanzen. Aber auch die-

se Dinge stehen in der Kirche im Dienste ihres übernatürlichen Zieles. Sie gehören mit zu 

den Bedingungen des übernatürlichen Gemeinschaftslebens der Kirche. Der Vollzug des 

direkt übernatürlichen Lebens der Gottesverehrung und Gnadenvermittlung kann nicht 

auf geordnete Weise geschehen, wenn nicht auch diese ‚weltliche‘ Seite des kirchlichen 

Gemeinschaftslebens geordnet ist. Das kirchliche Gemeinwohl, das als Ganzes der über-

natürlichen Ordnung angehört, kann ohne diese Elemente, die als solche der natürlichen 

Ordnung angehören, nicht bestehen. In diesem Zusammenhang sei auch noch einmal das 

kirchliche Strafrecht erwähnt. Es ist dies gewiß der am meisten ‚menschliche‘ Teil des 

Kirchenrechts, durch sein bloßes Bestehen ein Beweis, daß in jeder menschlichen Ge-

meinschaft Fehler begangen werden, die der Sühne bedürfen“.57 

 

Aber auch den Theoretikern des evangelischen Kirchenrechts stellte sich die von Wilhelm 

Maurer so wunderbar klar formulierte Frage: „Wie kommen wir nun von einem göttlichen 

Recht, das die Natur und die Kirche durchwaltet, zum konkreten Recht der Kirche?“.58 Dies 

ist in der Tat die zentrale Frage, mit deren Beantwortung sich der Protestantismus schwerer 

tut als die katholische Kirche, die mit ihrer Abstufungssemantik – ius divinum, ius divinum 

naturale, ius divinum positivum, ius humanum – das Problem mit bewundernswerter Eleganz 

zu lösen vermag. Was nun die Theoretiker des evangelischen Kirchenrechts angeht, so sind 

wir auf zwei von ihnen angebotene Lösungswege gestoßen. 

 

Ein Lösungsweg findet sich bei Peter Landau in seinem Beitrag über den „Rechtsbegriff des 

Kirchenrechts in philosophisch-historischer Sicht“ (1997) aufgezeigt. Er bemüht den Begriff 

der Transformation, durch die der klärungsbedürftige Vorgang der Mutation von göttlichen 

Vorgaben zum Kirchenrecht als ius humanum plausibel gemacht werden kann; zu diesem – 

wie wir meinen – außerordentlich einleuchtenden Erklärungsversuch heißt es bei ihm wie 

folgt: 

 

„Zunächst stellt sich die Frage, ob die Normativität des Kirchenrechts mit dem Begriff 

eines Komplexes von Imperativen erfaßt werden kann. Imperative könnten solche eines 

göttlichen oder eines menschlichen Gesetzgebers sein – und demzufolge müßte man Be-

reiche von ius divinum und ius humanum unterscheiden. Göttliches Recht (ius divinum) 

läßt sich nach evangelischem Glaubensverständnis nicht als ein selbständiger Bereich ge-

                                                 
57 Bertrams, Sinn [vgl. Anm. 46], S. 55f. 
58 Wilhelm Maurer, Bekenntnis und Kirchenrecht, in: Ders., Die Kirche und ihr Recht. Gesammelte Aufsätze 

zum evangelischen Kirchenrecht, herausgegeben von G. Müller und G. Seebaß, Tübingen 1976, S. 16.  
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genüber dem ius humanum isolieren: so hat Hans Dombois formuliert, daß wir das ius 

divinum immer nur in der Form des ius humanum haben. Auch wenn man davon ausgeht, 

daß der Gemeinschaft der Christen göttliche Mandatsworte bzw. Weisungen vorgegeben 

sind, lassen sich diese nicht einfach als Imperative einer positiven Rechtsordnung iuris 

divini deuten, sondern bedürfen einer Transformation über den Bereich normativer Über-

zeugungen einer Glaubensgemeinschaft, um Rechtssatzcharakter anzunehmen. Darin 

scheint mir auch eine wesentliche Differenz christlichen Kirchenrechts zum heiligen 

Recht des Islam zu bestehen, das mit seiner ausschließlichen Bindung an sakrosankte 

Rechtsquellen einer bestimmten historischen Epoche einen viel traditionalistischeren 

Charakter hat. In der katholischen Theologie und Kanonistik hat man sich gegenwärtig 

weitgehend von einem Verständnis des ius divinum im Sinne von übergeschichtlich gel-

tenden Rechtssätzen gelöst und geht von einer geschichtlichen Konkretisierung des ius 

divinum aus. Damit wird anerkannt, daß das ius divinum nur durch die Gemeinschaft des 

Volkes Gottes – die Kirche – seine Positivierung zu Grundsätzen einer Rechtsordnung 

finden kann“.59 

 

Ein zweiter Lösungsweg besteht darin, einem mehrschichtigen Kirchenbegriff das Wort zu 

reden; denn wenn der Kirchenbegriff mehrschichtig konzeptualisiert werden kann, lässt sich 

dies leicht in eine Mehrschichtigkeit des Kirchenrechts übersetzen. Wie dieser Lösungsweg 

„funktioniert“, hat Hans-Richard Reuter in seinem Beitrag „Der Begriff der Kirche in theolo-

gischer Sicht“60 näher erläutert, und zwar am Beispiel des dreigliedrigen Kirchenbegriffs Jo-

hannes Heckels und des ebenfalls dreischichtigen Kirchenbegriffs von Albrecht Ritschl. Bei 

Johannes Heckel61 entsprechen den drei Schichten des Kirchenbegriffs – die ecclesia spiritua-

lis als die geistliche Kirche der wahrhaft Glaubenden, die ecclesia universalis als „deren irdi-

sche Schauseite“62 und die ecclesiae particulares als deren positiv-rechtlich verfassten Teil-

gemeinschaften – die drei Stufen des ius divinum, des heteronomen und des autonomen 

menschlichen Kirchenrechts. Auch Albrecht Ritschl63 arbeitet – wie Reuter erläutert – mit 

einem dreischichtigen Kirchenbegriff, um von da zu einem mehrschichtigen Kirchenrechts-

modell zu gelangen: 

 

„Im Interesse einer Entfaltung des Kirchenbegriffs, die mit der Unterscheidung von opus 

Dei und opera hominum ebenso Ernst macht wie mit einer handlungstheoretischen Fun-

dierung der erfahrbaren Kirche inclusive ihrer Rechtsgestalt, ist nach wie vor eine Erinne-

rung an Albrecht Ritschls luzide Konzeption einer Begründung des Kirchenrechts im 

evangelischen Begriff von der Kirche angezeigt. Der nach Schleiermacher führende Sys-

tematiker des 19. Jahrhunderts unterscheidet nämlich zwischen der Kirche im religiösen 

bzw. dogmatischen Sinn einerseits sowie der Kirche im politischen bzw. Rechtssinn ande-

                                                 
59 Peter Landau, Der Rechtsbegriff des Kirchenrechts in philosophisch-historischer Sicht, in: G. Rau/H.-R. 

Reuter/K. Schlaich (Hrsg.), Das Recht der Kirche, Band I, Zur Theorie des Kirchenrechts, Gütersloh 1997, S. 

210f. 
60 Hans-Richard Reuter, Der Begriff der Kirche in theologischer Sicht, in: G. Rau/H.-R. Reuter/K. Schlaich 

(Hrsg.), Das Recht der Kirche, Band I, Zur Theorie des Kirchenrechts, Gütersloh 1997, S. 23-75. 
61 Heckel, Lex Charitatis [vgl. Anm. 31]. 
62 Reuter, Begriff der Kirche [vgl. Anm. 60], S. 32. 
63 Albrecht Ritschl, Die Begründung des Kirchenrechts im evangelischen Begriff von der Kirche, ZKR 8, 1869, 

S. 220-279. 
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rerseits und leistet die Vermittlung zwischen beiden durch den Begriff der Kirche im ethi-

schen Sinn“.64 

 

Diese soeben skizzierten Konstruktionsversuche sind sicherlich verdienstvoll, lenken aber 

unserer Auffassung nach von dem eigentlichen Kern des evangelischen Kirchenrechtsver-

ständnisses ab, der mit den für die professionellen juristischen Rechtsanwender etwas gewöh-

nungsbedürftigen Begriffen „Kirchenrechts als bekennendes Recht“65 beziehungsweise „Kir-

chenrecht als antwortendes Recht“66 einzufangen versucht wird. An diesen beiden Begriffen 

wird sehr schön klar, dass für das evangelische Kirchenrecht sein Inhalt aus den göttlichen 

Vorgaben nicht wie aus einem lesbaren Bauplan abgeleitet werden kann, also einem göttli-

chen Fahrplan folgt, es vielmehr als primär durch den Menschen gestaltbar gedacht wird: der 

dadurch eröffnete weite Gestaltungsspielraum ist dazu zu nutzen, dem gemeinsamen Be-

kenntnis adäquaten Ausdruck zu verleihen und nach bekenntniskompatiblen Antworten zu 

suchen. Das Bekenntnis fungiert also nicht als juristischer Leitfaden, sondern ist kritische 

Maßstabsnorm für ein gelingen wollendes Kirchenrecht; ganz in diesem Sinne heißt es in dem 

Beitrag Wilhelm Maurers über „Bekenntnis und Kirchenrecht“ dazu wie folgt: 

 

„Das göttliche Wort ist die allein wirksame Instanz im evangelischen Kirchenrecht. Es 

ergreift sich in der Kirche seine Werkzeuge, durch die es sich verwirklicht. Das göttli-

che Recht setzt menschliches Recht. Das göttliche Kirchenrecht ist der unwandelbare 

Ausdruck der Treue Gottes; das menschliche Kirchenrecht ist stets wandelbarer Aus-

druck der Vergänglichkeit des Menschen, seiner Verhaftung an die Geschichte. Das 

wandelbare Kirchenrecht ist abhängig von dem schöpferischen Geistwillen Gottes, der 

die Geschichte durchwaltet; und es bleibt Recht der Kirche nur, weil und soweit es auf 

das unwandelbare göttliche bezogen bleibt. Es gibt keine rechtsfreie Kirche. Aber das 

menschliche Recht der Kirche bleibt nur dann gesund, wenn es die Verbindung mit 

dem göttlichen nicht verliert, wenn es nichts anderes will und tut, als der Verkündi-

gung des göttlichen Heils zu dienen“.67 

 

c. Das sogenannte Rechtsgefälle im katholischen Kirchenrecht 

 

Dem Abstufungsgedanken verpflichtet ist auch die Redeweise vom Rechtsgefälle innerhalb 

des Kirchenrechts. Im Standardlehrbuch des kanonischen Rechts von Aymans und Mörsdorf 

ist dafür die hilfreiche Formel der „differenzierten Einheit“ gefunden worden; innerhalb die-

ser Einheit gibt es durchaus Differenzierungen. Unter der Überschrift „Rechtsgefälle im Kir-

chenrecht“ können wir dazu bei Aymans und Mörsdorf folgendes nachlesen: 

 

„Zunächst besagt die Unterscheidung von göttlichem und menschlichem Kirchenrecht nur, 

daß es in dem Gesamt Corpus des Kirchenrechts ein Gefälle gibt. Nicht alle Normen des 

                                                 
64 Reuter, Begriff der Kirche [vgl. Anm. 60], S. 40.  
65 Maurer, Bekenntnis [vgl. Anm. 58].  
66 Gerhard Robbers, Kirchenrecht, in: Evangelisches Staatslexikon, Stuttgart 2006, Sp. 1200. 
67 Maurer, Bekenntnis [vgl. Anm. 58], S. 17. 
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Kirchenrechts sind von gleicher Nähe zu der Mitte des Mysteriums Kirche; nicht alle 

Normen haben die gleiche Bedeutung im Wesen der Kirche. Die Unterscheidung von ‚íus 

divinum‘ und ‚ius mere ecclesiasticum‘ ist zuvorderst als ein Versuch anzusehen, eine ers-

te Differenzierung des Kirchenrechts im Hinblick auf das qualitative Gefälle innerhalb des 

materiellen Kirchenrechts sichtbar zu machen. Damit ist noch nicht gesagt, daß einerseits 

alles ‚ius divinum‘ und anderseits alles ‚ius mere ecclesiasticum‘ je in sich von qualitativ 

gleichem Rang sei. Es ist vielmehr auch eine je innere Differenzierung durchaus geboten. 

Gleichwohl ist festzustellen, daß sich in der kirchenrechtlichen Tradition gerade die Un-

terscheidung von göttlichem und menschlichem Kirchenrecht durchgesetzt hat“.68 

 

Was nun die Erkennbarkeit des ius divinum positivum angeht, so spielt dabei die in der katho-

lischen Kirche so wichtige Tradition eine zentrale Rolle; das Lehrbuch von Aymans und 

Mörsdorf erklärt uns dies wie folgt: 

 

„Für die Kirche ist das sog. positive göttliche Recht, das Offenbarungsrecht, von 

ausschlaggebender Bedeutung. Das Offenbarungsrecht ist allerdings nicht als ein in sich 

geschlossenes Corpus von in der Heiligen Schrift – namentlich des Neuen Testamentes – 

enthaltenen und endgültig formulierten Rechtssätzen zu begreifen. Es handelt sich 

vielmehr um bestimmte in der Heiligen Schrift enthaltene Aussagen, die in der Tradition 

der Kirche als bindende Weisungen zu konkreter voller Verwirklichung verstanden 

worden sind und werden. In dieser Gestalt ist das göttliche Recht schon in die Tradition 

der Kirche eingebettet. Nicht alle biblischen Weisungen sind ohne weiteres als göttlichen 

Rechts zu verstehen. Zeitbedingte Aussagen sind von wesentlichen Weisungen zu 

scheiden. Welche biblischen Aussagen als Weisungen göttlichen Rechts zu verstehen 

sind, entscheidet in erster Linie die kirchliche Tradition selbst. So kann man das positive 

göttliche Recht auch ein durch die Tradition erkennbar oder sichtbar gemachtes 

Offenbarungsrecht nennen“.69 

 

IV. Zum Umgang mit göttlichem Recht: Von der Autorität von Texten zur Autorität 

ihrer Interpreten 

1. Zur Autorität von Texten in Religion und Recht 

Für Religionsgemeinschaften, die sich – wie das Christentum, das Judentum oder der Islam – 

jeweils auf einen spezifischen Referenztext beziehen, ist die Vorstellung, dass Texte eine, 

wenn nicht die zentrale Autoritätsquelle darstellen, überaus vertraut – wie übrigens auch der 

Jurisprudenz. Der Rechtswissenschaftler Nils Jansen hat diesen Sachverhalt wie folgt klar und 

deutlich formuliert: 

 

„Heute wird „Autorität“ in erster Linie von Personen oder von Institutionen – insbeson-

dere vom Staat und seinem Recht – ausgesagt. Selbstverständlich ist das nicht: Im Mittel-

alter war Autorität eine Eigenschaft, die in erster Linie und jedenfalls unmittelbar Texten 

                                                 
68 Aymanns / Mörsdorf. Kanonisches Recht [vgl. Anm. 18], S. 34f. 
69 Aymanns / Mörsdorf. Kanonisches Recht [vgl. Anm. 18], S. 35. 
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zukam. Die Etablierung autoritativer Referenztexte bildet deshalb einen wichtigen Aspekt 

von Dogmatisierungsprozessen. Denn wenn bestimmte Texte als Ausgangs- und Bezugs-

punkt normativer Argumentation gelten, ohne dass dies weiter zu begründen wäre, so 

etablieren solche Texte offenkundig verbindliche Ordnungsvorstellungen und Deutungs-

muster“.70 

 

Ein naheliegendes Beispiel für eine wirkmächtige Textautorität ist die Bibel,71 deren Charak-

ter als Textautorität insbesondere für den Protestantismus von zentraler Bedeutung ist. Auf 

die von ihm gestellte Frage „Was heißt Protestantismus?“ hat der renommierte Theologe 

Friedrich Wilhelm Graf bezeichnenderweise die Textautorität der Bibel an den Anfang ge-

stellt: „Zunächst das sola scriptura, d. h. die exklusive Schriftbindung, durch die – im Gegen-

satz zum katholischen Prinzip der Doppel-Orientierung an Heiliger Schrift und Tradition der 

Kirche – nun kirchliche Überlieferungen und Praktiken allein von dem in der Heiligen Schrift 

bezeugten reinen Gotteswort aus kritisiert und erneuert werden sollen“.72 

Aber Texte als Autoritäten spielen nicht nur seit jeher in der Theologie eine zentrale Rolle, 

sondern ebenso – und im täglichen Geschäft der Rechtsanwendung fast noch mehr – im Recht 

und im juristischen Diskurs. Wenn wir uns an den Beginn unseres Jurastudiums erinnern und 

die Gläubigkeit, mit der wir beim Schreiben der ersten Hausarbeiten in den anerkannten 

Kommentaren nach der richtigen Lösung gesucht habe, können wir der nachfolgenden Passa-

ge aus der Feder Nils Jansens nur voll zustimmen: 

 

„Es verwundert deshalb nicht, dass die unterschiedlichen Textautoritäten in juristischen 

und theologischen Diskursen ein bemerkenswert buntes Bild bieten. Insbesondere hatten 

die Referenztexte auch im Recht nicht notwendig die Form gesetzlicher Normen. Dane-

ben stehen Entscheidungssammlungen sowie insbesondere auch die juristische Kommen-

tarliteratur; Argumente, die ihren Weg nicht in einen anerkannten Kommentar gefunden 

haben, werden von Gerichten nur ausnahmsweise berücksichtigt; und in den unteren In-

stanzen werden manche Kommentare wie der Palandt sogar wie ein Gesetz angewendet. 

Wenn damit auch wissenschaftliche Texte als Autoritäten behandelt werden, so bildet das 

von jeher ein Charakteristikum des juristischen Diskurses. Die Glossa ordinaria, der ers-

te und wichtigste Kommentar zum Corpus iuris civilis, galt vielerorts wie ein Gesetz; und 

Interpretationen des römischen Rechts, die keinen Eingang in die Glosse gefunden hatten, 

wurden von Gerichten allenfalls ausnahmsweise berücksichtigt: ‚Quid non agnoscit 

glossa, non agnoscit curia‘.“73 

 

Rechtswissenschaft und Theologie sind – so kann man in holzschnittartiger Vereinfachung 

zusammenfassen – beide textbezogene Interpretationswissenschaften und es ist der damit an-

gesprochene Zusammenhang von Textautorität und Interpretenautorität, dem wir uns jetzt 

zuwenden wollen. 

 

                                                 
70 Nils Jansen, Dogmatisierungsprozesse in Recht und Religion, in: Ders./P. Oestmann (Hrsg.), Gewohnheit, 

Gebot, Gesetz. Normativität in Geschichte und Gegenwart: eine Einführung, Tübingen 2011, S. 140. 
71 Näher dazu Christoph Dohmen, Die Bibel und ihre Auslegung, 3. Auflage, München 2006. 
72 Friedrich Wilhelm Graf, Der Protestantismus. Geschichte und Gegenwart, München 2006, S. 18. 
73 Jansen, Dogmatisierungsprozesse [vgl. Anm. 70], S. 141.  
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2. Von der Textautorität zur institutionellen Autorität 

a. Von der Autorität Gottes und der Heiligen Schrift zur Autorität der Kirche 

 

Wie aus einer personalen Autorität – Gott – und einer Textautorität – der Heiligen Schrift – 

eine institutionelle Autorität wird, kann bilderbuchartig am Beispiel der katholischen Kirche 

studiert werden. Theodor Eschenburg hat diesen Prozess mit großer Kennerschaft nachge-

zeichnet und seine Funktionslogik wie folgt beschrieben: 

 

„Wer an Gott glaubt, muß der Kirche in Glaubensangelegenheiten, die auch persönliche 

Verhaltensweisen einschließen, gehorchen. Das will Augustin in logischer Deduktion be-

stätigen. Dabei hat er sich wahrscheinlich auch von politischen Motivationen leiten las-

sen. Die Glaubensherrschaft schützt den Glauben vor Zersplitterung und Zerfall, ohne sie 

wäre er ständig durch individuelle Auslegung und Deutung gefährdet. Sie schützt aber 

auch den Gläubigen vor sich selber, nämlich davor, Falsches und Unwahres zu glauben. 

Die Autorität hat zugleich eine schützende Funktion. Ohne ihre Herrschaft wären Glau-

ben und Gläubige schutzlos. Um sie zu schützen, bedarf es einer weltlichen Institution, 

die freilich von Gott eingesetzt ist; nur sie kann von den Menschen erfaßt und begriffen 

werden, denn sie allein vermag zu dieser Welt in ihrer Sprache zu reden. 

So wie die Rechtssicherheit ein Grundwert der Gerechtigkeit ist und diese durch Gesetz 

und Richter gewährleistet wird, auch wenn im Einzelfall um der Rechtssicherheit, um der 

allgemeinverbindlichen Geltung des Gesetzes willen von der Gerechtigkeit abgewichen 

werden muß, so ist die Glaubenssicherheit ein Grundwert des Glaubens. Ohne institutio-

nelle Sicherheit des Glaubens kann dieser nicht bestehen. Und so wie der Richter und in 

letzter Instanz der Kaiser entscheiden, was Rechtens ist, so muß es eine entsprechende In-

stanz in Glaubensangelegenheiten geben; das ist die Kirche.“74 

 

Die Krönung der institutionellen Autorität der Kirche bildet das dem Papst, den Bischöfen 

und dem Bischofkollegium vorbehaltene Lehramt, zu dessen Aufgabe es an dieser Stelle aus-

reichen mag, auf die Kurzbeschreibung im Kirchenrechtslehrbuch de Wall/Muckel zu verwei-

sen:75 

 

„Dem Lehramt kommt die ihm allein vorbehaltene Aufgabe zu, das geschriebene und 

überlieferte Wort Gottes authentisch auszulegen (KKK 85). Es ist in diesem Sinne zu-

ständig für die die Gläubigen autoritativ bindende Darlegung aller Inhalt des Glaubens 

und der Sitte. Zugleich beinhaltet das Lehramt die Leitung und Aufsicht über den gesam-

ten Bereich der Verkündigung. Nach katholischem Verständnis kommt das Lehramt al-

lein den Bischöfen zu (KKK 85; LG 25). Sie allein sind authentische, mit der Autorität 

Christi ausgerüstete Lehrer (LG 25, c. 753 CIC). Im Hinblick auf die Gesamtkirche wird 

                                                 
74 Theodor Eschenburg, Über Autorität, Frankfurt am Main 1965, S. 47. 
75CIC = Codex Iuris Canonci von 1983. 

KKK = Katechismus der Katholischen Kirche. Catechismus Ecclesiae Catholicae, editiolatina typical, 1997 

LG = II. Vatikanisches Konzil, dogmatische Konstitution über die Kirche „Lumen Gentium“, AAS 57 1965. 
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die Aufgabe des hoheitlichen Lehramtes in höchster Autorität vom Papst allein oder mit 

ihm zusammen vom Bischofskollegium wahrgenommen (cc. 749, 756 § 1 CIC).“76 

 

b. Von der Autorität der Verfassung zur Autorität der Verfassungsgerichtsbarkeit 

 

Obwohl uns selbst die augenfälligen Parallelen zwischen offenbarten Religionstexten und 

verkündeten Verfassungstexten durchaus bewusst sind, werden wir dabei aber eindeutig von 

Otto Depenheuer übertrumpft, der unter der Überschrift „Die Verfassung als säkularisierte 

Offenbarung“ dazu folgendes ausgeführt hat: 

 

„Verfassungen sind säkularisierte Offenbarungen. Was dem Judentum die Thora, dem 

Christentum die Bibel und dem Islam der Koran, das ist dem modernen Staat die Verfas-

sungsurkunde. […] Verfassungen wie Offenbarungen stiften kollektive Identität, indem 

sie grundlegend und existentiell zwischen Freund und Feind unterscheiden. Religionen 

zwischen Gläubigen und Ungläubigen, Verfassungen zwischen verfassungskonformem 

und verfassungsfeindlichem Verhalten. Die identitätsstiftende Logik der Unterscheidung 

gilt grundsätzlich und allgemein: selbst der toleranteste, liberalste und offenste Staat muß, 

um seine Wertordnung auf Dauer zu stellen, seine Gegner identifizieren und bekämpfen. 

Die wehrhafte Demokratie des Grundgesetzes stellt sich insoweit bewußt gegen den Rela-

tivismus der Weimarer Reichsverfassung. Ein Staat oder eine Religion, die demgegen-

über die grundlegendste aller Unterscheidungen nicht mehr zu treffen und daraus Konse-

quenzen zu ziehen bereit oder in der Lage ist, gäbe sich selbst auf.“77 

 

Wir machen uns allerdings die Depenheuersche Freund-Feind-Semantik nicht zu eigen und 

auch nicht die daraus abgeleitete angebliche Aufgabe des Verfassungsstaates, „seine Gegner 

zu identifizieren und zu bekämpfen“, nehmen aber die zitierte Passage zum Anlass, der Ver-

wandtschaft zwischen offenbarter Religion verkündeter Zivilreligion weiter nachzugeben und 

zu fragen, ob wir auch im Bereich des Verfassungsrechts einen so eindrucksvollen Autoritäts-

transfer vom Text zum Interpreten wie bei der katholischen Kirche beobachten können. Dies 

ist in der Tat der Fall.  

Alle Beobachter sind sich offenbar darin einig, daß die „eigentliche“ Autoritätsquelle der Ver-

fassungsgerichtsbarkeit die von ihr auszulegende und anzuwendende Verfassung ist, daß die 

Verfassungsgerichte aber äußerst erfolgreich darin waren, diese Autorität auf sich selbst zu 

überführen; zum Beleg mag hier die Stimme Hans Vorländers ausreichen, der in seinem Bei-

trag über die Macht der Verfassungsgerichtsbarkeit in überaus treffender Weise den Verfas-

sungsinterpreten als Souveränitätsgewinner im Verfassungsstaat bezeichnet und diese These 

wie folgt begründet hat: 

 

„Die Vorrangstellung kommt der Verfassungsgerichtsbarkeit indes nur zu, weil sie sich 

aus dem Vorrang der Verfassung selbst ableitet. Es ist eine von der Verfassung verliehe-

                                                 
76 De Wall / Muckel, Kirchenrecht [vgl. Anm. 52], S. 171. 
77 Otto Depenheuer, Auf dem Weg in die Unfehlbarkeit? – Das Verfassungsbewusstsein der Bürger als Schranke 

der Verfassungsgerichtsbarkeit, in: B. Ziemske et al. (Hrsg.), Festschrift für Martin Kriele, München 1997, S. 

490f.  



Glaube, Recht und Governance 

37 

 

ne Stellung, die sich indes weder von selbst versteht noch in ihren – auch politischen – 

Konsequenzen unumstritten geblieben ist. […] Moderne Verfassungen sind das Ergebnis 

eines doppelten Ausdifferenzierungsprozesses, nämlich zum einen zwischen dem politi-

schen und dem rechtlichen System und zum anderen zwischen dem höherrangigen Recht 

und dem niederrangigen Gesetzesrecht. […] Die doppelte Vorrangstellung der Verfas-

sung mündet indes in einen Suprematieanspruch. Verfassungen sprechen nicht unmittel-

bar zu den Akteuren. Sie erfordern Auslegung, Konkretisierung und Anwendung. Eine 

Verfassung gilt nicht, wenn sie nicht jemanden bestimmt, der sie, vor allem im Konflikt-

fall, anwendet und durchsetzt. So führt die Logik des Konstitutionalismus zur Einrich-

tung einer Verfassungsgerichtsbarkeit, die autoritativ Interpretation und Geltung der Ver-

fassung verbürgt, damit aber potentiell die Suprematie der Verfassung in eine Rechtspre-

chungsgewalt des Verfassungsgerichtes überführt. 

Der entscheidende Punkt besteht nun darin, dass mit der Interpretation einer Verfassung 

die ursprünglich vom souveränen Verfassungsgesetzgeber ausgeübte Normsetzungsbe-

fugnis in eine Interpretationsbefugnis des zur Auslegung der Verfassung Berufenen über-

geht. Überspitzt formuliert: Der Souveränitätsgewinner im Verfassungsstaat ist der Ver-

fassungsinterpret.“78 

 

Nachdem wir als Paradefälle institutioneller Autorität den Fall der katholischen Kirche und 

den der Verfassungsgerichtsbarkeit besprochen haben, wollen wir zum Ende dieses Beitrags 

noch einen Blick auf das Judentum werfen und versuchen, uns über die Rolle der Rabbiner 

klar zu werden.  

 

3. Institutionelle oder epistemische Autorität: The Case of Rabbinic Authority 

 

Bei der Beantwortung dieser Frage haben wir uns der Hilfe von Michael S. Berger versichert, 

der in seinem Buch über „Rabbinic Authority“79 die verschiedenen Erklärungsmodelle in der 

folgenden Weise auf den Prüfstand stellt.  

Als erstes Erklärungsmodell für die Autorität des Rabbinertums prüft Michael Berger das 

Modell institutioneller Autorität; für dieses Modell sprächen zunächst einmal die von Wei-

sen(„Sages“) beziehungsweise Rabbis wahrgenommene Funktion:  

 

„Second, the Sages fulfill primarily two functions: interpretive and legislative. Their de-

cision making regarding Jewish law and textual exegesis is more aptly characterized as a 

judicial function, whereas their enactments and ordinances, which are similarly authorita-

tive, are correctly described as expressions of a legislative role. Within human society, 

these functions are generally performed by those working within some institutional 

framework. This is not to deny that individuals can act in these capacities outside an insti-

tutional context; history is full of such examples, and the history of religion is certainly 

no exception. Nevertheless, these functions lend themselves more readily to institutional 

models of justification. Talmudic references to ‘taking a vote and deciding,’ Rabbinic rul-

                                                 
78 Hans Vorländer, Verhandlungsmacht – die Macht der Verfassungsgerichtsbarkeit, in: Ders. (Hrsg.), Die 

Deutungsmacht der Verfassungsgerichtsbarkeit, Wiesbaden 2006, S. 13f.  
79 Michael S. Berger, Rabbinic Authority, Oxford 1998.  
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ings in the contexts of judicial proceedings, and the preference for the opinion of the 

many against that of the individual, all combine to make a prima facie case for character-

izing Rabbinic authority as institutional.”80 

 

Bestätigt werde dieses institutionelle Erklärungsmodell durch den im Legitimationsdiskurs 

dominanten Argumentationstopos einer bis auf Mose zurückgehenden Legitimationskette – „a 

continous chain leading back to Moses“ –; dieses Legitimationsnarrativ, das uns lebhaft an 

das Stellvertretungsargument in der katholischen Dogmatik erinnert, ist ein institutionelles 

Rechtfertigungsnarrativ, eine Bewertung, die auch in der folgenden zusammenfassenden Pas-

sage von Berger klar zum Ausdruck kommt: 

 

„Over the last three chapters, we have examined several institutional models for ground-

ing the Sages’ authority. All of these shared the basic strategy of describing a certain au-

thoritative role or position – be it chief judge, Sanhedrin, or one with ordination (semi-

khah) –and then identifying the talmudic Rabbis as occupying that position. In all of these 

models, the authoritativeness of the Sages was grounded not in their persons but in the 

functions and duties they fulfilled. Their authority was thus located within a broader 

nexus of religious roles and institutions in Judaism. To use the terminology developed in 

the introduction, we may say that the Sages were in authority.”81 

 

Dieser zentrale Gesichtspunkt einer „chain of succession“ spielt auch in der Argumentation 

von Michael Walzer et al. die entscheidende Rolle, wenn sie zur Autoritätsbasis von „Sage-

sand Rabbis“ folgendes ausführen: 

 

„But why were these particular people the authorized interpreters of the authoritative 

texts? There is no historical moment when the texts were delivered to them, like the law 

to Moses; nor were the sages called by God, as the prophets were. Historical and bio-

graphical legitimation is replaced now by a special kind of genealogy. First described in 

Mishnah Avot, this genealogy is constituted as a chain of succession extending backward 

from the sages to Sinai, connecting them with Moses and the prophets, who had what the 

sages so clearly did not have; a direct, unmediated experience of divinity (priests and 

kings are omitted from the chain).”82 

 

Das zweite Erklärungsmodell, das Michael S. Berger unter der Überschrift „The Rabbis as 

Experts“ näher unter die Lupe nimmt, ist das Modell der „epistemic authority“, also einer 

Autorität, die auf der herausragenden Expertise einer Person oder eines Personengruppe be-

ruht. Der Paradefall einer solchen epistemischen Autorität ist der Experte, eine Rolle, die uns 

allen wohl vertraut ist, nicht zuletzt aus unzähligen Expertenauftritten in Nachrichtensendun-

gen oder Talkshows. Eine solche wissensbasierte Autorität wie die von Experten treffe aber – 

so Berger – den Fall von Weisen (Sages) beziehungsweise Rabbinern eigentlich nicht; zwar 

                                                 
80 Berger, Rabbinic Authority [vgl. Anm. 79], S. 27. 
81 Berger, Rabbinic Authority [vgl. Anm. 79], S. 63. 
82 Michael Walzer/Menachem Lorberbaum/Noam J. Zohar, Rabbis andSages. Introduction, in: Diesselben 

(Hrs.The Jewish Political Tradition. Volume I „Authority“, New Haven 2000, S. 247. 
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leuchte das Expertenmodell wegen der unbestrittenen Expertise dieser Personengruppen in 

Sachen des religiösen Rechts auf den ersten Blick zwar ein, jedoch fehle es an dem, was – in 

unserer Terminologie – zu Governance von und durch Wissen dazugehört, nämlich die stetige 

Fortentwicklung neuen Wissens und vor allem die Falsifizierbarkeit bisherigen Wissens; da-

rum aber gehe es im Falle von Sages/Rabbis als Experten gerade nicht. Im religiösen Kontext 

passe das Expertenmodell schlicht nicht, ein Befund, den Berger in einer zusammenfassenden 

Passage wie folgt erläutert: 

 

„As we sought a model of Rabbinic authority that looked to the Sages themselves rather 

than to the positions they held, the idea of seeing them as experts initially seemed promis-

ing. Inclined, as many of us are, to rely on experts for our daily decisions, we were ame-

nable to a portrayal of the Talmudic Rabbis as experts in elaborating the terms of the 

Jews’ covenant with God. Epistemic authority, however, involves the constant possibility 

of revision of conclusions, which does not accord well with the character of Rabbinic au-

thority as essentially unchallengeable. Regarding their legislation, a belief in the ‚decline 

of generations’ might produce a humility which bars change of the Sages’ laws, but it 

could not legitimately withhold the same authority for legislation introduced by subse-

quent leaders for their own periods. With respect to exegesis, if one maintains a maximal-

ist view of the original revelation, then the Sages’ authority is that of loyal transmitters, 

not truly of experts in the typical sense. And if one maintains a more minimalist view of 

revelation, with the Rabbis applying rules of interpretation to the Torah’s text, then it is 

difficult to consider this as expertise when any derivation other than the ones authored by 

the Sages is deemed legitimate. 

  

After the above analysis, it is not surprising to find that the model of epistemic authority 

is not truly suited to the religious context. The notion of relying on experts carries with it 

three very important implications: 

1. The knowledge is, in some way, verifiable and, hence, refutable. 

2. The knowledge is inherently revisable, as we learn more and know more about the 

subject. 

3. Anyone is capable, in principle, of becoming an expert (although a group may decide, 

as a convention, not to dispute its predecessors). 

None of these implications accords well with the aim of granting normative and irrevoca-

ble authority to a group of ancient religious scholars.”83 

 

Da, wenn wir Berger weiter folgen, das Modell der „epistemic authority“ nicht passt, das Mo-

dell der institutionellen Autorität zwar viel für sich hat, aber das Besondere der Rolle und 

Stellung von Rabbinern im Judentum nicht voll zu erfassen scheint, bedarf es noch einer wei-

teren Komponente, ohne deren Berücksichtigung wir noch nicht über den Schlüssel zum Ver-

ständnis der „rabbinic authority“ verfügen. Diese Komponente nennt Berger die „divine com-

ponent“; was also bei der bisherigen Analyse fehlte, war das Element der Teilhabe an der 

göttlichen Autorität beziehungsweise der Teilhabe an der Textautorität der auf Gott zurück-

führenden Thora. Für diese Teilhabe bedarf es eines verbindenden Elements, das diesmal 

                                                 
83 Berger, Rabbinic Authority [vgl. Anm. 79], S. 81f.  
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nicht in den Kategorien institutionellen Denkens gefunden werden kann – also der „chain of 

succession“ oder der Stellvertretung –, sondern in der göttlichen Anleitung oder Inspiration, 

die in dem Wirken talmudischer Weisen/Rabbinern zum Ausdruck kommt. Dieses Inspirati-

onsmodell, das übrigens auch in der christlichen Theologie eine große Rolle spielt,84 sei für 

das Verständnis rabbinischer Autorität unverzichtbar, ein Befund, den Berger unter der Über-

schrift „The Divinely Guided Sages“ in der Kapitelzusammenfassung wie folgt erläutert:  

 

„Perhaps no theory held out as much hope for grounding the Sages’ authority as that 

which incorporated a divine component directly into the Rabbinic project. In a system 

that accepts as its postulate obedience to the divine command, reducing or at least fram-

ing in the Sages’ authority in terms of divine authority should, in principle, succeed in es-

tablishing the basis of normative Rabbinic Halakhah. We examined three versions of this 

theory:  

1. The Sages only transmitted a fully developed (oral) divine revelation whose origins 

were at Sinai. 

2. The Talmudic Rabbis were prophetically endowed, so that their rulings and pro-

nouncements were really divinely inspired. 

3. Divine Providence directed the development of Halakhah so whatever was accepted as 

normative, or was initially uttered by the Sages, was in essence endorsed by God. 

However, no matter which version of the theory we examined, we saw that three funda-

mental issues remained either obscure or unresolved: the ubiquity of disagreement among 

the Sages; the scope of Rabbinic utterances that would come under the category of di-

vinely aided speech; and the range of rabbis to be seen as operating under divine inspira-

tion. 

In essence, then, by referring to divine authority to varying degrees, all these versions of 

the theory of Rabbinic authority share the theory’s character: it boils down to a matter of 

faith. Just as Jews believe that the Torah was given by God at Sinai (possibly the Grund-

norm of the halakhic system), so too may that faith-claim be extended to a maximalist 

revelation embodied in the views of the Sages or to the divinely inspired quality of Rab-

binic decisions or to the view that the history of Halakhah’s development is not random 

but under God’s careful supervision. In the final analysis, by choosing to see God as 

speaking and acting through the Sages and their laws, Rabbinic authority and divine 

command fuse to the point where both require one and the same act of faith.”85 

 

Wenn aber – so können wir unsererseits zusammenfassend fortfahren – letztlich alles eine 

Sache des Glaubens ist, dann greifen in der Tat beide Erklärungsmodelle – das epistemische 

wie das institutionelle – zu kurz. Dann ist die Autorität der Rabbiner im Grunde eine sakrale 

Autorität mit starken institutionellen und vielleicht etwas weniger starken epistemischen Ele-

menten: alle drei Elemente müssen daher zusammen gesehen werden, wären aber – darin 

stimmen wir Berger zu – ohne die „divine component“ als Gesamtheit einer Autoritätsarchi-

tektur nicht stimmig. 

 

                                                 
84 Dohmen, Bibel [vgl. Anm. 71]. 
85 Berger, Rabbinic Authority [vgl. Anm. 79], S. 94f. 
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V. Zusammenfassung 

 

Mit diesem Beitrag ist versucht worden, die Governance-Perspektive für den Themenbereich 

Theologie und Recht fruchtbar zu machen, und zwar nicht in umfassend-systematischer Wei-

se, sondern beispielhaft, an Bereichen, die sich dafür als Kandidaten geradezu aufdrängten. 

Der erste uns geeignet erscheinende Beispielsbereich ist die „Kirche“ als Institution, gilt doch 

der Governance-Ansatz sozusagen als „institutional turn“ der bisher dominanten Steuerungs-

theorie. Mit dem zweiten Beispielsbereich werden Religionsgemeinschaften als Regelungs-

gemeinschaften in den Blick genommen, die eigene Regelungsstrukturen und Regelungsre-

gime ausgebildet haben, um sich gleichzeitig nach innen zu stabilisieren wie nach außen ab-

zugrenzen: Das dafür von uns gewählte Beispiel ist das „Kirchenrecht“. Der dritte Beispiels-

bereich betrifft vor allem das Verhältnis von institutioneller und epistemischer Autorität – ein 

Problem, das sich endlich in allen drei in diesem Paper behandelten Religionen stellt, wäh-

rend „Kirche“ und „Kirchenrecht“ christentumsspezifische Erscheinungen sind. 

Man wird zu überlegen haben, ob und wo die Governancebrille wirklich passt. Als Grundre-

gel wird man vielleicht sagen können, dass sie dort am besten passt und die Sehschärfe er-

höht, wo wir es mit institutionell und rechtlich klar strukturierten Religionsgemeinschaften zu 

tun haben; für den Bereich des Judentums und des Islam wird man stärker ihren Charakter als 

Kommunikationsgemeinschaften hervorheben müssen, um dann danach zu fragen, ob nicht 

auch hier  typische Governance-Strukturen erkennbar sind.  
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Normative Ordnungen aus der Sicht der katholischen Theologie  

von Ulrich Rhode 

 

Ein Versuch, Formen und Funktionen des Rechts aus der Sicht der katholischen Theologie 

darzustellen, tut gut daran, sich nicht auf das katholische Kirchenrecht zu beschränken, son-

dern die Vielfalt der bestehenden normativen Ordnungen in den Blick zu nehmen. Das gilt 

insbesondere, wenn die katholische Sichtweise mit denjenigen anderer religiöser Traditionen 

verglichen werden soll. Wesentliche Unterschiede zwischen den Religionen könnten vor al-

lem dann aus dem Blick geraten, wenn bei solchen Vergleichen die Unterscheidung zwischen 

rechtlichen und moralischen Normen außer Acht bliebe. 

I. Rechtliche und moralische Normen 

Jede Rechtsordnung besteht aus Normen, die das Verhalten von Menschen (oder anderen 

Rechtssubjekten, wie juristischen Personen) beeinflussen sollen. Aber nicht alle Verhaltens-

normen sind rechtlicher Art. Dass sich rechtliche von moralischen Normen unterscheiden 

lassen, ist für katholisches Denken so selbstverständlich, dass diese Unterscheidung ver-

gleichsweise selten thematisiert wird. Einen deutlichen Ausdruck findet diese Unterscheidung 

darin, dass die Kirche für die beiden Arten von Normen unterschiedliche Bücher entwickelt 

hat: Ein Katholik, der sich über die verbindliche Lehre seiner Kirche über die moralische 

Ordnung informieren möchte, wird vor allem die „Katechismen“ zur Hand nehmen, d. h. Bü-

cher, die für die religiöse Unterweisung der Gläubigen veröffentlicht werden. Der letzte für 

die gesamte katholische Kirche veröffentlichte Katechismus, d. h. der in den Jahren 1993 

bzw. 1997 herausgegebene „Katechismus der Katholischen Kirche (KKK)“86, stellt die mora-

lischen Normen vor allem im dritten seiner vier Teile dar, in dessen einführendem erstem Ab-

schnitt er – unter anderem – auf das „natürliche Sittengesetz“ eingeht und in dessen zweitem 

Abschnitt er die moralische Ordnung in Anlehnung an die „Zehn Gebote“ beschreibt. Zum 

Thema Gesellschaft und Staat kann zudem das „Kompendium der Soziallehre der Kirche“ 

befragt werden, eine im Jahre 2004 veröffentlichte – aber als solche nicht verbindliche – Zu-

sammenstellung der betreffenden Lehren.87 Demgegenüber sucht der Katholik die für seine 

Kirche erlassenen rechtlichen Normen vor allem in den kirchlichen Gesetzbüchern, gegenwär-

tig im „Codex des kanonischen Rechts“ (CIC, von 1983, für die „Lateinische Kirche“, d. h. 

die Kirche des Westens) und im „Codex der Canones der Ostkirchen“ (CCEO, von 1990).88 

Innerhalb der katholischen Theologie befassen sich mit den beiden Arten von Normen ver-

schiedene wissenschaftliche Disziplinen: Den moralischen Normen wendet sich die Mo-

raltheologie zu, den kirchenrechtlichen Normen die Kanonistik. 

                                                 
86 Der KKK wurde zunächst im Jahre 1993 in französischer Sprache veröffentlicht. Vier Jahre später wurde eine 

– in einigen Punkten veränderte – lateinische Ausgabe veröffentlicht, die als verbindlich (editio typica) erklärt 

wurde. Von beiden Ausgaben existieren deutsche Übersetzungen: Übersetzung der französischen Ausgabe: 

Katechismus der Katholischen Kirche, München 1993; Übersetzung der lateinischen Ausgabe:  Katechismus 

der Katholischen Kirche. Neuübersetzung aufgrund der Editio typica Latina, München 2003. 
87 Deutsche Ausgabe: Kompendium der Soziallehre der Kirche, hrsg. vom Päpstlichen Rat für Gerechtigkeit und 

Frieden, Freiburg 2006. 
88 Ausgaben mit deutscher Übersetzung: Codex des kanonischen Rechts. Lateinisch-deutsche Ausgabe, 

Kevelaer, 7. Aufl. 2012. – Codex Canonum Ecclesiarum Orientalium. Lateinisch-deutsche Ausgabe, Paderborn 

2000. 
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Die Moraltheologie wendet sich dabei nicht nur den verschiedenen Handlungsfeldern zu, die 

moralische Fragen aufwerfen (Verhalten des Menschen zu sich selbst, Sexualethik, Wahrhaf-

tigkeits-, Sozial-, Bio-, Medizin-, Wirtschaftsethik, politische Ethik, Friedens-, Umwelt-, 

Tier-, Medienethik usw.), sondern auch – in der Teildisziplin der „Allgemeinen Moral“ oder 

„Fundamentalmoral“ – der grundlegenden Frage nach den Möglichkeiten und Methoden ethi-

schen Erkennens. Dabei rechnet sie mit der Möglichkeit, dass gläubige Christen Weisungen 

begegnen, die ihnen erst auf der Grundlage ihrer Annahme der göttlichen Offenbarung zu-

gänglich sind, etwa die Aufforderung Christi, auch die Feinde zu lieben. Ob solche Weisun-

gen als moralisch verbindliche Normen aufgefasst werden müssen, ist damit noch nicht ge-

sagt. Unabhängig davon halten katholische Moraltheologen jedenfalls an der von der ihrer 

Kirche seit jeher vertretenen Überzeugung fest, dass es vorgängig zu solchen spezifisch 

christlichen Weisungen einen Grundbestand moralischer Normen gibt, der allen Menschen 

allein durch die Betätigung ihrer Vernunft zugänglich ist. 

Die Existenz solcher allgemeinverbindlicher moralischer Normen zu erkennen, heißt zugleich, 

ihre Geltung anzuerkennen. Der katholischen Überzeugung, dass dazu – eine entsprechende 

psychische Mindestbefähigung vorausgesetzt – alle Menschen in der Lage sind, steht es nicht 

entgegen, dass solche moralischen Normen zugleich auch in den Heiligen Schriften religiöser 

Gemeinschaften niedergelegt sein können. Zumindest die meisten der „Zehn Gebote“ (Ex 

20,2–17; Dtn 5,6–21) – vor allem die Gebote der „Zweiten Tafel“, wie die Gebote „Du sollst 

nicht töten“, „Du sollst nicht stehlen“ usw. – geben nach katholischer Überzeugung von ihrem 

Inhalt her solche moralische Normen wieder. Die Verpflichtungskraft dieser Normen richtet 

sich an alle Menschen; ähnliches ließe sich für viele andere in der Bibel enthaltene Weisun-

gen zeigen. 

Die Überzeugung, dass es dem Menschen auch ohne einen religiösen Glauben möglich ist, 

einen Zugang zu moralischen Normen zu finden, lässt sich bereits in der Heiligen Schrift 

nachweisen. Paulus verwendet dafür im Brief an die Römer (2,15) das Bild, dass auch den 

nicht Glaubenden „die Forderung des Gesetzes ins Herz geschrieben ist; ihr Gewissen legt 

Zeugnis davon ab, ihre Gedanken klagen sich gegenseitig an und verteidigen sich“. Die ka-

tholische Theologie hat diese Überzeugung in der Lehre vom „Gewissen“ des Menschen wei-

terentwickelt. Dem Spruch seines Gewissens hat der Mensch zu folgen, selbst dann, wenn 

dieses – sei es schuldhaft, wegen mangelnder Bildung des Gewissens, sei es ohne eigenes 

Verschulden – zu einer irrigen Überzeugung gelangt. Auch der Katechismus der Katholischen 

Kirche hält am Bild des in das Herz des Menschen geschriebenen Gesetzes fest, wenn er for-

muliert (KKK 1956): 

Das sittliche Naturgesetz ist im Herzen jedes Menschen zugegen und durch die 

Vernunft festgesetzt. Es ist in seinen Vorschriften allgemeingültig, und seine Au-

torität erstreckt sich auf alle Menschen. Es bringt die Würde der Person zum Aus-

druck und bestimmt die Grundlage ihrer Grundrechte und -pflichten. 

Im Unterschied dazu ist die Überzeugung, an die von den kirchlichen Autoritäten erlassenen 

rechtlichen Normen gebunden zu sein, nur demjenigen zugänglich, der als Folge seines Glau-

bens an Jesus Christus auch zur Überzeugung gelangt ist, dass diese Autoritäten – aufgrund 

der ihnen letztlich von Jesus Christus übertragenen Vollmacht – befähigt sind, solche verbind-

lichen Normen zu erlassen. Dementsprechend richten sich die von der katholischen Kirche 
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geschaffenen Rechtsnormen nicht an alle Menschen, sondern nur an diejenigen, die Glieder 

der katholischen Kirche geworden sind (vgl. c. 11 CIC; c. 1490 CCEO).  

Das Verhältnis der Kirche zu den beiden Arten von Verhaltensnormen unterscheidet sich also 

grundlegend: Moralische Normen werden von der Kirche nicht erlassen, sondern vorgefun-

den. Rechtliche Normen hingegen werden – sieht man einmal vom Sonderfall der Normen des 

„göttlichen Rechts“ ab; dazu weiter unten – von den zuständigen Autoritäten der Kirche erlas-

sen. Es ist in der katholischen Theologie üblich geworden, innerhalb der Tätigkeit der kirchli-

chen Autorität drei Dimensionen zu unterscheiden: die des Lehrens, des Leitens und des Hei-

ligens. Dabei ist das Erlassen rechtlicher Normen dem Dienst des Leitens (munus regendi) 

zuzuordnen, das Verkündigen moralischer Normen hingegen dem Dienst des Lehrens (munus 

docendi). 

Was die nach katholischer Überzeugung allen Menschen zugänglichen moralischen Normen 

angeht, könnte es – von einem theoretischen Standpunkt aus betrachtet – überraschen, dass 

sich die Kirche überhaupt in besonderer Weise mit diesen Normen befasst. Tatsächlich sieht 

die katholische Kirche dafür aber gute Gründe. Zum einen spricht dafür ihre Überzeugung, 

dass die den Menschen von Gott in Jesus Christus geschenkte Erlösung von Sünde und Tod 

auf den an den Menschen gerichteten moralischen Anspruch ein neues Licht wirft. Zum ande-

ren vertraut die Kirche darauf, dass ihr der ihr von Jesus Christus verheißene Heilige Geist zur 

Seite steht, wenn sie sich bemüht, die an den Menschen gerichteten moralischen Ansprüche 

besser zu erkennen und zu verstehen. 

Gemäß c. 747 § 2 CIC beansprucht die Kirche das Recht, „immer und überall die sittlichen 

Grundsätze auch über die soziale Ordnung zu verkündigen wie auch über menschliche Dinge 

jedweder Art zu urteilen, insoweit die Grundrechte der menschlichen Person oder das Heil der 

Seelen dies erfordern.“ Dieser Anspruch richtet sich nicht – genauer gesagt: nicht mehr; Nä-

heres dazu weiter unten – auf eine Bevorzugung gegenüber anderen (religiösen oder nicht-

religiösen) Gruppierungen; er beruft sich vielmehr auf die nach katholischer Überzeugung 

allen religiösen Gemeinschaften zustehende Religionsfreiheit. 

Eine Verpflichtungskraft religiöser Art kann die Verkündigung moralischer Normen nur auf 

denjenigen ausüben, der aufgrund seiner religiösen Überzeugung eine solche Verpflichtungs-

kraft anzuerkennen bereit ist. Gegenüber Menschen, die der katholischen Kirche nicht ange-

hören, kann sie keinen solchen Verpflichtungsanspruch erheben. Ihnen wendet sich die Kir-

che mit der Verkündigung moralischer Normen zu, um Argumente vorzutragen, die der 

menschlichen Vernunft zugänglich sind, um zum gemeinsamen Nachdenken anzuregen und 

um dadurch letztlich die Anerkennung und Einhaltung moralischer Normen zu fördern. Die 

Achtung vor den Adressaten einer solchen Verkündigung verlangt danach, mit ihnen – wenn 

sie dazu bereit sind – in einen gleichberechtigten Dialog einzutreten und dabei ggf. auch ka-

tholische Positionen in Frage stellen zu lassen. 

Je mehr die Vertreter gegenteiliger Positionen versuchen, kirchliche Diskussionsbeiträge al-

lein schon mit dem Hinweis zurückzuweisen, dass religiöse Argumente in gesellschaftlichen 

Auseinandersetzungen keine Geltung beanspruchen können („Die Kirche soll sich da nicht 

einmischen“), berufen sich katholische Amtsträger, wenn sie in der Öffentlichkeit in morali-

schen Auseinandersetzungen Stellung beziehen, nicht auf die Bibel oder auf göttliche Gebote, 

sondern – vor allem unter Berufung auf die Würde des Menschen – auf Vernunftargumente, 

also auf Argumente, die aus kirchlicher Sicht auch jenen zugänglich sein müssten, die den 
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christlichen Glauben nicht teilen. Sogar dort, wo sich biblische Texte eher auf die Vernunft 

des Menschen als auf die Autorität des offenbarenden Gottes berufen, werden die Vertreter 

kirchlicher Positionen davon nur zurückhaltend Gebrauch machen, um nicht einmal den An-

schein zu erwecken, jemanden zur Beachtung göttlicher Normen drängen zu wollen, der die 

betreffende Offenbarung (noch) nicht im Glauben angenommen hat. Sie werden betonen, dass 

sie ihre Stellungnahmen nicht als Lobbyisten kirchlicher Interessen vortragen, sondern zum 

Wohl der gesamten menschlichen Gesellschaft und insbesondere zum Wohle derjenigen, de-

ren Stimme sonst nicht gehört wird (der Kinder im Mutterleib, der Flüchtlinge, der künftigen 

Generationen usw.). 

Moralische und rechtliche Normen stehen einander nicht gleichwertig gegenüber, sondern die 

moralische Ordnung ist der rechtlichen übergeordnet. Nur wer dies anerkennt, vermag zu er-

klären, dass rechtliche Normen ungerecht sein können (z. B. die Rassengesetze der Nazizeit) 

und in solchen Fällen nicht verbindlich sind. Moralische und rechtliche Normen stehen sich 

jedoch, wenn sie gleichermaßen gelten, nicht beziehungslos gegenüber. Vielmehr übt eine 

von der rechtmäßigen Autorität in der rechtmäßigen Weise erlassene Norm, soweit sie mit der 

moralischen Ordnung nicht im Widerspruch steht, auch aus Sicht der moralischen Ordnung 

Verpflichtungskraft aus. Das gilt aus katholischer Sicht gleichermaßen für die Normen des 

staatlichen wie für die des kirchlichen Rechts. 

Die der von Menschen geschaffenen rechtlichen Ordnung übergeordnete moralische Ordnung 

wird nach katholischem Sprachgebrauch, soweit es sich dabei um Normen über das zwi-

schenmenschliche Zusammenleben handelt, als „Naturrecht“ bezeichnet (siehe dazu unten 

Abschnitt III). Dieses stellt einen Teil des „göttlichen Rechts“ dar (siehe dazu nachstehend 

Abschnitt II). 

II. Göttliches und menschliches Recht 

Mit den rechtlichen Normen, denen voranstehend die moralischen Normen gegenübergestellt 

wurden, waren näherhin von Menschen geschaffene rechtliche Normen gemeint. Es stellt sich 

aber die Frage, ob der Ausdruck „Recht“ tatsächlich auf von Menschen geschaffene Normen 

begrenzt bleiben muss, oder ob auch dem Menschen vorgegebene Normen als „Recht“ be-

zeichnet werden können. Die katholische Tradition verwendet den Ausdruck „Recht“ in ei-

nem solchen weiten Sinn, unterscheidet also zwischen „menschlichem Recht“ (ius humanum) 

und „göttlichem Recht“ (ius divinum). Vordergründig handelt es sich dabei um eine bloße 

Definitionsfrage des Begriffs „Recht“. Dahinter steht jedoch die inhaltliche Frage, ob die dem 

Menschen von Gott her vorgegebenen Normen eine ausreichende Ähnlichkeit mit den von 

Menschen geschaffenen Normen aufweisen, um die Verwendung des Ausdrucks „Recht“ für 

solche Normen rechtfertigen zu können. Die katholische Tradition beantwortet diese Frage 

positiv. Dabei werden allerdings nicht alle moralischen Normen als „göttliches Recht“ aufge-

fasst, da der Ausdruck „Recht“ nach üblichem Sprachgebrauch nur jene Normen erfasst, die 

für das zwischenmenschliche Zusammenleben von Bedeutung sind. Moralische Normen, die 

sich auf das Verhalten des Menschen zu Gott oder zu sich selbst beziehen – z. B. das Verbot, 

sich selbst zu töten –, werden nicht zu den Normen des göttlichen Rechts gezählt. 

Die Rede von Normen des göttlichen Rechts behauptet nicht, dass derartige Normen in einer 

sprachlich gefassten Form vorliegen würden. Insbesondere ist die Heilige Schrift der Christen 

kein Gesetzbuch des göttlichen Rechts. Das steht allerdings der Verwendung des Ausdrucks 
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„Recht“ für solche Normen nicht im Wege. Auch von Menschen geschaffene Rechtsnormen 

liegen – wie sich leicht am Beispiel des Gewohnheitsrechts zeigen lässt – nicht immer in einer 

sprachlichen fixierten Fassung vor. 

In der Entscheidung, einen Teil der moralischen Normen als „göttliches“ Recht zu bezeich-

nen, drückt sich die Überzeugung aus, dass diese Normen auf Gott als den Schöpfer der Welt 

zurückgehen, der nicht nur die Welt einschließlich der Menschen in ihrer Faktizität geschaf-

fen hat und am Leben erhält, sondern der auch Ursprung der mit der Natur des Menschen ein-

hergehenden moralischen Ansprüche ist. Für die Beteiligung der Kirche an gesellschaftlichen 

Diskursen ist der Sprachgebrauch vom „göttlichen Recht“ freilich nicht geeignet, da er allzu 

leicht zu dem Missverständnis führen kann, die Anerkennung der betreffenden Normen wäre 

nur im Glauben an Gott möglich. Im gesellschaftlichen Diskurs vermeidet die Kirche daher 

den Ausdruck „göttliches Recht“ und lässt sich auf eine religiös neutrale Terminologie ein. 

Nach kirchlicher Überzeugung spricht Gott zu den Menschen nicht nur durch die in die 

Schöpfung hineingelegten Normen, die die Menschen mit Hilfe ihrer Vernunft in ihrem Ge-

wissen entdecken können, sondern auch dadurch, dass er sich ihnen in Jesus Christus offen-

bart hat. Auch diese Offenbarung bringt Ansprüche an das Verhalten der Menschen mit sich, 

die normativen und näherhin auch rechtlichen Charakter tragen. Derartige Ansprüche richten 

sich allerdings nur an diejenigen Menschen, die die Offenbarung in Jesus Christus im Glau-

ben angekommen haben. Um die beiden Arten von Normen des göttlichen Rechts zu unter-

scheiden, je nachdem, ob sie schon mit der Vernunft oder nur mit Hilfe des Glaubens aner-

kannt werden können, unterscheidet der katholische Sprachgebrauch zwischen dem „Natur-

recht“ und dem „positiven göttlichen Recht“ oder „Offenbarungsrecht“. 

III. Naturrecht 

Der Ausdruck „Naturrecht“ (ius naturale) bezeichnet im katholischen Verständnis also dieje-

nigen mit der menschlichen Vernunft erkennbaren Normen der moralischen Ordnung, die sich 

auf das zwischenmenschliche Zusammenleben beziehen. Das Wort „Natur“ bezieht sich dabei 

nicht auf die vernunftlose Natur im Unterschied zu Menschen, auch nicht auf die moralische 

Ordnung eines postulierten „Naturzustands“ der Menschheit oder auf die moralischen Nor-

men von „Naturvölkern“, die mit ethnologischen Mitteln erhoben werden könnten. Mit dem 

Ausdruck „Natur“ ist vielmehr die Natur des Menschen in einem philosophischen Sinne ge-

meint: das was den Menschen ausmacht, insofern er Mensch ist. Das „Naturrecht“ bilden die-

jenigen rechtlichen Normen, die mit dieser Natur des Menschen einhergehen. Dazu könnten 

auch Normen gehören, über die bislang noch niemals ein Mensch nachgedacht hat. 

Die Normen des Naturrechts zu ermitteln, ist Aufgabe der philosophischen Ethik. So einfach 

sich ein solches Naturrecht postulieren lässt, so schwierig ist es, dieses Postulat mit Inhalt zu 

füllen. Allzu groß ist die Gefahr, dass philosophische Entwürfe eines detaillierten Naturrechts 

letztlich nur auf diejenigen moralischen Normen hinauslaufen, die der jeweilige Autor unaus-

gesprochen bei ihrer Erarbeitung bereits hat einfließen lassen. Dennoch hält der innerkirchli-

che katholische Sprachgebrauch, etwa in den Gesetzbüchern der Kirche, nach wie vor daran 

fest, dass es solche naturrechtlichen Normen gibt. Dazu zählt die Kirche neben grundlegenden 

Rechtsprinzipien (z. B. pacta sunt servanda), die womöglich eher tautologischen Charakter 

haben, vor allem die Menschenrechte und auch grundlegende Normen über die in der Natur 
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des Menschen angelegten Formen des zwischenmenschlichen Zusammenlebens in Ehe, Fami-

lie und politscher Gemeinschaft. 

IV. Staatliches Recht 

Über das Verhältnis der Christen zur staatlichen Gewalt schrieb Paulus im Brief an die Römer 

(13,1–7): 

Jeder leiste den Trägern der staatlichen Gewalt (ἐξουσίαι ὑπερεχούσαι) den schul-

digen Gehorsam. Denn es gibt keine staatliche Gewalt, die nicht von Gott stammt; 

jede ist von Gott eingesetzt. Wer sich daher der staatlichen Gewalt widersetzt, 

stellt sich gegen die Ordnung Gottes, und wer sich ihm entgegenstellt, wird dem 

Gericht verfallen. Vor den Trägern der Macht hat sich nicht die gute, sondern die 

böse Tat zu fürchten; willst du also ohne Furcht vor der staatlichen Gewalt leben, 

dann tue das Gute, sodass du ihre Anerkennung findest. Sie steht im Dienst Gottes 

und verlangt, dass du das Gute tust. Wenn du aber Böses tust, fürchte dich! Denn 

nicht ohne Grund trägt sie das Schwert. Sie steht im Dienst Gottes und vollstreckt 

das Urteil an dem, der Böses tut. Deshalb ist es notwendig, Gehorsam zu leisten, 

nicht allein aus Furcht vor der Strafe, sondern vor allem um des Gewissens willen. 

Das ist auch der Grund, weshalb ihr Steuern zahlt; denn in Gottes Auftrag handeln 

jene, die Steuern einzuziehen haben. Gebt allen, was ihr ihnen schuldig seid, sei 

es Steuer oder Zoll, sei es Furcht oder Ehre. 

Diese grundsätzliche Anerkennung der staatlichen Autorität zieht sich durch die Geschichte 

des Christentums hindurch. Sie impliziert die Überzeugung, dass die von der staatlichen Au-

torität erlassenen Rechtsnormen auch auf den Christen eine wirkliche Verpflichtungskraft 

ausüben. 

Diesem Anspruch stehen die tiefgreifenden Änderungen, die das Verhältnis von Kirche und 

politischer Gemeinschaft im Laufe der Jahrtausende durchgemacht hat, nicht entgegen. Schon 

in den ersten Jahrhunderten war die frühere Christenheit im Römischen Reich aufgrund ihrer 

Ablehnung eines religiösen Kaiserkults in einen existentiellen Konflikt mit der staatlichen 

Gewalt geraten, der wiederholt zu religiösen Verfolgungen geführt hatte. Über den Zwischen-

schritt der Zulassung des Christentums als einer erlaubten Religion („konstantinische Wen-

de“, 313) verkehrte sich dieses Verhältnis in sein Gegenteil, als das Christentum durch Kaiser 

Theodosius 380 zur offiziellen Religion des Imperium Romanum erhoben wurde, bei gleich-

zeitiger Unterdrückung der nichtchristlichen Religionen. Die Auseinandersetzungen zwischen 

kirchlicher und „weltlicher“ Autorität waren von da an innerhalb des vom Christentum ge-

prägten Gemeinwesens verortet, hatten dadurch aber nicht an Schärfe verloren. Sie reichen 

vom Kampf der kirchlichen Autoritäten um ihre Selbstbestimmung in kirchlichen Angelegen-

heiten (libertas Ecclesiae, Investiturstreit) über den am deutlichsten zu Beginn des 13. Jahr-

hunderts erhobenen, aber von den tatsächlichen Verhältnissen niemals eingelösten Anspruch 

der Überordnung der kirchlichen über die weltliche Gewalt (Bonifaz VIII., Bulle Unam 

Sanctam) bis hin zu erneuten Versuchen einer Unterwerfung der Kirche unter die Hoheit des 

Staates im Zuge von Absolutismus und Aufklärung und schließlich dem Versuch kommunis-

tischer Systeme, Kirche und Religion vollständig zu beseitigen. Erst auf dem Zweiten Vatika-

nischen Konzil (1962–1965) hat die katholische Kirche den Anspruch aufgegeben, dass sich 
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der Staat, um dem Gesetz Gottes zu gehorchen, zur katholischen Religion bekennen und ihr 

den Status einer Staatsreligion zuerkennen muss. Diese Anerkennung des modernen religiös-

weltanschaulich neutralen Staates ging einher mit der Anerkennung der Freiheit eines jeden 

Menschen, in religiösen Angelegenheiten der Weisung seines Gewissens zu folgen, und einer 

entsprechenden korporativen Religionsfreiheit (libertas religiosa) aller religiösen Gemein-

schaften. Die zentrale Aussage des Konzils zum Verhältnis von Kirche und Staat lautet89: 

Die politische Gemeinschaft und die Kirche sind auf je ihrem Gebiet voneinander 

unabhängig und autonom. Beide aber dienen, wenn auch in verschiedener Be-

gründung, der persönlichen und gesellschaftlichen Berufung der gleichen Men-

schen. Diesen Dienst können beide zum Wohl aller umso wirksamer leisten, je 

mehr und besser sie rechtes Zusammenwirken miteinander pflegen. 

Wenn auch der Anspruch, dass sich der Staat an der göttlichen Offenbarung ausrichten müsse, 

auf diese Weise aufgegeben wurde, untersteht der Staat aus Sicht der katholischen Kirche 

doch nach wie vor dem Anspruch, sich an der ihm vorgegebenen moralischen Ordnung zu 

orientieren, d. h. – in traditioneller katholischer Terminologie – das Naturrecht zu beachten. 

Zwar hat die Überzeugung, dass auch die Christen an die vom Staat geschaffenen rechtlichen 

Normen gebunden sind, die gesamte wechselvolle Geschichte des Verhältnisses von Kirche 

und Staat überdauert. Sie steht jedoch seit jeher unter dem Vorbehalt, dass diese Normen 

nicht den grundlegenderen Normen der moralischen Ordnung widersprechen. Staatlichen Ge-

setzen, die ihn zur Missachtung der Menschenwürde auffordern, darf der Christ nicht Folge 

leisten. 

Das Kirchenrecht spielt für das Verhältnis des Christen zur staatlichen Ordnung keine wichti-

ge Rolle. Die Normen, die sich die katholische Kirche zur Ordnung ihrer eigenen Angelegen-

heiten selbst gibt, treten nämlich – zumindest im religiös neutralen Staat, der sich einer Ein-

mischung in religiöse Angelegenheiten zu enthalten versucht – mit staatlichen Normen in 

aller Regel nicht in Konkurrenz. 

Wenn die katholische Kirche bestimmte vom Staat für strafbar erklärte Handlungen – z. B. 

sexualisierte Gewalt – bei ihren Amtsträgern durch eigene Strafverfahren ahndet, geschieht 

das nicht, um mit entsprechenden staatlichen Strafverfahren in Konkurrenz zu treten. Viel-

mehr erscheint ein eigenes kirchliches Strafrecht erforderlich, damit bestimmte schwerwie-

gende Straftaten auch im innerkirchlichen Bereich zu Konsequenzen, etwa einer Amtsenthe-

bung, führen können, auch dann, wenn der Staat sie – z. B. wegen großzügigerer Verjäh-

rungsbestimmungen – nicht verfolgt. Kirchenrechtliche Normen, die kirchlichen Amtsträgern 

gestattet hätten, sich – etwa im Hinblick auf die Verpflichtung der Anzeige bekannt geworde-

ner Straftaten – staatlichen Normen zu entziehen, hat es auch in der Vergangenheit nicht ge-

geben. Dass es in dieser Hinsicht in der kirchlichen Praxis zu bisweilen schwerwiegenden 

Versäumnissen gekommen ist, ist nicht zu bestreiten. 

Von der Aussage, dass die Normen des katholischen Kirchenrechts mit denen des Staates 

nicht in Konkurrenz treten, gibt es eine wichtige Ausnahme, nämlich das Eherecht. Für das 

Verhältnis zwischen kirchlichem und staatlichem Recht stellt die Ehe nicht etwa – das ist ge-

rade im Vergleich zu anderen Religionen zu betonen – ein Musterbeispiel, sondern den Aus-

nahmefall dar. Das Rechtsinstitut der Ehe ist nach der Lehre der katholischen Kirche ein Teil 

                                                 
89 Zweites Vatikanisches Konzil, Gaudium et spes, Nr. 76.  
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der von Gott geschaffen moralischen Ordnung und hat stets auch eine religiöse Dimension. 

Eine zwischen zwei Getauften geschlossene Ehe ist zudem wirksames Zeichen der Liebe zwi-

schen Jesus Christus und seiner Kirche, also nach katholischem Sprachgebrauch ein „Sakra-

ment“. Aus diesen Gründen sieht sich die katholische Kirche berechtigt, das Zustandekom-

men und die Beendigung der Ehen der ihr angehörenden Menschen durch eigene Rechtsnor-

men zu ordnen. Nur die sogenannten „rein bürgerlichen Wirkungen der Ehe“ (c. 1059 CIC), 

wie Namensrecht, Güterrecht, Erbrecht usw., überlässt sie auch bei Ehen von Katholiken der 

staatlichen Rechtsordnung. In der Praxis hat der konkurrierende Zuständigkeitsanspruch von 

Kirche und Staat nach früheren Streitigkeiten inzwischen zu einem friedlichen Nebeneinander 

von kirchlichem und staatlichem Eherecht geführt. Solange Katholiken in dieser Hinsicht fak-

tisch beide Rechtsordnungen zugleich einhalten, kann (und muss) der Staat die Frage, welcher 

Ordnung sie sich im Gewissen verpflichtet fühlen, einfach ignorieren. 

V. Internationales Recht 

Vieles von dem voranstehend über das staatliche Gesagten lässt sich analog auf das Verhält-

nis der katholischen Kirche zum Internationalen Recht (Völkerrecht) übertragen. Eine beson-

dere Beachtung verdient dieses Verhältnis nicht nur wegen der bedeutsamen Rolle katholi-

scher Theologen wie Francisco de Vitoria (1483–1546) und Francisco Suárez (1548–1617) 

bei der frühen wissenschaftlichen Beschäftigung mit dem entstehenden neuzeitlichen Völker-

recht und auch nicht nur wegen der Beteiligung des Papsttums an der neuzeitlichen Entwick-

lung der internationalen Beziehungen. Von besonderem Interesse ist – gerade auch im Ver-

gleich zu anderen religiösen Gemeinschaften – die rechtliche Stellung, die der katholischen 

Kirche selbst, vertreten durch das Papsttum, im Völkerrecht zukommt. 

Dass das Papsttum – unter dem Namen „Heiliger Stuhl“ – als Völkerrechtssubjekt anerkannt 

ist, lässt sich zwar historisch betrachtet nicht ohne den Hinweis auf dessen Stellung in dem im 

Jahre 1870 untergegangenen Kirchenstaat erklären. Rechtlich gesehen ist die Anerkennung 

dieser Rechtsstellung vom Vorhandensein eines territorialen Staates jedoch unabhängig. Sie 

beruht vielmehr auf dem Effektivitätsgrundsatz des Völkerrechts, wonach die Rechtssubjekti-

vität demjenigen zukommt, dem die übrigen Rechtssubjektive die Stellung zugestehen. Diese 

Anerkennung zeigte sich auch in den ca. 60 Jahren, in denen das Papsttum nicht über ein 

Staatsterritorium verfügte (1870–1929), darin, dass eine Reihe bedeutender Staaten – aller-

dings nicht alle – auch während dieser Zeit mit dem Heiligen Stuhl nach internationalem 

Recht Verträge schlossen und diplomatische Beziehungen weiterpflegten oder gar neu auf-

nahmen. Die Völkerrechtssubjektivität des Heiligen Stuhls darf also mit derjenigen des im 

Jahre 1929 entstandenen Vatikanstaats nicht verwechselt werden; letztere trat vielmehr da-

mals hinzu, so dass der Papst seitdem zwei voneinander verschiedene Völkerrechtssubjekte 

(Heiliger Stuhl und Vatikanstaat) vertritt. 

Gegenwärtig unterhält der Heilige Stuhl diplomatische Beziehungen mit 180 Staaten90 und 

befolgt dabei das Wiener Übereinkommen über diplomatische Beziehungen (1961). Internati-

onale Verträge hat er mit 52 Staaten abgeschlossen.91 Bei den Vereinten Nationen hat der Hei-

lige Stuhl seit 1964 die Rechtsstellung eines Ständigen Beobachters, und zwar in der Gruppe 

                                                 
90 Siehe: https://en.wikipedia.org/wiki/Foreign_relations_of_the_Holy_See#Europe (abgerufen: 16.1.2016) 
91 Siehe: http://www.iuscangreg.it/accordi_santa_sede.php?lang=DE (abgerufen: 16.1.2016) 
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der Staaten, die nicht Mitglieder sind. Nachdem er im Jahre 2002 vorübergehend der einzige 

verbliebende derartige Beobachter geworden war, hat die Vollversammlung der Vereinten 

Nationen seine Rechtsstellung durch eine Resolution aus dem Jahre 2004 genauer umschrie-

ben.92 Demnach kommen ihm in der Vollversammlung der Vereinten Nationen praktisch die-

selben Rechte und Pflichten zu wie den Mitgliedsstaaten, mit Ausnahme des Stimmrechts. 

Die ihm im Internationalen Recht zugewachsene Rechtsstellung nutzt der Heilige Stuhl nicht 

nur, um im Namen der gesamten katholischen Kirche deren Interessen zu vertreten, sondern 

zugleich ist er bemüht, durch sein Engagement innerhalb der internationalen Gemeinschaft 

zur Förderung von Gerechtigkeit und Frieden beizutragen, nicht zuletzt durch die Bereitschaft 

zur Vermittlung in Konfliktsituationen. Es gibt neben der katholischen Kirche keine andere 

Religionsgemeinschaft, die über eine vergleichbare Rechtsstellung im Internationalen Recht 

oder im System der Vereinten Nationen verfügen würde. Das Internationale Recht schließt 

aber nicht aus, dass in Zukunft auch andere Religionsgemeinschaften, die sich in vergleichba-

rer Weise organisieren, eine vergleichbare Rechtsstellung erhalten könnten. Auch aus Sicht 

der katholischen Kirche selbst würde einer solchen Anerkennung anderer Gemeinschaften 

nichts grundsätzlich entgegenstehen. Aus diesen Gründen ist die Rechtsstellung, die der ka-

tholischen Kirche im Internationalen Recht zugewachsen ist, nicht als ein „Privileg“ anzuse-

hen, das ihr aufgrund einer willkürlichen Bevorzugung verliehen worden wäre, sondern eher 

als eine zeitgemäße Öffnung des in der Vergangenheit allzu sehr von den Nationalstaaten 

dominierten Systems des Internationalen Rechts auf nichtstaatliche Akteure hin. Die Erfah-

rung zeigt, dass die Rechtsstellung des Heiligen Stuhls im System der Vereinten Nationen 

bereits in den vergangenen Jahrzehnten als eine Art „Türöffner“ für eine zunehmende Beteili-

gung von Nichtregierungsorganisationen gewirkt hat. Ein Anspruch, dass der katholischen 

Kirche diese Rechtsstellung nach göttlichem Recht – Naturrecht oder Offenbarungsrecht – 

zukommen müsste, wird von der katholischen Theologie nicht erhoben. 

VI. Offenbarungsrecht 

Auf göttliche Offenbarung könnte sich ein solcher Anspruch schon deswegen nicht berufen, 

weil diese Offenbarung dem Menschen nur im Glauben zugänglich ist und daher auf jene, die 

den Glauben an Jesus Christus nicht teilen, keine Verpflichtungskraft ausüben kann. Der In-

halt dieser Offenbarung ist dabei nicht einfach mit dem Inhalt der Heiligen Schrift identisch. 

Grundlage des Glaubens der Christen ist nämlich – hier dürfte ein wesentlicher Unterschied 

zum Islam liegen – nicht ein Buch, sondern ein Mensch, dessen Leben und Botschaft, Tod 

und Auferstehen der endgültigen kirchlichen Festlegung der Heiligen Schrift, d. h. des „Ka-

nons“ der Heiligen Schriften, vorausgegangen ist und sie wesentlich geprägt hat. Mit der Fra-

ge nach dem Verhältnis, in dem bei der Suche nach der Erkenntnis der göttlichen Offenba-

rung die Überlieferung (Tradition) der Kirche und die Heilige Schrift zueinander stehen, hat 

sich das Zweite Vatikanische Konzil in seiner Konstitution Dei Verbum intensiv auseinander-

gesetzt. 

Die Offenbarung Gottes in Jesus Christus hat nach katholischer Überzeugung zwar nicht pri-

mär, aber doch wesentlich auch eine rechtliche Dimension. Sie erhebt einen Anspruch an den 
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Menschen, der sich – im Unterschied zu moralischen Ansprüchen – nicht schon aus dessen 

Natur ergibt, sondern von außen, durch die Botschaft des Glaubens, an ihn herantritt. Die 

rechtlichen Normen, die sich aus der göttlichen Offenbarung ableiten lassen und als „Offenba-

rungsrecht“ oder „positives göttlichen Recht“ (ius divinum positivum) bezeichnet werden, 

liegen nicht in schriftlicher Form vor. Sie zu erforschen ist Aufgabe der Theologie, näherhin, 

weil es sich um ein Schnittfeld zweier theologischer Disziplinen handelt, sowohl der dogmati-

schen Theologie als auch der Kanonistik. Die Normen des göttlichen Rechts in verbindlicher 

Weise vorzulegen, kommt dem „Lehramt“ der Kirche zu. Nur wer die Existenz einer solchen, 

auch rechtlich verbindlichen Lehrautorität innerhalb der Kirche anerkennt, vermag zu begrün-

den, dass jene Auswahl aus der Vielzahl der Schriften des frühen Christentums, die die Kirche 

als „Heilige Schrift“ bezeichnet, nicht nur eine mehr oder weniger gut begründbare, aber letzt-

lich doch historisch kontingente Zusammenstellung bildet, sondern für die Kirche dauerhaft 

verbindlich bleibt. 

Die von der katholischen Kirche aus der Offenbarung abgeleiteten rechtlichen Normen sind 

nicht zahlreich; in den beiden geltenden Gesetzbüchern dürfte ihr Anteil zwischen einem und 

zwei Prozent der Canones liegen. Es gibt keine verbindliche Auflistung solcher Normen. Ein-

zelne Bestimmungen in den Gesetzbüchern der Kirche enthalten Klauseln wie ex divina insti-

tutione („aufgrund göttlicher Einsetzung“) oder ex ordinatione divina („aufgrund göttlicher 

Anordnung“). Aber nicht alle Normen, die nach herrschender Auffassung der katholischen 

Theologie dem Bereich des göttlichen Rechts zuzuordnen sind, hat der kirchliche Gesetzgeber 

durch solche Klauseln gekennzeichnet. Im Übrigen ist eine Norm des Offenbarungsrechts als 

solche von ihrer sprachlich fixierten und damit notwendig der Möglichkeit von Änderungen 

unterworfenen Form zu unterscheiden. 

Von ihrem Inhalt her gehören die Normen, die für gewöhnlich dem Offenbarungsrecht zuge-

rechnet werden, vor allem drei Bereichen an: Erstens gilt ein Teil der – mit den Grundrechten 

im staatlichen Bereich vergleichbaren – Normen über die Pflichten und Rechte aller Gläubi-

gen (cc. 208–223 CIC) als im göttlichen Recht begründet, so die Norm über die „wahre 

Gleichheit in ihrer Würde und Tätigkeit“, die allen Gläubigen aufgrund ihrer Taufe zukommt 

(c. 208 CIC), die Verpflichtung der Gläubigen, die Gemeinschaft mit der Kirche zu wahren 

(c. 209 § 1 CIC), sowie – zusammenfassend formuliert – ihre Pflicht und ihr Recht, sich in 

einer ihrer jeweiligen Stellung entsprechenden Weise an der dreifachen Sendung der Kirche, 

dem Hirten-, Verkündigungs- und Heiligungsdienst, zu beteiligen (vgl. cc. 210–223). Zwei-

tens gelten drei Leitungsorgane der Kirche als im göttlichen Recht begründet; diese Leitungs-

organe sind (1) der Papst als Nachfolger des hl. Petrus und damit als Haupt des Apostelkolle-

giums, (2) das Bischofskollegium, d. h. die Gesamtheit der mit ihm in Gemeinschaft stehen-

den Bischöfe als Nachfolger der Apostel, und (3) der einzelne Diözesanbischof für sein jewei-

liges Bistum. Drittens gelten die Wesensmerkmale der von Jesus Christus eingesetzten Sak-

ramente als im göttlichen Recht begründet. Die Bestimmungen, die die katholische Kirche in 

dieser Hinsicht als ihr unverfügbar vorgegeben betrachtet, können dabei bis in konkrete Ein-

zelheiten hineingehen, wie etwa die Bestimmung, dass bei der Feier des Sakraments der Eu-

charistie Brot und Wein (also nicht andere Speisen oder Getränke) zu verwenden sind (vgl. 

cc. 899 § 1, 924 CIC). 

Die praktische Beobachtung solcher Normen des göttlichen Rechts ist nicht möglich ohne 

ihnen zur Seite gestellte, von der kirchlichen Autorität geschaffene konkretisierende Bestim-
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mungen. Auch wenn man den Ursprung des Papstamtes auf die Einsetzung des hl. Petrus 

durch Jesus Christus, also auf göttliche Weisung, zurückführen will, bleibt doch die Notwen-

digkeit bestehen, zu bestimmen, auf welche Weise jemand das Amt des Papstes erhält. Ähn-

lich ist die Norm, wonach bei der Feier der Eucharistie Brot und Wein zu verwenden sind, im 

Zweifelsfall unanwendbar, solange nicht festgelegt wird, welche Materien genauerhin als Brot 

und Wein im Sinne einer solchen Norm anzusehen sind. Für derartige Fragen vorgenommene 

kirchliche Abgrenzungen lassen sich nicht noch einmal von ihrem Inhalt her auf göttliche 

Weisung zurückführen, sondern nur in formeller Hinsicht durch die im göttlichen Recht be-

gründete Vollmacht bestimmter kirchlicher Organe, die nötigen Entscheidungen zu treffen. 

Bereits das Offenbarungsrecht selbst verlangt also nach der Existenz eines davon zu unter-

scheidenden „rein kirchlichen Rechts“ (ius mere ecclesiasticum). 

VII. Das Recht anderer Religionsgemeinschaften 

Die Existenz eines solchen von Menschen geschaffenen Rechts ist keine Besonderheit der 

katholischen Kirche; die Erfahrung zeigt, dass auch andere christliche Kirchen und Gemein-

schaften nicht ohne eigene Normen auskommen. Und ähnlich haben auch nichtchristliche 

Religionsgemeinschaften eigene Rechtsordnungen entwickelt. Die katholische Kirche kommt 

nicht umhin, sich auch zu den Rechtsordnungen anderer Religionsgemeinschaften ein Urteil 

zu bilden. 

Dabei ist die Frage, ob den von anderen Religionsgemeinschaften erlassenen Normen auch 

nach außen hin Geltung zukommt, zu unterscheiden von der Frage, ob die Religionsgemein-

schaften den jeweiligen Staaten gegenüber das Recht beanspruchen können, sich nach ihren 

eigenen Normen zu leiten. Die Antwort auf die zweite Frage kann aus katholischer Sicht seit 

dem Zweiten Vatikanischen Konzil nur positiv sein: Es ist Teil der einer jeden Religionsge-

meinschaft zustehenden korporativen Religionsfreiheit, ihre eigenen Angelegenheiten durch 

den Erlass eigener Normen zu ordnen.93 

Die Frage, ob die Normen einer anderen Religionsgemeinschaft auch nach außen hin eine 

Verpflichtungskraft ausüben, ist damit jedoch noch nicht beantwortet. Ein Staat, der sich den 

Geltungsanspruch religiöser Rechtsnormen als solcher zu eigen machte, z. B. den des islami-

schen Ehe-, Familien- und Erbrechts, würde dadurch seine religiös-weltanschauliche Neutrali-

tät verletzen. Das ist aus katholischer Sicht nicht zulässig; es würde letztlich die individuelle 

Religionsfreiheit der betreffenden Staatsbürger verletzen. Hingegen kann die katholische Kir-

che selbst, ihrem eigenen Wesen entsprechend, auf die Rechtsordnungen anderer Religions-

gemeinschaften nicht einen religiös neutralen, sondern nur einen von ihrem eigenen Glauben 

bestimmten Blick werfen. Fragen dieser Art können sich in ganz konkreten Zusammenhängen 

stellen. Wenn z. B. eine zwischen zwei einer orthodoxen Kirche angehörigen Gläubigen ge-

schlossene Ehe zerbricht, die nach dem Recht ihres Staates gültig, nach dem Recht der ortho-

doxen Kirche aber ungültig war, und der orthodoxe Ehepartner sodann in der katholischen 

Kirche eine katholische Partnerin heiraten möchte, kann sich die katholische Kirche nicht 

                                                 
93 Vgl. Zweites Vatikanische Konzil, Dignitatis humanae, Nr. 4: „Deshalb steht diesen Gemeinschaften [d.h.: 

allen religiösen Gemeinschaften], wenn nur die gerechten Erfordernisse der öffentlichen Ordnung nicht verletzt 

werden, rechtens die Freiheit zu, dass sie sich gemäß ihren eigenen Ordnungen leiten, der Gottheit in 

öffentlichem Kult Ehre erweisen, ihren Mitgliedern in der Betätigung ihres religiösen Lebens beistehen, sie 

durch Unterricht unterstützen und jene Einrichtungen fördern, in denen die Mitglieder zusammenarbeiten, um 

das eigene Leben nach ihren religiösen Grundsätzen zu ordnen.“ 
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einer Beurteilung der Frage entziehen, ob sie die Geltung der betreffenden verungültigenden 

orthodoxen Rechtsnorm anerkennt oder nicht.  

Für die Beantwortung solcher Fragen stellt das Zweite Vatikanische Konzil einen Wende-

punkt dar. Bis dahin war die katholische Kirche davon ausgegangen, dass ihr in einer grund-

legenden Weise alle Getauften angehörten. Sie betrachtete diese nur als einzelne, richtete 

auch an sie den Geltungsanspruch der von ihr selbst erlassenen Gesetze und lehnte es ab, ihre 

Zusammenschlüsse als „Kirchen“ oder „kirchliche Gemeinschaften“ anzuerkennen. Zu dieser 

Anerkennung kam es erst auf der Grundlage der Feststellung des Konzils, dass auch in diesen 

Kirchen und Gemeinschaften „vielfältige Elemente der Heiligung und der Wahrheit zu finden 

sind, die als der Kirche Christi eigene Gaben auf die katholische Einheit hindrängen“.94 Auf 

der Grundlage dieser Anerkennung musste auch die Frage nach der Verbindlichkeit der frem-

den Rechtsordnungen neu angegangen werden. Bei der Beantwortung der Frage, ob eine 

Rechtsnorm einer nichtkatholischen Kirche oder kirchlichen Gemeinschaft auch nach außen 

hin rechtliche Wirksamkeit entfaltet, ist ausschlaggebend, ob die Norm von einer Autorität 

erlassen wurde, die – nach denselben Kriterien, die die katholische Kirche auch für sich selbst 

anlegt – die entsprechende rechtliche Vollmacht besitzt. Das Vorliegen einer solchen Voll-

macht in den orthodoxen Kirchen, die das Bischofsamt in der Sukzession (Nachfolge) der 

Apostel bewahrt haben, hat das Konzil feierlich anerkannt95: 

Schon von den ältesten Zeiten her hatten die Kirchen des Ostens ihre eigenen Kir-

chenordnungen, die von den heiligen Vätern und Synoden, auch von ökumeni-

schen, sanktioniert worden sind. Da nun eine gewisse Verschiedenheit der Sitten 

und Gebräuche, wie sie oben erwähnt wurde, nicht im geringsten der Einheit der 

Kirche entgegensteht, sondern vielmehr ihre Zierde und Schönheit vermehrt und 

zur Erfüllung ihrer Sendung nicht wenig beiträgt, so erklärt das Heilige Konzil 

feierlich, um jeden Zweifel auszuschließen, dass die Kirchen des Ostens, im Be-

wusstsein der notwendigen Einheit der ganzen Kirche, die Fähigkeit haben, sich 

nach ihren eigenen Ordnungen zu regieren, wie sie der Geistesart ihrer Gläubigen 

am meisten entsprechen und dem Heil der Seelen am besten dienlich sind. 

Auf kirchliche Gemeinschaften, die das Bischofsamt in apostolischer Sukzession nicht be-

wahrt haben, lässt sich diese Anerkennung nicht übertragen. Erst recht kann die katholische 

Kirche den Rechtsordnungen nichtchristlicher Religionen keine Verpflichtungskraft zubilli-

gen. Zwar anerkennt sie, dass auch die nichtchristlichen Religionsgemeinschaften dem jewei-

ligen Staat gegenüber beanspruchen können, ihre Angelegenheiten selbständig zu ordnen. 

Eine auch für die katholische Kirche maßgebliche Verpflichtungskraft müsste sich aber auf 

eine entsprechende, letztlich in Gott begründete religiöse Autorität des jeweiligen Normge-

bers gründen. Das ist aus Sicht der Kirche im Falle von Religionen, deren Glauben sich mit 

dem des Christentums nicht vereinbaren lässt, nicht möglich. 

                                                 
94 Zweites Vatikanisches Konzil, Lumen gentium, Nr. 8. 
95 Zweites Vatikanisches Konzil, Unitatis redintegratio, Nr. 16. 
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VIII. Kanonisches Recht 

Wie in vielen anderen menschlichen Gemeinschaften waren auch im frühen Christentum die 

Rechtsnormen, an die sich die Christen gebunden fühlten, zunächst weithin nicht rechtlich 

fixiert und können daher – mit einem erst später entwickelten Begriff – als „Gewohnheits-

recht“ aufgefasst werden. Bei den ältesten christlichen Rechtsquellen handelt es sich nicht um 

formell erlassene Normen, sondern um Sammlungen solchen Gewohnheitsrechts. Die ersten 

schriftlichen Normen wurden von den regionalen Synoden (= Konzilien), d. h. Bischofsver-

sammlungen erlassen. Dass man dabei nicht den griechischen Begriff für Gesetze (nomoi) 

verwendete, sondern den Begriff kanon (Richtschnur, Lineal, Regel, Norm) zu Hilfe nahm, 

lässt das Bewusstsein eines Unterschieds zwischen den Rechtsnormen des Staates und denen 

der Kirche erkennen. Bis heute hat die katholische Kirche diesen Begriff beibehalten, be-

zeichnet also die ihr eigenen Rechtsnormen als „Canones“ und ihre Rechtsordnung als „kano-

nisches Recht“ (ius canonicum). Diese Terminologie hat sich auch in den Kirchen des Ostens 

und in der (anglikanischen) Church of England erhalten. Dass von kanonischem „Recht“ ge-

sprochen wird, zeigt – allen Unterschieden zum Trotz – die Überzeugung einer grundlegenden 

Vergleichbarkeit des kirchlichen Rechts mit dem anderer menschlicher Gemeinschaften. 

Mit dem wachsenden Vorrangstellung des Papsttums traten die von Konzilien beschlossenen 

Canones im Laufe der Jahrhunderte mehr und mehr in der Hintergrund zugunsten der von den 

Päpsten verbindlich erteilten Anordnungen, die zunächst den Charakter von Einzelfallent-

scheidungen (litterae decratales) über vorgelegte Fragen hatten, schon bald aber als allge-

meinverbindlich angesehen wurden. Ein alle Rechtsmaterien umfassendes, vom Papst erlas-

senes Gesetzbuch wurde erstmals im Jahre 1917 erlassen, der Codex iuris canonici, der seinen 

Geltungsanspruch nicht auf die gesamte Kirche erstreckte, sondern nur auf die Kirche des 

Westens, die „Lateinische Kirche“. Im Jahre 1983 wurde – ausgehend von den Dokumenten 

des Zweiten Vatikanischen Konzils und auf der Grundlage eines etwa 15-jährigen, alle katho-

lischen Bischöfe der Welt und zahlreiche Kirchenrechtsexperten einbeziehenden Beratungs-

prozesses – eine neue Fassung des Codex iuris canonici erlassen, wiederum nur für die Latei-

nische Kirche. Der erstmalige Erlass eines Gesetzbuches für die katholischen Ostkirchen er-

folgte im Jahre 1990 unter dem Titel Codex Canonum Ecclesiarum Orientalium. Zwar ist die 

faktische Relevanz dieses Codex – da er sich an weniger als zwei Prozent der Katholiken 

weltweit richtet – gering. Doch lässt das Vorhandensein zweier gleichberechtigter Gesetzbü-

cher überaus deutlich erkennen, dass die Gemeinschaft innerhalb der einen katholischen Kir-

che keine rechtliche Uniformität voraussetzt. 

Ein Grundbestand an Normen, vor allem solcher, die als „göttlichen Rechts“ betrachtet wer-

den, ist beiden Gesetzbüchern gemeinsam. Die Verwirklichung des Plans, aus solchen für die 

gesamte katholische Kirche verbindlichen Normen ein den beiden Gesetzbüchern übergeord-

netes „Grundgesetz“ zu schaffen, war nach dem Zweiten Vatikanischen Konzil – unter dem 

Titel Lex Ecclesiae Fundamentalis – schon weit gediehen, wurde aber schließlich gestoppt. 

Möglicherweise befürchtete man, dass ein solches Grundgesetz den Eindruck erwecken könn-

te, die ersehnte Wiederherstellung einer sichtbaren Einheit mit Kirchen und Gemeinschaften, 

die sich im Laufe der Geschichte von der Gemeinschaft mit dem Bischof von Rom getrennt 

hatten, wäre nur unter der Voraussetzung der Unterstellung unter ein solches Grundgesetz 

möglich. 
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Zum kanonischen Recht gehören außer den genannten beiden Codizes noch etliche weitere 

gesamtkirchliche Normen96, sodann die von Bischofskonferenzen (des Westens) oder Bi-

schofssynoden (des Ostens) erlassenen Normen und vor allem die vom jeweiligen Diözesan-

bischof für sein jeweiliges Bistum erlassenen Gesetze. Alle genannten Gesetze begrenzen 

ihren Geltungsanspruch auf diejenigen, die – durch Taufe oder (aus anderen christlichen Kon-

fessionen kommend) durch Konversion – in die katholische Kirche aufgenommen wurden (c. 

11 CIC; c. 1490 CCEO). 

Die Anzahl der Rechtsnormen der kirchlichen Gesetzbücher, in denen sich einzelne für natur-

rechtlich gehaltene Normen niederschlagen, ist sehr gering. Das kann nicht überraschen, da es 

sich beim Naturrecht ja um Normen handelt, die aus katholischer Sicht für alle Menschen 

Geltung haben und daher nicht ein Spezifikum der Kirche darstellen, wohingegen die Kirche 

gerade nicht aus der Natur des Menschen hervorgeht, sondern sich auf die Offenbarung Got-

tes zurückführt. Etwas größer, aber – wie schon erwähnt wurde – immer noch recht gering ist 

der Anteil jener Normen in den Gesetzbüchern, die als Versuche einer Ausformulierung von 

Normen des positiven göttliches Rechts gelten. Letztere gelten aus katholischer Sicht zwar 

nicht für alle Menschen, aber auch nicht nur für Katholiken, sondern für alle auf den Namen 

des dreifaltigen Gottes Getauften. Der Großteil der Normen der kirchlichen Gesetzbücher 

stellt also „rein kirchliches Recht“ (ius mere ecclesiasticum) dar, dass von den kirchlichen 

Autoritäten – den Anforderungen der jeweiligen Zeit entsprechend – geändert werden kann 

und von dem auch bei bleibender Geltung, sofern ein entsprechender Grund vorliegt, im Ein-

zelfall – durch die Erteilung einer „Dispens“ – befreit werden kann. 

Die Notwendigkeit eines Gesetzbuches für die Kirche erklärte Papst Johannes Paul II. beim 

Erlassen des Codex Iuris Canonici im Jahre 1983 folgendermaßen: 

Und der Kodex des kanonischen Rechts wird in der Tat von der Kirche dringend 

benötigt. Denn weil auch sie nach Art eines sozialen und sichtbaren Gefüges ge-

staltet ist, braucht sie Normen, Gesetze, damit ihre hierarchische und organische 

Struktur sichtbar wird; damit die Ausübung der ihr von Gott übertragenen Ämter 

und Aufgaben, insbesondere die der kirchlichen Gewalt und der Verwaltung der 

Sakramente, ordnungsgemäß wahrgenommen wird; damit die gegenseitigen Be-

ziehungen der Gläubigen in einer auf Liebe fußenden Gerechtigkeit gestaltet wer-

den, wobei die Rechte der einzelnen gewährleistet und festgesetzt sind; damit 

schließlich die gemeinsamen Initiativen, die unternommen werden, um das christ-

liche Leben immer vollkommener zu führen, durch die kanonischen Bestimmun-

gen unterstützt, gestärkt und gefördert werden.97 

Zugleich warnte er davor, die Rolle des Rechts im Leben der Kirche überzubetonen: 

Unter diesen Umständen scheint es hinreichend klar, dass es keinesfalls das Ziel 

des Kodex ist, im Leben der Kirche den Glauben, die Gnade, die Charismen und 

vor allem die Liebe zu ersetzen. Im Gegenteil, Ziel des Kodex ist es vielmehr, der 

kirchlichen Gesellschaft eine Ordnung zu geben, die der Liebe, der Gnade und 

dem Charisma den Vorrang einräumt und zugleich ihren geordneten Fortschritt im 

                                                 
96 Siehe: http://www.iuscangreg.it/diritto_universale.php?lang=DE (abgerufen 16.1.2016) 
97 Johannes Paul II., Apostolische Konstitution Sacrae disciplinae leges, vom 25.1.1983. 

http://www.iuscangreg.it/diritto_universale.php?lang=DE


Ulrich Rhode 

56 

 

Leben der kirchlichen Gesellschaft wie der einzelnen Menschen, die ihr angehö-

ren, erleichtert.98 

So sehr die katholische Kirche davon überzeugt ist, dass sie von ihrem Wesen her nicht ohne 

eine rechtliche Dimension bestehen kann, so sehr ist ihr bewusst, dass ihr Recht im Dienst 

ihrer Sendung stehen muss, die darauf ausgerichtet ist, dem – nicht rechtlich zu verstehenden 

– von Jesus Christus gegebenen Gebot der Liebe zu Gott und den Menschen zu folgen. Auf 

sich selbst die von dem evangelischen Juristen Rudolph Sohm (1841–1917) entwickelte Be-

zeichnung „Rechtskirche“ – von ihm als Gegenüber zu einer ersehnten „Geistkirche“ gemeint 

– anzuwenden, ist der katholischen Kirche fremd. Wenn sie bisweilen von nichtkatholischer 

Seite so bezeichnet wird, werden Katholiken das in der Regel als polemisch empfinden. 

IX. Kanonisches Recht als Gegenstand der Theologie: Kanonistik 

Die Wissenschaft vom Kanonischen Recht wird als „Kanonistik“ bezeichnet. Wer sie betreibt, 

heißt „Kanonist“ bzw. „Kanonistin“. Die Entstehung der Kanonistik als wissenschaftlicher 

Beschäftigung mit dem Kanonischen Recht wird mit dem Decretum Gratiani angesetzt, einer 

um das Jahr 1140 herum geschaffenen umfassenden, systematischen, mit Kommentaren ver-

sehenen Sammlung des damals geltenden Kanonischen Rechts. 

Als den Glauben voraussetzende Wissenschaft ist die Kanonistik Teil der katholischen Theo-

logie. Ihren Ort innerhalb der Universität hat sie daher – sofern für sie nicht eine eigene Ka-

nonistische Fakultät errichtet ist – primär in der Katholisch-Theologischen Fakultät. Das 

schließt natürlich nicht aus, dass man sich auch an geschichts- und rechtswissenschaftlichen 

Fakultäten aus anderen Perspektiven – ohne dabei den christlichen Glauben vorauszusetzen – 

mit dem Kanonischen Recht beschäftigt. Auch die Beschäftigung mit dem mittelalterlichen 

Kanonischen Recht aus der Perspektive der Geschichtswissenschaft wird häufig als „Kanonis-

tik“ bezeichnet. 

Zu den Aufgaben der Kanonistik gehört die Beschäftigung mit den Grundlagenfragen des 

Kirchenrechts, d. h. den Fragen nach Wesen und theologischer Begründung des Kirchen-

rechts, die Sammlung und Ordnung des Rechtsstoffes, die historische und systematische Deu-

tung der kirchenrechtlichen Normen, die Reflexion über ihre Anwendung, die Behebung von 

Mängeln in diesen Normen (z. B. Widersprüche, Rechtslücken) sowie die Reflexion über ihre 

Weiterentwicklung. 

Eine Befassung mit dem Kanonischen Recht ist obligatorischer Bestandteil des fünfjährigen 

Vollstudiums der Katholischen Theologie. Ein Lehrstuhl für Kanonistik – im deutschsprachi-

gen Raum meist als Lehrstuhl für Kirchenrecht bezeichnet – ist nach den kirchlichen Vorga-

ben notwendiger Bestandteil einer Theologischen Fakultät. Im Hochschulrecht der katholi-

schen Kirche stellt die Kanonistik ein eigenes Fach dar (so wie Philosophie und Theologie), 

mit eigenen akademischen Graden, dem eines „Lizentiaten im kanonischen Recht (Lic. iur. 

can.)“ und eines „Doktors im kanonischen Recht (Dr. iur. can.)“. Außerhalb des deutschspra-

chigen Raums werden diese akademischen Grade häufig als Juris Canonici Licentiatus (JCL) 

und Juris Canonici Doctor (JCD) bezeichnet. Das Lizentiat im kanonischen Recht verleiht die 

Befähigung zum kirchlichen Richteramt (c. 1421 § 3 CIC). Voraussetzung für die Zulassung 

zum Lizentiatsstudium ist entweder das abgeschlossene Vollstudium der katholischen Theo-

                                                 
98 Ebd. 
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logie oder zumindest ein zweijähriger kanonistischer Grundkurs. Das Lizentiatsstudium dau-

ert nach den Vorgaben des gesamtkirchlichen Rechts drei Jahre. Die Zulassung zu einem Stu-

dium zum Erwerb des Doktorats im kanonischen Recht setzt das Lizentiat im kanonischen 

Recht voraus. Akademische Grade im Kanonischen Recht können nur erworben werden an 

einer kanonistischen Fakultät oder einem kanonistischen Institut. Weltweit gibt es etwa 40 

solche Einrichtungen, davon acht in Rom. Im deutschsprachigen Raum gibt es zwei Einrich-

tungen, an denen akademische Grade im kanonischen Recht erworben werden können: An der 

Ludwig-Maximilians-Universität München besteht das Klaus-Mörsdorf-Studium für Kanonis-

tik, an dem sowohl das Lizentiat als auch das Doktorat erworben werden kann. Das Institut 

für Kanonisches Recht an der Universität Münster verleiht das Lizentiat im Kanonischen 

Recht. 

Zu den beruflichen Einsatzfeldern katholischer Kanonisten gehören vor allem die Mitarbeit in 

der kirchlichen Verwaltung (die „Verwaltungskanonistik“), die kirchliche Gerichtsbarkeit – 

von Ausnahmen abgesehen besteht in jedem Bistum ein ordentlichen kirchliches Gericht ers-

ter Instanz –, sowie kanonistische Forschung und Lehre. Das Ausmaß der kanonistischen For-

schungstätigkeit wird unter anderem deutlich an weltweit etwa 40 laufenden Fachzeitschrif-

ten. 

X. Theologie als Gegenstand des Kanonischen Rechts: Kirchliches Hochschulrecht 

Zwar ist das Kanonische Recht, wie voranstehend erläutert wurde, Gegenstand der katholi-

schen Theologie. Umgekehrt ist aber auch die katholische Theologie Gegenstand des Kanoni-

schen Rechts. Katholische Theologie ist – im Unterschied zu einer von einem religiös neutra-

len Standpunkt aus betriebenen Religionswissenschaft – notwendig eine an den Glauben der 

katholischen Kirche gebundene Wissenschaft. Diese Bindung an die Kirche schlägt sich auch 

darin nieder, dass die Kirche als Teil ihres Kanonischen Rechts auch Normen über die Fakul-

täten und anderen Einrichtungen für katholische Theologie erlässt. 

Neben einigen einschlägigen Canones in den kirchlichen Gesetzbüchern gehören zu diesen 

Normen vor allem die von Papst Johannes Paul II. im Jahre 1979 erlassene und seitdem 

zweimal geänderte Apostolische Konstitution Sapientia christiana sowie die zugehörigen 

Ausführungsbestimmungen (Ordinationes), die von der Kongregation für das Katholische 

Bildungswesen (einer Art Wissenschaftsministerium für die gesamte katholische Kirche) er-

lassen wurden. Mit dem Ziel einer kirchlichen Qualitätssicherung und einer weltweiten Ver-

gleichbarkeit der theologischen Studien wurde dazu bereits in den 1930er Jahren ein im Prin-

zip weltweit einheitliches System akademischer Grade, der sogenannten „kanonischen Grade“ 

geschaffen. Ob diese in der Autorität des Apostolischen Stuhls (d. h. im Grunde genommen: 

des Papstes) verliehenen akademischen Grade auch staatlich anerkannt sind, hängt von der 

jeweiligen staatlichen Rechtsordnung ab. In den deutschsprachigen Staaten ist diese Anerken-

nung fast ausnahmslos gegeben. 

Dass katholische Theologie sowohl an Hochschulen in kirchlicher Trägerschaft als auch an 

staatlichen Universitäten betrieben wird, wirkt sich in erheblichem Ausmaß auf die rechtli-

chen Vorgaben für die betreffenden Einrichtungen aus. An Hochschulen in kirchlicher Trä-

gerschaft ist die Kirche bei der Gestaltung der rechtlichen Vorgaben für die Lehre der katholi-

schen Theologie im Prinzip frei; eine Rücksichtnahme auf staatliche Vorgaben legt sich in der 

Regel jedoch nahe, um die staatliche Anerkennung der kanonischen Grade zu gewährleisten. 
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An 38 Standorten in 13 verschiedenen Staaten, vor allem in Mittel- und Osteuropa, bestehen 

Katholisch-Theologische Fakultäten auch an staatlichen Universitäten. Da ein solches Modell 

nur im gegenseitigen Einvernehmen zwischen Kirche und Staat möglich ist, legt sich auch für 

das Erlassen rechtlicher Vorgaben dafür ein gemeinsames, auf Verträge zwischen Kirche und 

Staat aufbauendes Vorgehen nahe. Häufig geben sich die Vertragspartner dabei gegenseitig 

Bestandsgarantien für den Erhalt der betreffenden Einrichtungen. Während die eher organisa-

torischen, dienst- und arbeitsrechtlichen Aspekte an solchen Einrichtungen für gewöhnlich 

den Vorgaben für die gesamte Universität folgen, legt die katholische Kirche im Hinblick auf 

die spezifisch kirchlichen Aspekte Wert auf eine angemessene Mitwirkung. Sie betrifft vor 

allem die Auswahl der Lehrenden (konkret: eine kirchliche Unbedenklichkeitsbescheinigung, 

das sogenannte Nihil obstat), die Möglichkeit einer nachträglichen Beanstandung eines Leh-

renden aufgrund von Verstößen gegen die verbindliche kirchliche Lehre oder den von ihr ver-

langten Lebenswandel, kirchliche Zustimmungsrechte beim Erlassen und Ändern von Stu-

dien- und Prüfungsordnungen sowie eine kirchliche Beteiligung bei der Qualitätssicherung. 

Die katholische Kirche in Deutschland hat dazu eine eigene Qualitätssicherungsagentur ge-

schaffen, die „Agentur für Qualitätssicherung und Akkreditierung kanonischer Studiengänge 

in Deutschland e.V. (AKAST)“, die vom Deutschen Akkreditierungsrat akkreditiert ist und 

ihrerseits entsprechend den Vereinbarungen mit der deutschen Kultusministerkonferenz die 

betreffenden Studiengänge akkreditiert. 

XI. Fazit 

So vielfältig die normativen Ordnungen sind, denen katholische Christen in der modernen 

Welt begegnen, so vielgestaltig ist auch das Verhältnis, das die katholische Theologie dazu 

einnimmt. Jeder Versuch, eine katholische „Rechtstheologie“ zu entwickeln, muss sich dieser 

Vielfalt stellen. Als notwendig auf den Glauben der Kirche bezogene Wissenschaft muss die 

katholische Theologie anerkennen, dass sie – insofern die katholische Kirche selbst nicht oh-

ne ihre rechtliche Dimension bestehen kann – auch ihrerseits Vorgaben rechtlicher Art unter-

steht. Gegenüber Versuchen, die Relevanz der rechtlichen Dimension für die katholische Kir-

che – sei es in wohl-, sei es in übelmeinender Absicht – überzubetonen, tut sie gut daran, den 

dienenden Charakter des Rechts herauszustellen. 
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Vom Papstbrief zum päpstlichen Gesetzbuch: Dekretalen und „ius novum“ 

von Gisela Drossbach 

 

Der folgende Beitrag soll die historische Entwicklung des kanonischen Rechts in den Blick 

nehmen, und erörtern, ob und inwiefern in der Entwicklung des ius novum im 12. und 13. 

Jahrhundert von Rechtsfortbildung gesprochen werden kann, und abschließend einige religi-

onsvergleichende Fragen aufwerfen.  

I. Einführende Bemerkungen zum „ius novum“ 

Innerhalb der kurzen Zeitspanne von zwei Generationen nach dem Decretum Gratiani (12. 

Jahrhundert) wurde das kanonische Recht durch legislativ wirkende Akte der Päpste wie nie 

zuvor fortgebildet und umgestaltet. Diese Rechtsfortbildung bzw. Entwicklung des ius novum 

erfolgte durch eine Fülle päpstlicher Dekretalen, epistolae decretales, Papstschreiben zur Klä-

rung von Fragen des kirchlichen Rechts mit dem Anspruch universaler Geltung. 

Diese Phase der Produktion und Kommentierung von neuen Dekretalensammlungen in der 

sogenannten Dekretalistik wird 1234 mit dem Liber Extra, dem Gesetzbuch Papst Gregors 

IX., abgeschlossen. 

Das bedeutet: Im Unterschied zum Gesetzbuch des Bologneser Magisters Gratian ist das sich 

vom 12. bis 14. Jahrhundert ausbildende klassische kanonische Recht vornehmlich Dekre-

talenrecht, dem jetzt die höchste Autorität zukam. Es entstanden zahlreiche Dekretalensamm-

lungen unterschiedlicher Größe und Anordnung, zunächst aus privatem Interesse, dann auch 

auf päpstliche Weisung. Während das Decretum Gratiani das ältere Recht (ius vetus) erfasste, 

sind aus der Fülle von Zusammenstellungen des neuen päpstlichen Rechts der Liber Extra 

Papst Gregors IX. 1234, Liber Sextus Papst Bonifaz’ VIII. 1298, die Clementinae 1317 und 

die Extravagantes hervorzuheben. 

Besonders spannend und bisher weniger beachtet sind die Anfänge dieser Entwicklung, die in 

den 80er Jahren des 12. Jahrhunderts liegen und vor allem vom angevinischen Königreich 

ihren Ausgang nehmen. Dabei stellt sich zunächst die Frage, warum wurden Dekretalen über-

haupt gesammelt? Die wichtigsten Ursachen sind wie ich meine: 

1. die umfassende Ausfertigung von Papstbriefen während des Pontifikats Papst Alexan-

ders III. (1159-1181), deren Anzahl momentan von Kennern der Materie auf ca. 

12.000 Stück beziffert wird99, wovon ca. 1200 Stück in die Dekretalensammlungen 

Eingang fanden100. 

                                                 
99 Die Urkunden Alexanders III. nehmen bei JL in der 1. Auflage die Nummern 10.584 bis 14.424 ein, das sind 

knapp 4.000 Stück; in der 2. Auflage kommen 59 Stück dazu (S. 761-766 Supplementum regestorum). Nach 

mündlicher Auskunft der Herausgeberin der Regesten zu Lucius III., Dr. Katrin Baaken/ Tübingen, kann man 

erfahrungsgemäß die Zahl der JL-Nummern verdreifachen. Stefan Hirschmann, Die päpstliche Kanzlei und ihre 

Urkundenproduktion (1141-1159) (Europäische Hochschulschriften. Reihe 3: Geschichte und ihre 

Hilfswissenschaften, Bd. 913), Frankfurt a. M. u.a. 2001, S. 17, führt eine Größenordnung von „annähernd 

20.000 Urkunden“ an: „Nachdem die Quellenbasis der Jahre 1181 bis 1187 bereits weitestgehend erfaßt werden 

konnte und mit der vorliegenden Arbeit nunmehr auch die Urkunden der Jahre 1141 bis 1159 zusammengestellt 

sind, kann künftig das Augenmerk verstärkt auf den Pontifikat Alexanders III. (1159-1181) sowie die Früh- und 
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2. Im Zuge des Ausbaus der römischen Kurie und kirchlichen Zentralismus im 12. Jahr-

hundert gelangten von den einzelnen Institutionen Anfragen an den Papst. In strittigen 

Rechtsfällen appellierten aber auch weltliche Personen und Parteien an diesen. 

3. Der Papst setzte wiederum delegierte Richter ein, die in päpstlichen Mandaten ihre 

Anweisungen erhielten, und die ein praktisches Interesse daran haben mussten, diese 

Schriftstücke zu sammeln. Delegierte päpstliche Richter waren in der Regel Bischöfe 

wie Walter von Coutances, erst Erzbischof von Lincoln, dann von Rouen (1184 bis 

1207), der die größte Dekretalensammlung nach dem Dekret Gratians, die Collectio 

Francofurtana (entstanden 1181/82), abschreiben und auf ihrer Basis neue Dekretalen-

sammlungen kompilieren ließ.101 Darauf folgt die Zeit, in der auch die bischöflichen 

Offizialate entstehen, d.h. eine vom Bischof institutionalisierte, aber von ihm persön-

lich unabhängige diözesane Gerichtsbarkeit.102 

4. Infolge der Rezeption des römischen Rechts wurde in dieser Zeit das kirchliche Ver-

fahrensrecht weitestgehend ausgebildet. Auch Dekretisten konnten ein besonderes In-

teresse an einer Tätigkeit in der kirchlichen Gerichtsbarkeit haben; so manche Summa 

zum Decretum Gratiani dürfte eher ein Handbuch und Nachschlagewerk für Richter 

darstellen als ein Lehrbuch für den akademischen Unterricht. Beispielsweise zeigt die 

Summa des Sicardus von Cremona eine Konzentration auf die rein kirchlichen Rechts-

fälle.103 Auch sind die delegierten Richter maßgeblich an der Verbreitung des rö-

misch-kanonischen Prozessrechts beteiligt. Zeitgleich entstehen auch die ersten Ordi-

nes iudiciarii, deren Verbindung zum Dekretalenrecht ich in meinen momentanen For-

schungsarbeiten nachzuweisen versuche. 

5. Rechtstransfer. Einzelne Dekretalen, aber auch ganze Sammlungen wurden innerhalb 

kürzester Zeit weitergereicht an verschiedene Rechtsschulen und an den Höfen der Bi-

schöfe. Dadurch entstanden ca. 200 derartige Sammlungen, wovon uns heute ca. 60 

noch erhalten sind. 

                                                                                                                                                         
Endzeit des 12. Jahrhunderts gelenkt werden. Insgesamt dürften auf diesem Felde in Zukunft noch annähernd 

20.000 Urkunden zu bearbeiten sein.“ 
100 Vgl. Walther Holtzmann, Über eine Ausgabe der päpstlichen Dekretalen des 12. Jahrhunderts, Nachrichten 

der Akademie der Wissenschaften in Göttingen, phil.-hist. Kl., 1945, S. 15-36. 
101 Zur Collectio Francofurtana: Peter Landau, Gisela Drossbach, Die Collectio Francofurtana: eine französische 

Decretalensammlung. Analyse beruhend auf Vorarbeiten von Walther Holtzmann † (Monumenta Iuris Canonici, 

Series B, vol. 9), Città del Vaticano 2007. Zu päpstlich delegierten Richtern: Charles Duggan, Papal Judges 

Delegate and the Making of „New Law“ in the Twelfth Century, in: Cultures of Power: Lordship, Status, and 

Process in Twelfth-Century Europe, hg. v. T.N. Bisson, Philadelphia 1995, S. 172-199. Auch in: Decretals and 

the Creation of „New Law“ in the Twelfth Century (Collected Studies series 607), Aldershot 1998, S. 172-199. 

Harald Müller, Die Urkunden der päpstlichen delegierten Richter. Methodische Probleme und erste Erkenntnisse 

am Beispiel der Normandie, in: Hundert Jahre Papsturkundenforschung. Bilanz – Methoden – Perspektiven. 

Akten eines Kolloquiums zum hundertjährigen Bestehen der Regesta Pontificum Romanorum vom 9.-1. Oktober 

1996 in Göttingen (Abhandlungen der Akademie der Wissenschaften zu Göttingen. Philologisch-Historische 

Klasse, Dritte Folge, Band 261), Göttingen 2003, S. 351-371. 
102 Zur Entwicklung des Prozessrechts siehe jetzt ausführlich: Knut Wolfgang Nörr, Romanisch-kanonisches 

Prozessrecht. Erkenntnisverfahren erster Instanz in civilibus (Enzyklopädie der Rechts- und Staatswissenschaft / 

Abteilung Rechtswissenschaft), München 22014 . 
103 Ilona Riedel-Spangenberger, Der Kanonist Sicardus von Cremona im 12. Jahrhundert in Mainz, in: Mechtild 

Dreyer, Jörg Rogge (Hrsg.), Mainz im Mittelalter, Mainz 2003, S. 103-115. 

http://www.beck-shop.de/trefferliste.aspx?action=reihe&serieID=37451
http://www.beck-shop.de/trefferliste.aspx?action=reihe&serieID=37451
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II. Rechtsentwicklung im Zuge der Dekretalensammlung: das Beispiel von Blanchatius 

und Ermengarda 

Ein Beispiel dafür, wie Dekretalen in gewandelter Funktion und, wie ich meine, mit rechts-

fortbildender Leistung durch Sammlungen wandern konnten, ist, im Hinblick auf ihr Fortwir-

ken, die Dekretale „Causam matrimonii“ (WH 108 JL 11867)104 von 1170-71105. Sie stellt ein 

Mandat dar, mit dem (wahrscheinlich) Papst Alexander III. den Erzbischof von Arles und den 

Kardinaldiakon von S. Maria in Vialata, Raimund von Nîmes (de Arenis) 106, mit einen Ehe-

rechtsfall betraute. Damit handelt es sich nicht um eine Urkunde an einen päpstlichen Lega-

ten, sondern, um einen Kardinaldiakon, der sich offensichtlich ohne Legationsmandat in Süd-

frankreich tummelte. 

In dieser Dekretale geht es um das Ehepaar Blanchatius und Ermengarda: Blanchatius will 

sich von seiner Ehefrau trennen. Zu diesem Zweck geben beide vor Gericht an, miteinander 

verwandt zu sein. Aufgrund des vermeintlichen Ehehindernisses trennt der Bischof die Ehe. 

Im Nachhinein stellt sich allerdings heraus, dass Blanchatius seine Frau durch Schläge miss-

handelt und gegen ihren Willen zur Falschaussage hinsichtlich der Verwandtschaft gezwun-

gen hatte. Deshalb betraut der Papst nun die Bischöfe von Fréjus und Gap (Départ. Hautes-

Alpes) mit dem Fall und weist sie an, das in Trennung lebende Paar wieder zusammenzufüh-

ren.107 Wider Erwarten spricht jedoch einer der beiden Bischöfe die Trennung des Blanchatius 

von seiner Frau aus, die ihm fünf Söhne geboren und vierzehn Jahre mit ihm gelebt habe. Da-

raufhin setzt der Papst den Bischof von Arles und den Kardinaldiakon von S. Maria in Vialata 

als delegierte Richter ein mit der Vorgabe, die Wahrheit sorgfältig und feinfühlig zu erfor-

schen (veritatem diligenter et subtiliter inquiratis), und, sobald sie diese gefunden haben, be-

kannt zu geben. Denn das vorangegangene Urteil sei nichtig, da ja, wenn zwei Richter einen 

Fall gemeinsam übernehmen, das Urteil ungültig sei, wenn nur einer der beiden richte. Des-

weiteren erlegt der Papst seinen neuen Richtern auf, nach Abschluss des Verfahrens 

Blanchatius dazu anzuhalten – wenn erforderlich auch unter Androhung der Exkommunikati-

on – seine Frau Ermengarda wieder wohlwollend aufzunehmen und ihr den erforderlichen 

matrimonialen Respekt entgegen zu bringen. 

Die jüngeren Sammlungen Appendix Concilii Lateranensis und Collectio Casselana, in denen 

diese Dekretale vorkommt, sind noch nicht in Titel, d.h. nach Schwerpunktthemen, unterteilt, 

                                                 
104 JL 11867. WH 108. Causam matrimonii, que inter – convenit adhiberi. Zu diesem Eherechtsfall siehe aus-

führlich Gisela Drossbach, Eherechtliche Fälschungen als „Ersatznormen“ („normes suplémentères“) in 

Dekretalensammlungen des 12. Jahrhunderts, in: Rolf Große, L’acte pontifical et sa critique. 4éme rencontre de la 

Gallia Pontificia (Études et documents pour servir à une Gallia Pontificia 5), Brüssel 2007, S. 215-225. 
105 WH 108 datiert: „Veroli (?) 1170 April 5 – 1171 Sept. 19 ?“. JL 1186 datiert zwischen 20. Dezember 1170 

und 8. Januar 1171. Die Dekretale ist den Vatikanischen Registern “libro XII” entnommen. 
106 Vgl. A. Gouron, Le cardinal Raymond des Arènes: Cardinalis?, in: Revue du droitcanonique28, 1978, S. 

180-192. R. Weigand, Die Glossen des Cardinalis (Magister Hubald?) zum Dekret Gratians, besonders zu C.27 

q.2, in: Bulletin of Medieval Canon Law 3, 1973, S. 73-95. Ders., Die Glossen des Cardinalis - Raimundus de 

(Harenis) - zu C.16, in: Recht im Dienste des Menschen: Eine Festgabe für Hugo Schwendenwein zum 60 

Geburtstag, hrsg. v. K. Lüdicke u.a., Graz 1986, S. 267-83. L. Loschiavo, Sulle tracce bolognesi del Cardinalis 

decretista (e legista) del secolo XII, in: Manoscritti, editoria e biblioteche dal medioevo all'età contemporanea. 

Studi offerti a Domenico Maffei per il suo ottantesimo compleanno, hrsg. V. M. Ascheri, G. Colli, Rom 2006, 

vol. 2, S. 515-532.  
107 Die Personen in dem behandelten Eheprozess sind wohl kaum nachzuweisen. 
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doch ist zu erkennen, dass die Dekretale im Kontext weiterer Eherechtsfälle steht. Die ca. 

zehn Jahre ältere Compilatio prima (ca. 1191) hingegen nimmt diese Dekretale mit anderen 

zweiundzwanzig Dekretalen unter dem Titel über den delegierten Richter („De offitio et po-

testate iudicis delegati“) auf. Die Rubrik, die im Liber Extra, dem großen Gesetzbuch Papst 

Gregors IX. von 1234, hinzukommt, gibt den rechtlichen Gehalt wieder: Wenn ein Fall an 

zwei Richter delegiert wurde und nur einer der beiden Richter urteilt, ist dieses Urteil ungül-

tig.108 Damit war ein ursprünglich an einen zweifelhaften Kardinaldiakon adressierter Papst-

brief zu einer grundlegenden Norm im Verfahrensrecht avanciert. Man kann wohl auch sagen, 

dass dieser Dekretale – wohl auch als Beispiel für viele andere – rechtsfortbildende Leistung 

zukommt. 

Zahlreiche weitere Dekretalensammlungen geben Zeugnis von Rechtsfortbildung im Zuge der 

Sammlung. Die systematische Erschliessung und Gruppierung eines seit der Spätantike an-

gewachsenen und zuletzt von Gratian rezipierten Rechtsstoffs war wohl die erste große Leis-

tung des kanonischen Rechts zwischen 1140 und 1234. Dabei kam dem „Ius novum“ die Rol-

le zu, Prozessrecht, Strafrecht und Eherecht als eigene Rechtsgebiete formiert zu haben. Her-

ausragende Bedeutung sollte der um 1190 entstandenen Compilatio prima zukommen, die 

aufgrund ihrer Segmentierung in fünf Bücher und aufgrund ihrer Anstöße für die Ausbildung 

des Strafrechtes als eigenes Rechtsgebiet zukunftsweisend war. Doch wurde bisher nicht 

wahrgenommen, dass die knapp zehn Jahre früher entstandene Francofurtana die Untergliede-

rung in fünf Teile bereits vorwegnahm. Jedoch besteht zwischen beiden Sammlungen ein Un-

terschied in Genese und Qualität der Segmentierung. Denn der Verfasser der Francofurtana 

handelte eingangs zuerst über die Materie, die er am besten verstand, nämlich das Eherecht. 

Dann folgen sein in scholastischer Distinktion erstelltes Normensystem: die Kirche zuerst mit 

ihren Amtsträgern, sodann deren Prozessrechtsregeln, dann die materiell-rechtlichen Rechts-

regeln für die Angelegenheiten, um die prozessiert wird, nämlich Streitigkeiten um Vermögen 

und Befugnisse und sonstige Rechte, und zum Schluss ein Appendix mit strafrechtlichen Re-

geln. Diese Teile übernahm die Compilatio prima, ordnete sie neu (iudex, iudicium, clerus, 

connubia, crimen) und kategorisierte, systematisierte und differenzierte – vor allem dank neu 

hinzugewonnenem Dekretalenmaterials. 

III. Die Collectio Cheltenhamensis – ein prozessrechtlicher Zusammenhang ist sichtbar 

Anders gestaltet sich die Herkunft der Collectio Cheltenhamensis, die, so meine Hypothese, 

ursprünglich aus einer kleinen Ansammlung von Dekretalen bestanden haben dürfte, sozusa-

gen einem nucleus, dem später weitere, umfangreichere Teile sowohl angehängt wie auch 

vorangestellt wurden.109  

Hochinteressant ist hierbei die Funktion dieses nucleus oder dieser „Stammdekretalen“. Denn 

sie scheinen im wesentlichen verfahrensrechtlichen Inhalts, und an englische, insbesondere 

auf die Diözese Lincoln beschränkte Adressaten gerichtet zu sein. Eine wesentliche Erweite-

rung dieses nucleus erfolgte wohl mit dem großen Kapitel „De matrimonio“, das nach wie 

                                                 
108 Quinque Compilationes antiquae, ed. Friedberg, vol. 2, Sp. 162f.: [Rubrik] Si causa impliciter est delegata 

duobus, sentantia unius non tenet. 
109  Siehe jetzt ausführlich hierzu: Gisela Drossbach, Die Collectio Cheltenhamensis: eine englische 

Decretalensammlung. Analyse beruhend auf Vorarbeiten von Walther Holtzmann † (Monumenta Iuris Canonici, 

Series B, vol. 10), Città del Vaticano 2014. 
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vor keine Dekretalen Papst Lucius III. enthält. Diese vor 1181 entstandenen Dekretalen 

sind aber nun an internationale Adressaten gerichtet und finden sich auch in anderen 

Dekretalensammlungen. Doch das ursprüngliche verfahrensrechtliche Interesse der 

„Stammdekretalen“ wird von späteren Bearbeitern der Sammlung erkannt und fortgeführt. 

Beispielsweise wird der Sammlung ein selbstständiger zivilrechtlicher Traktat vorange-

stellt, der den Titel „Incipit summa de testibus magistri G.“ trägt und themenspezifische 

Auszüge aus dem Decretum Gratiani enthält. Auch eine Glossenschicht der Chelten-

hamensis beschäftigt sich fast ausschließlich mit prozessrechtlichen Fragen, insbesondere 

dem Stellenwert der Zeugenbefragung. 

IV. Religionsübergreifende entwicklungsgeschichtliche Vergleichspunkte bleiben 

Forschungsdesiderat 

Aufgrund dieser neuen Sichtweise meine ich, dass die Genese, Herkunft sowie primäre Funk-

tionen von Dekretalensammlungen künftig aus einer, wie hier dargelegt, umfassenderen Per-

spektive heraus gesehen werden können, als dies bisher möglich war.110   

Fasst man zusammen, was „Dekretalennormativität“ bedeutet, ist primär festzuhalten, dass 

das Dekretalenrecht des 12. Jahrhunderts zu großen Teilen erwachsen ist aus gutachterlichen 

Stellungnahmen der Päpste und deren Instruktionen für delegierte Richter sowie aus päpstli-

chen Grundsatzurteilen im Zusammenhang konkreter Fallkonstellationen, die sodann gesam-

melt und systematisiert in umfangreichen Rechtssammlungen zur Anwendung kamen. Wäh-

rend in der Zeit vor der päpstlichen Dekretalenflut eine unbekannte Einheitlichkeit des Rechts 

durch das Decretum Gratiani erreicht wurde, erfolgten Rechtsänderungen einschneidender Art 

erst durch das ius novum der Dekretalen. Unter Dekretalennormativität ist also die Einzel-

fallsentscheidung zu verstehen, eine Art Rechtsetzungsrecht der Päpste. Der im 12. Jahrhun-

dert erkennbare Prozess der zunehmenden Verschriftlichung dieses Rechts endet bei der Ent-

stehung der päpstlichen Gesetzbücher im 13. und 14. Jahrhundert. Diese werden Vorbild für 

weltliche Gesetzeswerke, so dass Max Weber zutreffend das kanonische Recht der Kirche als 

Wegbereiter für moderne Rechtsrationalität kennzeichnen konnte.111 Dieser Rationalisie-

rungsprozesses im mittelalterlichen Kirchenrecht sucht meines Erachtens vergeblich einen 

Vergleich mit den anderen in diesem Band vorgestellten Religionen. Mit der Entstehung der 

Rechtsschulen ab ca. 1140 und der Universitäten zu Beginn des 13. Jahrhunderts entwickeln 

sich Theologie und Jurisprudenz bzw. gelehrtes Recht in unterschiedlichen Bahnen.   

                                                 
110 Zur traditionsreichen „älteren“ Dekretalenforschung siehe künftig Drossbach, Decretals and Papal 

Lawmaking, in: John Wei, Anders Winroth (Ed.), Cambridge History of Medieval Canon Law (in Bearb.). 
111 Max Weber, Rechtssoziologie, hrsg. von J. Winckelmann, Soziologische Texte, Bd. 2, Darmstadt – Neuwied 

1960, S. 236-239. 
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Gottesbezug des Rechts im halachischen Rechtsdiskurs: Inwiefern kann die 

„theophanische“ Dimension des Rechts mit der institutionellen Autorität 

einhergehen?  

von Ronen Reichman 

In meinem Beitrag während des Workshops hatte ich mir zur Aufgabe gemacht, einige grund-

sätzliche Gedanken über das Verhältnis zwischen Recht und Theologie im halachischen Dis-

kurs zu äußern. 

In einem einführenden Abschnitt habe ich zunächst erklärt, dass Theologie im Sinne einer 

etablierten akademischen Disziplin, die sich zur Aufgabe stelle, in systematisch-begründeter 

Weise von Gott zu reden, über gelebten Glauben und über Glaubensvorstellungen zu reflek-

tieren, erst eine mittelalterliche Erscheinung darstellt, die sich erst im Anschluss der klassi-

schen Formationsphase des rabbinischen Judentums entwickelte. Ich habe hervorgehoben, 

dass Theologie nach der besagten (engen) Definition, wie allgemein bekannt, nicht ein Haupt-

anliegen rabbinischer Gelehrsamkeit darstellt. Im Zentrum rabbinischer Gelehrsamkeit steht 

stattdessen die Jurisprudenz, samt all ihrer reichhaltigen materiellen Bestimmungen und 

rechtswissenschaftlichen Reflexionen. Diese einführende Bemerkung diente als Überleitung 

zum Hauptanliegen meiner Ausführungen, in denen es mir darum ging, die Unterscheidung 

zwischen zwei grundsätzlichen Weisen des Gottesbezugs des Rechts im rabbinischen Rechts-

diskurs zu erläutern.     

Von dem ersten, dominanten Gottesbezug in genetischer Perspektive (Kurzform: Die Tora ist 

auf die Offenbarung am Sinai zurückzuführen und damit Text-ontologisch gesehen „gött-

lich“), ist eine zweite, theophanische Perspektive zu unterscheiden. Mir schien und scheint es 

wichtig, hervorzuheben, dass sich der Gottesbezug in der talmudischen Rechtswissenschaft 

nicht im Gedanken von dem göttlichen Ursprung des Gesetzes und dem damit verbundenen 

sakralen Charakter, der dem Text der Tora quasi als dessen inhärente Eigenschaft anhaftet, 

erschöpft. So wollte ich mich für die andere Seite des Gottesbezugs stark machen, nämlich 

soweit dieser sich manifestiert als eine gestalterische Kraft, die bei der Methodik der Rechts-

fortbildung und der Rechtsanwendung zur Geltung kommt, und zwar insofern, als dass die 

potenzielle sichtbare Gegenwart Gottes im Lehrhaus oder im Gerichtshof davon abhängig ist, 

ob der Diskurs oder das Verfahren der Entscheidungsfindung darin einen rechten, der Wahr-

heit verpflichteten Verlauf eingenommen hat.  

Interessant und wichtig scheint mir, gerade in diesem Diskussions-Paper die Frage zu thema-

tisieren, in welcher Beziehung eine derartige religiöse Dimension des Rechts mit der von 

Herrn Schuppert in die Diskussion gebrachten „Governance“-Perspektive steht. Denn auf den 

ersten Blick scheinen beide Perspektiven nicht kommensurabel zu sein. Bei näherem Hinse-

hen verbinden sich jedoch die beiden Perspektiven auf eine komplexe Art und Weise. Um 

diesen Zusammenhang aufzuzeigen, möchte ich im Folgenden den (im Workshop dargestell-

ten) „theophanischen“ Modus des Gottesbezugs im Recht zunächst zusammenfassen (I.), dann 

– die „Governance“-Perspektive in den Blick nehmend – die von Herrn Schuppert diskutierte 

Frage nach institutioneller Autorität im rabbinischen Rechtsdiskurs aufgreifen (II.), um am 
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Ende andeutungsweise nahezulegen, inwiefern das institutionelle Paradigma mit der „theo-

phanischen“ Dimension des Gottesbezugs im Recht harmonieren kann (III.).     

I. Der „theophanische“ Modus des Gottesbezugs im Recht 

Aus rabbinischer Sicht korreliert die Verpflichtung zur Wahrheit mit der theurgischen Sehn-

sucht, sich Nähe zu Gott zu verschaffen. Die theophanische Dimension, die der Lern- und 

Argumentationspraxis in der rabbinischen Rechtskultur zukommt, ist eine Form des Gottes-

bezugs des Rechts, der den dogmatisch-legitimatorischen Sinn des Gottesbezugs in einer ent-

scheidenden Weise weiterführt. Die Möglichkeit, dass Gott im Lehrhaus erscheint, fordert die 

Gelehrten heraus. Sie müssen nach den Bedingungen suchen, die möglich machen, dass Gott 

erscheint. Wenn der Richter ein Urteil fällt, das, so wie die Wendung besagt, „wahrhaft ge-

recht“ ist, ein Urteil, dass die Einwohnung Gottes in Israel evoziert, dann bedeutet das eine 

richterliche Entscheidung, welche jenseits der Schranken, die eine rechtspositivistische Me-

thodik diktiert, an der Fallgerechtigkeit orientiert ist. Das rabbinische Rechtsethos nimmt des-

halb die Verletzung der Idee der Rechtssicherheit in Kauf. Es weist nihilistische Züge auf. So 

sehr die Systempflege und Konservierung des tradierten Wissens konstitutiv ist, so ist im 

gleichen Maß andererseits ein oft übersehenes Interesse, Samen der Instabilität des Rechts 

zugunsten der Richtigkeit der Einzelfallentscheidung im System zu sähen. Mit dem derartig 

strukturierten Gottesbezug des Rechts ist eine Orientierung für die Rechtsentwicklung ge-

meint, deren Inhalt grundsätzlich offen bleiben soll. Die Orientierung an Gott auf der Ebene 

seines Offenbarungspotenzials fungiert in der talmudischen Rechtsdisziplin als Erinnerung an 

die Grenze der Denkdisziplin. Die Verpflichtung zur Wahrheit impliziert, dass die Grenze der 

Disziplin, die Grenze des Dispositivs, stets bewusst bleiben soll, damit sich das System nicht 

als solches verselbständigt. Der Gottesbezug im talmudischen Recht ist die Erinnerung an die 

Gefahr der Verselbständigung des Diskurses als eines Systems, das seiner Eigengesetzlichkeit 

zum Opfer fallen kann. Das kann leicht passieren, wenn sich die Gelehrten z. B. strikt an den 

Wortlaut des Gesetzes halten, und nicht einsehen, dass eine grundsätzliche Differenz zwi-

schen Gesetz und Recht besteht. Gegenüber der Geschlossenheit des Systems erhält die Ori-

entierung an Gott eine emanzipatorische Kraft. Eine konkrete Implikation, die sich aus der so 

gearteten Orientierung an Gott ergibt, ist die Förderung von systemtranszendierenden Argu-

mentationsstrategien und Förderung von Argumentationsfiguren, die imstande sind, Lebens-

sachverhalte mit in das System zu integrieren. Die Orientierung an Gott ist in dieser Formati-

on ein Denken im Horizont der Verantwortung vor Gott, aber die wirklich gemeinte Erwar-

tung der Erscheinung Gottes hat eine existentielle lebensweltliche Dimension, die verkürzt 

vorkommt, wenn man sie lediglich mit der moralischen Kategorie der „Verantwortung“ auf-

zufassen versucht. Die Art und Weise, wie diese Bezugnahme auf Gott vor sich geht, kann 

man sich vorstellen, wenn man bedenkt, wie das Leben in der natürlichen Einstellung am Hin-

tergrundwissen und an Horizonten orientiert ist. Hier sind Einsichten aus der phänomenologi-

schen Tradition brauchbar. In der Lebenswelt lenken wir unsere Aufmerksamkeit stets auf 

bestimmte Gegenstände, und das tun wir bei stetiger Orientierung an Horizonte, die im We-

sentlichen unthematisiert bleiben. Das Denken in der natürlichen Einstellung ist horizontge-

bundenes Denken. Horizont ist der Gesichtskreis, der all das umfasst und umschließt, was von 

einem Punkt aus sichtbar ist. Horizont ist aber gleichzeitig eine Grenze, die über sich hinaus 

verweist, der Horizont verweist auf das, was unsichtbar ist, bzw. auf das, was noch nicht 
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sichtbar ist. Nimmt man diese Verweisstruktur im Begriff des Horizonts mit in den Blick, 

wenn man Wissenschaft betreibt, so wird das Denken zu einem horizontbewussten Denken. 

An diesem Strukturmerkmal des lebensweltlich orientierten Denkens ist der Gottesbezug des 

Rechts im Talmud zu verorten. Der in seiner theophanischen Dimension manifestierte Gottes-

bezug des talmudischen Rechts, entspricht der Charakterisierung der talmudischen Rechtsdis-

ziplin als eine in Strukturen der Lebenswelt eingebettete Wissenschaft. Die talmudische 

Rechtsdisziplin ist ein diskursiver Raum, der möglich macht, die Dichotomie zwischen dem 

Natürlichen und Übernatürlichen zu überwinden.  

Gottesbezug des Rechts im Judentum, so wie er jetzt beschrieben wurde, rechtfertigt eigent-

lich das Fehlen einer Theologie, in deren Rahmen das Recht sich dann als eine Teildisziplin 

eingliedern müsste. Wäre das der Fall, hätte man Gott zum systematischen Thema gemacht, 

hätte man über Gott geredet, wie die Philosophen über ihn reden, dass er ist und sein muss 

und dass er unendlich ist usw. Es wäre schwer – was sonst auch schwer ist – zu begreifen, 

warum Gott stets am Horizont und zwar notwendig im Modus der Unthematizität bleiben 

muss. 

II. Institutionelle Autorität im rabbinischen Rechtsdiskurs 

Aus der „Governance“-Perspektive werden Religionsgemeinschaften unter anderem insofern 

als „Governance“-Kollektive aufgefasst, als sie sich als organisatorisch verfestigte Gemein-

schaften darstellen. Zentral für diese Perspektive ist der Begriff der Institution und die damit 

verbundenen Frage der institutionellen Autorität. Der theophanische Gottesbezug des Rechts 

im Sinne des horizontbewussten Denkens bedeutet nun eine Absage an das Ideal, das Göttli-

che in sich zu tragen und zu verkörpern/inkorporieren. Der Mensch soll Horizonte haben, an 

denen Gott erscheinen mag. So bleibt Gott nah und fern zugleich, und die Beibehaltung dieser 

Differenz ist wichtig. Die beschriebene theophanische Dimension des Gottesbezugs des 

Rechts impliziert also die Verwerfung des charismatischen Autoritätsmodells,  d. h. der Vor-

stellung, dass sich die Präsenz Gottes im Rechtsdiskurs durch das Charisma der Rechtsgelehr-

ten manifestiert. Herr Schuppert hat sich in seinen Ausführungen zur rabbinischen Autorität 

an Michael Bergers Ausführungen in seiner Monographie „Rabbinic Authority“ angelehnt, 

die in der Hervorhebung des charismatischen Autoritätsmodells resultieren. Im Folgenden 

möchte ich deshalb Aspekte der institutionellen Autorität wieder stark in den Blick nehmen, 

um aus den rabbinischen Quellen eine eigene Ideologie der institutionellen Autorität aufzu-

zeigen. Die Dominanz charismatischer Komponenten im allgemeinen Erscheinungsbild rab-

binischer Autorität ist zwar nicht zu bestreiten,112 eine genauere Betrachtung über die Art und 

Weise, wie die Rabbinen „Autorität“ innerhalb ihres Kreises verstanden und legitimiert ha-

ben, führt jedoch zu einem differenzierten Bild.  

Verbunden mit Entwicklungen rabbinischen Rechtsdenkens bildete sich das rabbinische 

Selbstverständnis seit der Etablierung der Rabbinen als elitärer Klasse in Palästina in der 

Nachtempelzeit (nach 70 n. d. Z.) immer auch in den ideologischen Konturen einer institutio-

                                                 
112 Vgl. Sh. J. D. Cohen, “The Place of the Rabbi in Jewish Society of the Second Century.” in: The Galilee in 

Late Antiquity, ed. L. I. Levine, New York 1992, S. 157-173; L. I. Levine, The Rabbinic Class of Roman 

Palestine in Late Antiquity, New York 1989; E. E. Urbach, ”The Talmudic Sage – Character and Authority.” in: 

Journal of World History 11 (1968), S. 116-147; ders., הלכה ונבואה, Tarbiz 18 (1946-47), S. 1-27. 
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nellen (= legalen, rechtsförmigen) Rechtfertigung ihrer Autoritätsansprüche. Als Gesetzesleh-

rer und Richter haben sie insbesondere innerhalb ihres Kreises selbst auf diese Weise und auf 

unterschiedlichen Ebenen der Handlungskonformität ihre Autorität geltend gemacht. In An-

lehnung an die bekannte Typologie des Autoritätsbegriffs bei Max Weber113 möchte ich im 

Folgenden einige Aspekte institutioneller Autorität in der ersten Formationszeit der rabbini-

schen Elite in Palästina nach 70 aufzeigen,114 die auf eine bestimmte Entwicklungsstufe im 

rabbinischen Judentum hindeuten. Dabei ist es wichtig, die Tendenz zur Etablierung eines 

ideologischen Modells einer institutionellen Autorität in ihrem Entstehungskontext auszuwer-

ten, um durch den Verweis auf die Grenzen dieser Ideologie auf ihre Relativierung im rabbi-

nischen Judentum hinzuweisen.  

„Autorität“, definiert als Aussicht, „für spezifische Befehle bei einer angebbaren Gruppe von 

Menschen Gehorsam zu finden“,115 ist somit etwas anderes als Macht und Einfluss. Sie setzt 

eine wie auch immer motivierte Bereitschaft und Interesse seitens der Adressaten (subordina-

tes) voraus, sich der autoritativen Person zu fügen. Weil Autorität ein Interesse an Gehorsam 

voraussetzt, hat Weber es für methodologisch nützlich erachtet, die besondere Legitimations-

weise der Autorität als Kriterium bei der idealtypischen Klassifizierung der Erscheinungsfor-

men der Autorität einzubringen.116 Er unterschied bekanntlich zwischen einem rationalen oder 

legalen Autoritätstyp (hier als „institutionelle Autorität“ bezeichnet), einem traditionellen, 

und einem charismatischen.117 Maßgeblich bei dieser Unterscheidung ist die Rolle, die die 

Autoritätsperson im jeweiligen Autoritätsgefüge spielt. Bei der charismatischen Autorität118 

bürgt die Person als solche für die Legitimation ihrer Autorität. Es wird davon ausgegangen, 

dass sie entweder im engen oder weiten Sinn über eine göttliche Offenbarung verfügt. Proto-

typ der charismatischen Autorität ist der Prophet. Wegen der Bindung der Autorität an die 

Person ist die reine Form der charismatischen Autorität eine instabile Herrschaftsform. Es 

liegt deswegen in der Natur der charismatischen Autorität, sich in eine Vielfalt von etablierten 

Modifikationen zu transformieren, um eine gewisse Stabilität zu erhalten.119 Dies ist im Auge 

zu behalten, wenn es bei der Analyse bestimmter Erscheinungsformen darum geht, das cha-

                                                 
113 Max Weber, Wirtschaft und Gesellschaft. Grundriss der verstehenden Soziologie, Tübingen 19725, S. 122ff. 

Vgl. auch John Rawls, Eine Theorie der Gerechtigkeit, Frankfurt a.M. 1979, S. 368ff.; Y. R. Simon, A General 

Theory of Authority. Notre Dame 1962; R. C. Tucker, “The Theory of Charismatic Leadership.” in: Daedalus 97           

(1968), S. 731-56. 
114 Forschungen über rabbinische Autorität stehen in der Regel im Vorzeichen einer systematischen 

Herangehensweise: vgl. A. Sagi, „Models of Authority and the Duty of Oberdience in Halakhic Literature“, in: 

AJS Review 20 (1995), S. 1-24; ders., Halakhic Praxis and the Word of God: A Study of Two Models, in: 

Journal of Jewish Thought and Philosophy (JJTP), 1,2 1992, S. 305-329. Vgl. auch die unterschiedlichen 

Aufsätze in den Bänden, Rabbinic Authority, ed. M. S. Berger, New York [u.a.] 1998 und Rabbinic Authority 

and Personal Authonomy, ed. Moshe Sokol, Northvale NJ [u.a.] 1992. 
115 Weber, Wirtschaft und Gesellschaft [siehe Anm. 113], S. 122. 
116 Weber, Wirtschaft und Gesellschaft [siehe Anm. 113], S. 122f. Die Orientierung am Maßstab der Legitimität 

wird hier in Abweichung von dem methodischen Zugang zu dieser Problematik bei Avi Sagi zugrunde gelegt. 

Vgl. Sagi, Models of Authority [siehe Anm. 114], S. 1-24. Sagi bezieht sich auf R. T. George, The Nature and 

Limits of Authority, Lawrence 1958, Kapitel 3-4, und klassifiziert die Autoritätstypen nach einem epistemischen 

und deontischen Modell. Vgl. eine ähnliche Herangehensweise bei J. M. Bochenski, Was ist Autorität? 

Einführung in die Logik der Autorität, Freiburg 1974, S. 49ff., und vgl. die Kritik darüber bei Ch. Schäfer-

Lichtenberger, Josua und Salomo, Eine Studie zu Autorität und Legitimität des Nachfolgers im Alten Testament, 

Leiden 1995, S. 22, Anm. 34. 
117 Ebd., S. 124. 
118 Ebd., S. 140ff. 
119 Ebd., S. 142ff. 
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rismatische Autoritätsmodell von dem legalen zu unterscheiden. Bei der in der Zeit des Zwei-

ten Tempels dominanten priesterlichen Autoritätsform manifestiert sich diese Art der von 

Weber bezeichneten „Veralltäglichung“ des Charismas. Bei der traditionellen Autorität120 

offenbart sich diese nicht in der Person als solcher. Die autoritative Person wird als gesell-

schaftlicher Träger von immerwährenden Werten angesehen, auf die sich die Adressaten zur 

Begründung ihrer Fügungsbereitschaft berufen. Paradigmatisch sind hierfür patriarchalische 

Autoritätsstrukturen. Die rationale oder legale Autorität zeichnet sich dadurch aus, dass sie 

nicht an eine Person gebunden ist.121 Es ist nicht die Person, sondern das Amt, das die Person 

in einem bestimmten Regelsystem innehat, was ihren „Anweisungen“ (im weiten Sinn) eine 

verbindliche Geltung verleiht. Legitimität beruht dabei auf Legalität. Die paradigmatische 

Manifestation für diese für Weber fortgeschrittene rationale Art der idealtypischen Autorität 

ist die Bürokratie. Diese formal legitimierte, nach Weber dem Ideal der Zweckrationalität am 

ehesten entsprechende Autoritätsform besitzt in einem Rechtssystem einen unentbehrlichen 

Platz. Sie dient einem Grundaspekt der Rechtsidee, dem der Rechtssicherheit. Sie sichert die 

Stabilität des Systems, indem durch sie Entscheidungskompetenzen auf unterschiedlichen 

Handlungsebenen, formale Legalität und Verbindlichkeit zugesprochen wird.  

Es sei angemerkt, dass Rechtssicherheit keinesfalls alles das ist, was das Recht gewähren soll. 

Eine der Grundforderungen des Rechts ist die der Richtigkeitsgewähr. Entscheidungen müs-

sen im juristischen Diskurs normativen Akzeptabilitätsbedingungen genügen. Zwischen 

Rechtssicherheit einerseits und Entscheidungsrichtigkeit andererseits besteht in jedem 

Rechtsdiskurs ein grundsätzliches Spannungsverhältnis. Gerade im Horizont dieses Problem-

kreises ist das Thema „institutionelle Autorität“ von Bedeutung. Zum Schluss komme ich auf 

diesen Punkt zurück. 

Die Ideologie der institutionellen Autorität im rabbinischen Judentum drückt sich in der Art 

und Weise aus, wie die Rabbinen ihre eigene halachische Autorität als legitimen „Rechtsstab“ 

rechtfertigten. Die Rechtfertigung findet ihre Verankerung in der Rezeption des Gesetzes über 

die Zentralisation der Rechtsadministration in Dt 17,8-13. Dort wird eine hierarchische Struk-

tur zwischen der lokalen Gerichtsbarkeit und der im Kultzentrum befindlichen, aus levitischen 

Priestern zusammengesetzten höchstrichterlichen Instanz apodiktisch festgelegt. In bemer-

kenswerten Worten wird dort die Institution einer verbindlichen Rechtsbelehrung eingeführt:  

Wenn eine Sache vor Gericht dir zu schwer sein wird, es gehe um Blutschuld,  

um Schaden, um Gewalttat oder sonst welche Streitsachen in deinen Toren,  

so sollst du dich aufmachen und hinaufgehen zu der Stätte, die der Herr, dein Gott,  

erwählen wird, und zu den levitischen Priestern kommen und zu dem Richter,  

der zu dieser Zeit sein wird, und sie befragen. Die sollen dir das Urteil sagen.  

Und du sollst tun nach dem, was sie dir sagen an der Stätte,  

die der Herr erwählen wird, und du sollst es halten,  

dass du tust nach allem, was sie dich lehren werden.  

An die Weisung, die sie dir geben, und an das Urteil, das sie dir sagen, sollst du dich hal-

ten,  

                                                 
120 Ebd., S. 130ff. 
121 Ebd., S. 124ff. 
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so dass du davon nicht abweichst weder zur Rechten noch zur Linken.  

Und wenn jemand vermessen handeln würde, dass er dem Priester nicht gehorcht,  

der dort im Dienst des Herrn, deines Gottes, steht, oder dem Richter,  

der soll sterben, und du sollst das Böse aus Israel wegtun,  

auf das alles Volk aufhorche und sich fürchte und nicht mehr vermessen sei.  

 

Der lokale Richter wird angewiesen, in schwer zu entscheidenden Fällen den verbindlichen, 

mit der Todesstrafe sanktionierten Urteilsspruch der an dem von Gott ausgewählten Ort ver-

sammelten Richtern einzuholen. Die absolute Verbindlichkeit der Weisung des obersten Ge-

richts wird deutlich hervorgehoben: „Du sollst davon nicht abweichen weder zur Rechten 

noch zur Linken“. Diese den levitischen Priestern im Kultzentrum zugewiesene autoritative 

Weisungskompetenz haben die Rabbinen auf sich bezogen. Sie wird auf den höchsten Ge-

richtshof an der „Quaderhalle“122 des Tempels übertragen; sie steht stellvertretend für die ha-

lachische Autorität der Rabbinen als Kollektiv, bzw. stellvertretend für das repräsentative 

Organ dieses Kollektivs, den Gerichtshof (בית דין)  in Javneh, in Sephoris und den des Patriar-

chen.  

Bei der Übertragung solcher Kompetenzen auf sich selbst geht es um etwas anderes als um 

die Theologie der Dezentralisation des Heiligkeitsgedanken und die Konstitution einer Klasse 

von heiligen Männern. Diese rabbinisch-pharisäische Ideologie der Übertragung der Tempel-

heiligkeit nach außen war ein religiöses Ideal, welches an das ganze Volk gerichtet war. Auf 

der Ebene der Legitimierung der eigenen Autorität gehen die Rabbinen in doppelter Abwen-

dung sowohl von der prophetischen als auch von der priesterlich-religiösen Orientierung vom 

Verständnis der Tora als der Verfassung einer Rechtsordnung aus, innerhalb derer sie den 

Rechtsstab verkörpern. Die Rabbinen betrachten das biblische Gesetz in Dt 17,8-13 als eine 

Ermächtigung, die an sie in dieser systeminternen Weise unterschiedliche Kompetenzen dele-

giert: Rechtssetzungs- und Rechtsverordnungsbefugnisse wie auch exklusive Interpretations-

kompetenzen.123 Die Gehorsamsforderung לא תסור wird zu einer quasi verfassungsrechtlichen 

Delegationsklausel von legalen Machtkompetenzen. Die Verbindlichkeit aller in der Tora 

selbst nicht verankerten rabbinischen Neuerungen lässt sich durch die Rückführung auf diese 

Kompetenzklausel rechtfertigen. In bShabbat 23a wird die Frage nach der Legitimierung einer 

in der Bibel nicht verankerten Vorschrift (wie dem Anzünden von Kerzen an Chanukka) ge-

stellt. Im Wortlaut des das Anzünden der Kerzen begleitenden Segens heißt es „der uns be-

fohlen hat“. Es stellt sich daher die Frage, wo der göttliche Ursprung dieses Gebots zu finden 

ist. Die Frage nämlich והיכן צונו? („wo hat er uns dies befohlen?“) wird von R. Ivja (vierte ba-

bylonisch-amoräische Generation) beantwortet, indem er auf die Delegationsklausel לא תסור 

(„du sollst nicht abweichen“) hinweist. Aufgrund einer formalen Festlegung (der Ermächti-

gungsklausel in Dt 17,11) kann die rabbinische Vorschrift als göttlicher Befehl aufgefasst 

werden. 

                                                 
122 Über die Bezeichnung לשכת הגזית (Quaderhalle) als Sitz des großen Synedrion vgl. die Angaben in S. Kraus, 

Die Mischna. Text, Übersetzung und ausführliche Erklärung […]. Vl. IV, 4-5: Sanhedrin-Makkot, Gießen 1933, 

S. 298. 
123 So auch ähnlich die Darstellung bei M. Elon, The Jewish Law, Jerusalem 1994, Vol. I, S. 228ff. Vgl. in dieser 

Hinsicht bei H. Kelsen, Reine Rechtslehre, Leipzig u. Wien 1934 (2. Neudruck, Aalen 1994), S. 62ff. Relevant 

für einen Vergleich sind vor allem seine Idee von der Grundnorm und vom Stufenbau der Rechtsordnung. 
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Mit לא תסור gebietet die Tora, auf die Worte der Weisen zu hören: מצוה לשמוע דברי חכמים. An 

die Stelle des von Gott erwählten Ortes tritt als Garant der Autorität die Schrift. Das ist das 

bemerkenswerte Neue: Nicht ein Ausfluss göttlicher Wahrheit verbürgt die Autorität der Wei-

sen, sondern ein verfassungsrechtlicher Setzungsakt. Nachmanides hat diesen Punkt deutlich 

formuliert: וחתך לנו הכתוב הדין שנשמע לבית דין הגדול העומד לפני השם במקום אשר יבחר בכל מה שיאמרו

 Und die Schrift hat für uns das Gesetz festgelegt, dass wir auf den großen Gerichtshof„) לנו

hören, der dort vor Gott am von ihm erwählten Ort steht, hinsichtlich allem, was sie uns sa-

gen ...“).124 Die rabbinische Autorität konstituiert sich in Koordinaten einer normativen Stu-

fenordnung. Die höchste legislative Instanz ist die Tora; die sekundäre Instanz verkörpern die 

Rabbinen, und die gesetzliche Ermächtigung in Dt 17 verbindet zwischen beiden Ebenen. Die 

Frage nach der Geltung halachischer Entscheidungen beantwortet sich innerhalb des Systems 

durch den Rekurs auf die die Geltung aller Normen begründende erste Verfassung.125 

Es ist in traditionsgeschichtlichem Kontext von Bedeutung, zu zeigen, wie das dem biblischen 

Text zugrunde liegende charismatische Autoritätsmodell umgewandelt wurde. Auf der bibli-

schen Ebene betrachtet kommt den Priestern im Kultzentrum die Funktion von prophetisch-

charismatischen Verkündern des Rechts zu. Sie verkörpern die etablierte Form der charisma-

tischen Autorität.126 Es ist der besondere Ort, an dem sich die Priester versammeln, was die 

Richtigkeit ihres göttlich inspirierten Urteilsspruchs verbürgt. Deswegen wird der auserwählte 

Ort im biblischen Text zweimal genannt. Dies erklärt auch, warum richterlicher Ungehorsam 

mit der Todesstrafe sanktioniert ist, was sonst eigentlich in keiner Relation zu der Forderung, 

Rechtsbelehrung in schwer zu entscheidenden Fällen einzuholen, stünde. Eine ähnliche rich-

terliche Funktion wird bekanntlich Mose in Ex 18 zugesprochen. Auch der Hinweis auf diese 

Analogie ist ein deutliches Kennzeichen, welches für die diesem Gesetz zugrunde liegende 

charismatische Autoritätsstruktur spricht.  

Anders verhält es sich bei der rabbinischen Rezeption dieses Gesetzes. Der gemeinte literari-

sche Topos ist unter dem Stichwort ממרא זקן  („der dissentierende Älteste“) bekannt. Der 

dissentierende Älteste ist eben derjenige weisungsbefugte rabbinische Weise, der trotz der 

verbindlichen Weisung des höchsten Gerichtshofs seine divergierende Ansicht in die Praxis 

umsetzt. Mishna Sanhedrin 11,2, in der der dissentierende Älteste definiert wird, bietet eine 

zum Teil literarische, aktualisierende, auf jüngere Zeiten des Zweiten Tempels übertragene 

Nacherzählung der biblischen Anweisungen, auf die die Rabbinen der Nachtempelzeit ihr 

eigenes Selbstverständnis projizierten:127  

 

 

                                                 
124 Vgl. in seinem Kommentar zur Stelle (Ed. C. B. Chavel [Jerusalem 1960], Vol. 2, S. 423). 
125 Vgl. dazu bei Kelsen, Reine Rechtslehre, S. 72.  
126 Weber, Wirtschaft und Gesellschaft [siehe Anm. 113], S. 142ff. 
127 In neueren Forschungen wird bezweifelt, dass der Sanhedrin eine feststehende Institution mit Vertretung der 

unterschiedlichen Parteien gewesen ist. Ferner wird behauptet, dass er niemals von den Pharisäern dominiert war 

und dass er keine rechtliche Funktion einer Rechtsbelehrung im Sinne der Anweisungen von Dt 17 erfüllt hatte. 

Vgl. dazu E. P. Sanders, Jesus and Judaism, London 1985, S. 312-17; Ders., Judaism Practice and Belief 63 BCE 

– 66 CE, London 1992, S. 474-88; M. Goodman, The Ruling Class of Judaea, Cambridge 1987, S. 112-16, J. 

McLaren, Power and Politics in Palestine: The Jews and the Governing of their Land 100 BC – AD 70, Sheffield 

1991, S. 22 und S. 211-222. 
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Und drei Gerichtshöfe waren dort: 

einer am Eingange des Tempelberges, einer am Eingang des Vorhofes und einer in der 

Quaderhalle. 

Sie (die streitenden Gelehrten) kommen zu dem, welcher am Eingang des Tempelberges 

ist, und er (der die abweichende Meinung vertretene Gelehrte) spricht zu ihnen: 

So habe ich gedeutet (כך דרשתי) und so haben meine Genossen gedeutet;  

so habe ich gelehrt und so haben meine Genossen gelehrt.  

Haben sie (darüber etwas) vernommen (אם שמעו), so sagen sie (es) ihnen,  

wo aber nicht, so kommen sie zu dem, welcher am Eingang des Vorhofes ist,  

und er spricht zu ihnen:  

So habe ich gedeutet, und so haben meine Genossen gedeutet,  

so habe ich gelehrt, und so haben meine Genossen gelehrt. 

Haben sie (darüber etwas) vernommen,  

so sagen sie (es) ihnen,  

wo aber nicht, so kommen diese und jene zum großen Gerichtshof,  

welcher in der Quaderhalle ist, von woher die Tora (= Lehre) ausgeht für ganz Israel,  

denn es heißt: „Von dem Ort her, den der Herr erwählen wird.“ (Dt 17, 10) 

 

Der lokale Richter des biblischen Textes, der gehalten ist, bei Unwissenheit in einer Fallent-

scheidung die verbindliche Rechtsbelehrung am Kultzentrum einzuholen, verwandelt sich in 

den rabbinischen-weisungsbefugten Gelehrten, der – sich im bibelexegetischen Disput mit 

seinen Kollegen befindend – seine divergierende Einzelansicht sukzessiv in der in hierarchi-

scher Rangfolge befindlichen gerichtlichen Instanzen vertritt („So habe ich gedeutet, so ha-

ben meine Genossen gedeutet, so habe ich gelehrt und so haben meine Genossen gelehrt“).  

Bezeichnend bei dem Durchlauf durch die hierarchisch strukturierten Instanzen ist die exklu-

sive Entscheidungskompetenz, die der höchstrichterlichen Instanz im Unterschied zu den an-

deren zugewiesen wird. Bei den zwei ersten Instanzen kann der Gerichtshof die bibelexege-

tisch strittige Frage nur in diskursiv begründender Weise legitim entscheiden, nämlich erst 

durch den Hinweis auf eine verbindliche Tradition (שמועה) („Hatten sie [darüber was] ver-

nommen gehabt, so sagten sie es ihnen, wo aber nicht, so kommen sie zu dem, welcher am 

Eingange des Vorhofes ist“). Kann die umstrittene Frage durch ein auf Tradition basiertes 

Argument nicht gelöst werden, so ist die Sache auf höchstrichterlicher Ebene zu entscheiden. 

Dann erst ist die Entscheidung des Gerichtshofs an der Quaderhalle als solche rechtskräftig, 

also begründungsunabhängig, und der weisungsbefugte Gelehrte, der sich dieser Ansicht in 

praktisch relevanter Hinsicht nicht fügt, macht sich strafbar. Aus der Gegenüberstellung der 

Weisungskompetenz des höchsten Gerichtshofs mit der der niedrigen Instanzen erwächst der 

Gedanke der formalen Rechtskraft, die den gerichtlichen Entscheidungen des obersten Ge-

richtshofs als legislative Instanz in einer normativen Stufenordnung zugesprochen wird. Wie 

die Entscheidungsfindung auf dieser Ebene vonstatten geht, verschweigt die Mishna. In der 
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Tosefta-Version128 ist von einem Abstimmungsverfahren die Rede, welches an sich schon das 

charismatische Autoritätsmodell durchbricht.  

Auch die zwei anschließenden halachischen Regelungen weisen auf die systeminterne Cha-

rakteristik des hier vorausgesetzten Autoritätsgefüges hin. Es wird im Anschluss zunächst 

restriktiv hervorgehoben. Er macht sich nur dann strafbar, wenn der rabbinische Gelehrte als 

Weisungsbefugter gegen die verbindliche Entscheidung des Gerichts durch eine abweichende 

Anweisung gehandelt hat:  

 

Kehrt er nun in seine Stadt zurück, und lernt und lehrt, wie er zu lernen pflegt, ist er frei.  

Wenn er (aber) anwies, so zu handeln, ist er schuldig,  

denn es heißt:  

„Und der Mann, der in Frevel handelt usw.“ (Dt 17,12) – er ist (solange) nicht schuldig, 

bis er (nicht) anweist, zu handeln. (mSan 11,2) 

 

Allein der Handlungszusammenhang wird für relevant erachtet. Was der dissertierende Ge-

lehrte denkt, und wie er weiterhin das Gesetz lernt (und sogar weiter vermittelt), ist ihm über-

lassen. Mit einer strafrechtlichen Sanktion untersagt ist lediglich die Umsetzung seiner An-

sicht in die Praxis. Handlungskonformität wird gefordert; sein Recht – man kann wohl sagen, 

sein Grundrecht oder Menschenrecht – auf Redefreiheit bleibt geschützt. 

Es folgt im Text der Mishna auch eine zweite Festsetzung, wonach der Schüler, der noch kei-

ne Weisungsbefugnis besitzt, aus dem Anwendungsbereich dieser Straftat überhaupt heraus-

fällt ( יד שהורה לעשות פטורתלמ ). Dies lässt sich nur im Rahmen eines Regelsystems behaupten, 

in dem bestimmte formale Regeln (hier ist es die Erteilung einer Weisungsbefugnis) die for-

male Bindungswirkung der Entscheidungen einer im Rang höheren richterlichen Instanz legi-

timieren. 

Die rechtskräftig getroffene Entscheidung setzt dem rationalen, im Austausch von Argumen-

ten bestehenden Diskurs ein gültiges Ende. Die ernüchternde Konsequenz aus dieser legalen 

Rechtfertigung der rabbinisch-pharisäischen „Tradition“ wird in Sifre Devarim (§ 154, Ed. 

Finkel. S. 207) ausgesprochen, wo die biblische Metapher von Links und Rechts in  Dt 17,11 

aufgegriffen und wie folgt gedeutet wird: ימין שהוא שמאל ועל שמאל שהוא ימין על בעינך מראים אפילו 

להם שמע . („Selbst wenn sie vom Rechten behaupten, es sei links, und vom Linken behaupten, 

es sei rechts, höre auf sie“).129 Diese bekannte, oft auch in aktuellen Zusammenhängen zitier-

te Forderung zum Handeln lediglich um des formalen Gehorsams willen und ohne Rücksicht 

auf die eigne Ansicht über den Wert oder Unwert des Befehls als solchen, ist als Polemik ge-

gen eine charismatisch verstandene Autoritätskonzeption zu verstehen, der gemäß Entschei-

dungen des höchsten Gerichts als unfehlbar gewertet werden. In der Umschreibung dieses 

                                                 
128 Vgl. tSan 7,1, Ed. Zuck. S. 425: אם שמעו אמרו להם ואם לאו עומדין למנין. רבו המטמאים, טימאו, רבו המטהרים טהרו.. Die 

Tosefta macht auch deutlicher, worin der Inhalt der Entscheidung besteht: משם היה יוצאת הלכה ורווחת בישראל 

(„Von dort geht die Halacha aus und verbreitet sich in Israel“.) 
129 Der Aspekt der Gehorsamspflicht wird in der tannaitischen Zeit in unterschiedlichen Zusammenhängen 

erwähnt, so beispielsweise die Baraita in bBB 130b: „Man leite keine Halacha ab, weder durch einen logischen 

Schluss, noch von einem Präzedenzfall, solange sie nicht sagen: Es ist eine Halacha für die Praxis. Wenn er 

gefragt und sie ihm gesagt haben, eine Halacha für die Praxis, dann gehe er und wende sie in der Praxis an. Nur 

darf er keine Vergleiche ziehen“. 
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Gesetzes in der Tempelrolle wird die Unfehlbarkeit der Entscheidungen hervorgehoben. 

Dort130 heißt es:  ועשית על פי התורה אשר יגידו לכה ועל פי הדבר אשר יואמרו לכה מספר התורה ויגידו לכה

 und du verfährst gemäß der Anweisung, die sie dir mitteilen werden, und gemäß …„ ) באמת

dem Wort, das sie dir ansagen werden aus dem Buch der Torah. Und zwar werden sie dir 

verlässlicherweise Mitteilung machen“).131 Im Gegensatz dazu wird in Sifre Devarim betont, 

dass die Rechtskraft der Entscheidung von deren Inhalt unabhängig ist. Das ist eine klassische 

positivistische Auffassung über die Geltung von Rechtsnormen und erinnert stark an Kelsens 

Rechtslehre:  

Jeder beliebige Inhalt kann Recht sein, es gibt kein menschliches Verhalten, das als 

solches, kraft seines Gehalts, ausgeschlossen wäre, zum Inhalt einer Rechtsnorm zu 

werden. Deren Geltung kann dadurch nicht in Frage gestellt werden, dass ihr Inhalt ei-

nem irgendwie vorausgesetzten materiellen Wert, etwa der Moral, nicht entspricht. Als 

Rechtsnorm gilt eine Norm stets nur darum, weil sie auf eine ganz bestimmte Weise 

zustande gekommen, nach einer ganz bestimmten Regel erzeugt, nach einer ganz be-

stimmten Methode gesetzt wurde.132  

Fragt man nach dem Entstehungszusammenhang des legalen Verständnisses der rabbinischen 

Autorität, so spricht einiges für die Vermutung, dass die rabbinische Ideologie der 

institutionellen Autorität sich in der tannaitischen Zeit, vermutlich zur Zeit des R. Gamliel II 

(gest. um 114 n. Chr.), herausgebildet hat. Ein großes Anliegen der Rabbinen in den ersten 

Generationen nach der Tempelzerstörung (70 n. Chr.) war es, sich als neue elitäre Gruppe zu 

definieren, die beansprucht, ihr halachisches Normensystem an das Volk heran zu tragen und 

sich nach innen wie nach außen in der jüdischen Gemeinde zu etablieren. Dazu gehörte der 

zum Teil verwirklichte Wunsch, sich neue interne Organisationsstrukturen auszudenken und 

legale Autoritätsstrukturen zu schaffen. Die tannaitische Zeit steht zudem im Vorzeichen 

einer Legalisierung ihres Tuns und Denkens. Dass solche Akzente neu waren, scheint sich zu 

bestätigen, wenn bestimmte – der tannaitischen Zeit zuzuordnende – Rechtsfiguren mit der 

vortannaitischen Halacha einerseits und der nachtannaischen Halacha andererseits verglichen  

werden. 

Der Machtkampf zwischen R. Gamliel II und den Rabbinen in Javneh, wie auch die 

Spannungsverhältnisse zwischen den nachfolgenden Patriarchen und der Gruppe der 

Rabbinen bei der Entwicklung dieses legalisierten Einverständnisses hat dabei eine 

maßgebliche Rolle gespielt. Die Ideologie der institutionellen Autorität reflektiert die 

                                                 
130 Qumran: 11Q19, Kol. 56, zitiert nach Y. Yadin, The Temple Scroll, Vol. 2, Jerusalem 1983, S. 251.  
131 So die Übersetzung von J. Maier, Die Tempelrolle vom Toten Meer und das „Neue Jerusalem“, 3. Aufl., 

München 1997, S. 234f. Es wird versichert, dass der Urteilsspruch ein wahrer Spruch ist. Vgl. M. Kister, לות עול

לתולדות כת האיסיים. עיונים בחזון החיות, ספר היובלים וברית  .in: Tarbiz 57/1 (1988), S. 315-316 und ders ,מספרות קומראן

 in: Tarbiz 56/1 (1987), S. 7-9. Das charismatische Autoritätsmodell ist im übrigen deutlich impliziert auch ,דמשק

bei Philo (vgl. Specialibus Legibus, 4,190-192 [vgl. Philo, Ed. Wormington, London/Cambridge 1939, Vol. 

VIII, S. 125-7], wo der wahre Gehalt der Entscheidung des Priesters unterstrichen wird) und bei Josephus 

Flavius (Antiquitates Judaecus, 4.218 [vgl. Josephus, Ed. Goold, Cambridge/London 1930, Vol. IV, S. 580-1], 

wo bei der Zusammensetzung des obersten Gerichtshofs auf den „Propheten“ hingewiesen wird.) Vgl. S. Pearce, 

Josephus as Interpreter of biblical Law: The Representation of the High Court of Deut 17:8-12 according to 

Jewish Antiquities 4.218, in: JJS 46, S. 30-42, wo der Hinweis auf den “Propheten” als Rekurs auf Josuas 

Vorbild einer charismatischen Autorität gedeutet wird. 
132 Hans Kelsen, Reine Rechtslehre, 2. Neudruck der 1. Auflage Leipzig und Wien 1934, 1994, S. 63f.  
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Spannungen, die in dieser Zeit unter der autoritativen Herrschaft von R. Gamliel herrschten 

und sie ist mindestens zum Teil das Ergebnis eines zwischen R. Gamliel und seinen 

rabbinischen Rivalen gefundenen modus vivendi, der in der Konzeption bestand, die 

Machtansprüche des Patriarchen in eine institutionell legitimierte Autoritätsstruktur zu 

überführen.  

Es ist bekannt, dass R. Gamliels Führungsstil nach der Zerstörung des Tempels, im Gegensatz 

zu dem von R. Jochanan b. Zakkai (lebte auch im 1. Jh. n.Chr.), besonders autoritativ war. 

Mehrere Erzählungen über Kontroversen mit verschiedenen Rechtsgelehrten sind keine 

zufälligen Anekdoten. Sie deuten allgemein auf die politischen Spannungsverhältnisse 

innerhalb der rabbinischen Kreise hin.133 Obwohl die Frage danach, ob R. Gamliel das Amt 

eines Nasi innehatte, in der historischen Forschung strittig ist,134 sollte seine besondere 

Machstellung in der Javneh-Zeit (70-132 n.Chr.)– trotz gewisser in der Forschung geäußerten 

Skepsis135 – als unumstritten gelten. Nicht zu bestreiten ist, dass er eine gewisse Anerkennung 

bei den Römern genoss.136 Historisch verlässlich ist ein Bericht eines seiner Zeitgenossen, 

wonach R. Gamliel den Gemeindeleiter der Stadt Gader (wahrscheinlich ist die Stadt „Gezer“ 

in der Nähe von Lydja und Javneh gemeint) abgesetzt hat.137 Mit seinem oft dokumentierten 

autoritativen Führungsstil verband sich sein Interesse an der Vereinheitlichung der sonst 

zwischen Shammaiten und Hilleliten kontroversen Halacha. Weder dies noch R. Gamliels 

monarchische Inklinationen fanden die Zustimmung der Rabbinen, die mehr an einer 

kollektiven Herrschaftsstruktur interessiert waren.  

Ein besonderes Machtprivileg verband sich mit der exklusiven Ausübung der 

Kalenderbestimmung. Die Befugnis, den nach dem Mond orientierten Kalender zu 

bestimmten, implizierte die zeremonielle Heiligung des Monats aufgrund der Annahme von 

entsprechenden Zeugenaussagen über die Erscheinung des Neumondes. Die konkrete 

Ausübung dieser Kalenderautorität durch R. Gamliel rief bei den Weisen offensichtlich eine 

Missstimmung hervor, deren Echo in dem in Mishna Rosh HaShana 2,8-9 und den 

Ergänzungen dazu in der Tosefta138 dokumentierten Streit zu finden ist. Als R. Gamliel 

offensichtlich disqualifizierte Zeugenaussagen über die Erscheinung des Neumondes 

angenommen hatte, entzündete sich in Javneh eine grundsätzliche Debatte darüber, ob die 

                                                 
133 G. Alon, The Jews in their Land in the Talmudic Age, Jerusalem 1984, Vol. 1, S. 308ff.; ders. Mehkarim 

betoldot Israel, Tel Aviv 197, I, S. 272-273; A. Baumgarten, The Akiban opposition, in: HUCA 50 (1979), S. 

179-197; L.I. Levine, The Rabbinic Class of Roman Palestine in Late Antiquity, Jerusalem 1989, S. 186-191.  
134 Vgl. D. Goodblatt, The monarchic Principle. Studies in Jewish Self-government in Antiquity, Tübingen 1994, 

S. 188-191, und M. Jacobs, Die Insitution des jüdischen Patriarchen, Tübingen 1995, S. 106-111. 
135 Vgl. vor allem die Analysen von C. Hezser, The Social Structure of the Rabbinic Movement in Roman 

Palestine, Tübingen 1997, S. 406ff. 
136 Wichtigste Quelle hierfür ist Mishna Eduyot 7,7, in der über eine Reise des R. Gamliel nach Syrien zwecks 

der Einholung einer nicht weiter definierten Genehmigung (= Autorität, רשות) berichtet wird. Vgl. die 

ausführliche Besprechung der Stelle bei D. Goodblatt, The monarchic Principle., S. 197-200. Hezser, Social 

Structure [siehe Anm. 135], S. 410, ordnet die Stelle in mEd 7,7 in den literarischen Topos von Reiseberichten 

ein, und zweifelt an der historischen Verlässlichkeit der Quelle. Ein lapidarer Bericht wie der in mEd 7,7 kann 

m.E. schwerlich so ausgewertet werden. Unter dem Gesichtspunkt der Nasi-Problematik wird die Stelle 

ausführlich bei Jacobs, Die Institution des jüdischen Patriarchen, S. 197f. besprochen.  
137 yRH 1,6 (57b) und bRH 22a. Vgl. die Analyse bei D. Goodblatt, The monarchic Principle, S. 196f. Bei 

Hezser, Social Structure [siehe Anm. 135], S. 408, wird diese Quelle nicht im Hinblick auf die Frage nach dem 

besonderen Status von R. Gamliel gewürdigt. 
138 tRH 1,18, Ed. Lib., New York 1962, S. 311f. 
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Entscheidung über den Kalender selbst dann als verbindlich anzusehen ist, wenn sie auf 

falschen Zeugenaussagen beruht. In eindrücklicher Weise wird in der Mishna geschildert, wie 

der unsachlich geführte, spannungsvolle Streit in einem versöhnungspolitischen Diskurs 

endete: 

Es ereignete sich, dass zwei (Zeugen) kamen und sagten: 

„Wir haben ihn (den Neumond) gesehen am Morgen im Osten und am Abend im 

Westen.“  

(Daraufhin) sagte Rabbi Jochanan ben Nuri: 

„Falsche Zeugen sind sie;“ 

doch als sie nach Jabneh kamen, nahm sie Rabban Gamliel an.  

 

Und ferner kamen zwei und sagten: 

„Wir haben ihn (den Neumond) in seiner Zeit gesehen und in seiner Schaltnacht  

war er nicht sichtbar“; und es nahm sie Rabban Gamliel an.  

(Daraufhin) sagte R. Dosa ben Harkinas: 

„Falsche Zeugen sind sie: Wie kann man bezüglich einer Frau bezeugen, dass sie geboren 

habe,  

und am folgenden Tag ihr Bauch an ihre Zähne reicht?!“ 

Es sagte ihm R. Jehoshu’a: 

„Ich sehe Deine Worte.“ 

Da sandte zu ihm (= R. Jehoshu’a) Rabban Gamliel: 

„Ich ordne über dich an, dass du zu mir kommen sollst mit deinem Stabe und mit deinem 

Geld an dem Tage, auf den nach deiner Berechnung der Versöhnungstag fällt.“ 

 

Er (= R. Jehoshu’a) ging (seines Weges), und R. Aqiva fand ihn verdrießlich vor. 

Er (= R. Aqiva) sagte zu ihm:  

„Ich kann (aus der Schrift) lernen, dass alles, was Rabban Gamliel getan hat,  

gültig ist, denn es heißt:  

‚Das sind die Festzeiten des Herren, heilige Festversammlungen, die ihr ausrufen sollt’ 

(Lev 23,4). 

Sei es in ihrer Zeit, sei es nicht in ihrer Zeit, ich habe keine anderen Festzeiten als solche 

(= die durch den Akt der Ausrufung geheiligt wurden).“ 

 

Da kam er zu Rabbi Dosa ben Harkinas.  

Er (= R. Dosa ben Harkinas) sagte zu ihm:  

„Wenn wir nach dem Gerichtshof des Rabban Gamliel (über den Fall nochmals) richten 

wollen  

(d.h. das vom Gerichtshof R. Gamliels gefällte Urteil wieder aufnehmen), 

so müssen wir nach jedem Gerichtshof (nochmals) richten, der aufgetreten ist;  

von den Tagen des Moses bis jetzt,  

denn139 es heißt:  

                                                 
139 Die Verbindung mit „denn es heißt“ (שנאמר) ist hier problematisch. Mit der Anführung von Ex 24,9 wird 

eigentlich ein neues Argument eingeführt.  
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‚Und es ging hinauf Mose und Aharon, Nadab und Avihu und siebzig von den Ältesten 

Israels’ (Ex 24,9). 

Warum wurden die Namen der Ältesten nicht ausdrücklich genannt? 

Um zu lehren, dass (der Gerichtshof) aller drei, der als Gerichtshof über Israel aufgetreten 

ist, dem Gerichtshof des Mose gleichkommt.“ 

 

Da nahm er (= R. Jehoshu’a) seinen Stab und sein Geld in seiner Hand und ging nach 

Javneh zu Rabban Gamliel an dem Tag, auf den der Versöhnungstag nach seiner 

Berechnung fiel.  

Da stand Rabban Gamilel und küsste ihn auf sein Haupt.  

Er sagte zu ihm:  

„Komm in Frieden, mein Meister und mein Schüler;  

mein Meister an Weisheit und mein Schüler, weil du meine Worte angenommen hast.“ 

 

In beiden Argumenten geht es darum, die von R. Gamliel getroffene Entscheidung über die 

Heiligung des Monats trotz der inhaltlich problematischen Zeugenaussagen als eine legitime 

und verbindliche Entscheidung zu rechtfertigen. Der zutiefst beleidigte Hauptgegner, R. 

Jehoshu’a, lässt sich von den Weisen überzeugen. In seiner ausführlichen Interpretation zu 

dieser Stelle hat D. Goodblatt m.E. völlig zu Recht die klassische These abgewehrt, dass die 

Erzählung den Standpunkt des R. Gamliels wiedergibt.140 Das Ziel der Erzählung ist es nicht, 

die besondere Autorität von R. Gamliel zu unterstreichen. Die Erzählung betont zwar die 

willentliche Fügsamkeit der Weisen, doch wird R. Gamliel nur insofern Autorität 

zugesprochen, als diese im Rahmen einer institutionellen Autoritätskonzeption begriffen wird.  

Im ersten von R. Aqiva dargelegten Argument wird exegetisch begründet, inwiefern die 

Heiligung des Monats wesentlich von der zeremoniellen Erklärung abhängig ist und nicht 

vom Erscheinen des Neumondes. Interessant dabei ist, dass die Worte „Das sind die 

Festzeiten des Herrn, heilige Festversammlungen, die ihr ausrufen sollt“ aus dem 

Textzusammenhang in Lev 23,4 herausgelöst wurden und die vollständige Angabe „die ihr 

zur rechten Zeit ausrufen sollt“ nicht thematisiert.141 Im zweiten Argument 

(interessanterweise  R. Dosa selbst in den Mund gelegt) wird die Begründung aus einer 

rechtsmethodischen Perspektive geliefert. Es sind eigentlich zwei miteinander verflochtene 

argumentative Gesichtspunkte, die bei dieser R. Dosa zugeschriebenen Argumentation den 

Grundsatz der Rechtssicherheit darlegen. Es wird zunächst auf die absurde Situation 

hingewiesen, die eintreten würde, wenn man Entscheidungen des Gerichtshofs immer wieder 

anfechten könnte. Und derselbe Punkt wird dann exegetisch in Anlehnung an Ex 24,9 

erschlossen. Die Nicht-Nennung der Namen der Ältesten, die mit Mose als Richter in der 

Wüste fungierten, deutet auf die formal-juridische Gleichstellung zwischen den in der 

                                                 
140 Vgl. Goodblatt, Monarchic Principle [siehe Anm. 134], S. 204, wo Bezug genommen wird auf die 

Interpretationen von Sh. Kanter (Ders., Rabban Gamliel II: The Legal Traditions, Chico 1980, S. 108) und D. 

Ben-Haim (Tirfon) (Ders., Ma’amado Shel Rabban Gamliel Le’or Hamassoret, MA Thesis, University of Haifa, 

1979, S. 49). Vgl. aber auch bei G. Alon, The Jews in their Land, Vol. 1, S. 316, wo er schreibt: “The nub of the 

winning argument was that the Sanhedrin derived its authority from the Patriarch, and not vice versa!” Das ist 

nicht einsichtig. Die Anerkennung der Autorität des R. Gamliel wird jedoch durch ihre Gleichstellung mit der 

Autorität jedes legitimen Gerichtshofs begründet.  
141 Vgl. dazu die differenzierte Diskussion darüber in Sifra, Emor, Per 10 (Ed. Weiß, S. 100a). 
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Rechtsordnung jeweils unterschiedlich besetzten Gerichtshöfen hin. Würden die Namen der 

Ältesten genannt, so hätte man eventuell die Autorität späterer gerichtlicher Entscheidungen 

mit den jeweiligen personalen Kompetenzen des Richters in Verbindung gesetzt und die 

Anfechtung dieser Entscheidung durch einen Kompetenzvergleich eines gegenwärtigen 

Richters mit den Autoritäten der alten Zeit begründen können. Ex 24,9 lehrt uns, dass die 

Autorität des Gerichtshofs und infolgedessen die Autorität von Rabban Gamliel in der 

Rechtsordnung der Halacha in formaler legaler Hinsicht gesichert ist und gegen jede in der 

Perspektive des personalen Rangs des Richters begründende Relativierung immun ist. Die bei 

dieser Argumentation implizit geäußerte Absage an das charismatische Autoritätsmodell 

kommt deutlicher in der Tosefta142 zum Ausdruck, in der einige Überlieferungsreste der zur 

(ursprünglichen) Erzählung gehörigen Argumente tradiert wurden. Die formale Rechtskraft 

gerichtlicher Entscheidungen wird durch Eliminierung der personalen Dimension bei der 

Besetzung der Gerichte ausgearbeitet. In Anknüpfung an die Abschiedsrede Samuels an das 

Volk (1 Sam 12), wo einmal (V. 6) Mose und Aharon (als Retter der Volkes in Ägypten) und 

nachher (V. 11) Jeruba’al, Bedan, Jephtha und Samuel ebenso als Retter genannt werden, 

wird die Gleichstellung hochrangiger Richter mit ganz unbedeutenden hervorgehoben:  

 

Um dich zu belehren, dass der Gerichtshof von Jeruba’al (der hier mit Gideon dem 

Richter identifiziert wird) genauso  hoch von Gott anerkannt wird wie der Gerichtshof 

von Mose, und dass der Gerichtshof von Jephtha genauso hoch anerkannt wird von Gott 

wie der Gerichtshof von Samuel;  

(und) um dich zu belehren,  

dass derjenige, der ordnungsgemäß zum Vorsteher der Gemeinde eingesetzt wird,  

auch wenn er selbst der Schwächste unter den Schwachen ist, 

dem Stärksten unter den Starken gleich zu stellen ist.  

 

Gegen die Alternative einer charismatischen Autorität fällt die Aussagekraft der hier 

vorliegenden Behauptung über institutionelle Autorität auf. Die mitschwingende Kritik an der 

Person des R. Gamliel mündet in der Findung eines für die Weisen einsichtigen begrifflichen 

Rahmens, der seine Machtansprüche durch deren Überführung in ein institutionell 

legitimiertes Autoritätsmodell ermöglicht. Insofern handelt es sich bei dem Erzähler dieser 

Geschichte weniger um einen gegenüber R. Gamliel feindlich gesinnten Zeugen („hostile 

witness“), wie dies Goodblatt unterstreicht,143 sondern um einen Erzähler, der einen 

erreichten modus vivendi im Machtkampf zwischen R. Gamliel und den Weisen 

dokumentiert. Um R. Gamliels Autorität zu legitimieren, rekurrieren die Weisen weder auf 

die davidische Dynastie, der R. Gamliel angeblich angehörte, noch rühmen sie seine Weisheit 

oder seinen Reichtum. Vielmehr sind sie bereit, sich der Autorität des R. Gamliel zu fügen, 

insoweit diese sich als institutionell legitime Autorität erweist. 

Auch die Einführung von neuen Organisationsstrukturen in dieser Zeit steht im Vorzeichen 

einer institutionellen Autoritätskonzeption. Mit dem Hinweis auf ein bestimmtes Amt des 

Sachverständigen, des so genannten Mumche (מומחה), soll dieser Zusammenhang im Folgen-

                                                 
142 tRH 1,18 (Ed. Lib. New York 1962, S. 311-2). 
143 Goodblatt, Monarchic Principle [siehe Anm. 134], S. 205 und S. 207. 
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den erörtert werden. Der Mumche war ursprünglich ein Sachverständiger im halachischen 

Bereich der Freilassung von erstgeborenen Tieren.144 Erstgeborene Tiere gehören nach der 

Halacha den Priestern. Die fehlerfreien von ihnen sollten im Tempel dargebracht werden und 

von den dort dienenden Priestern verzehrt werden, die anderen, bei denen ein Leibesfehler 

festgestellt wurde, fielen dem Besitz der Priester außerhalb des Tempels zu. Nach der Zerstö-

rung des Tempels ergab sich ein Problem mit den fehlerfreien, dem Tempel reservierten Erst-

geburten. Diese durften die Priester nicht verzehren, sondern mussten diese bis zum natürli-

chen Tod weiden lassen. Es lag also im Interesse der Priester, Leibesfehler bei den Erstgebur-

ten festzustellen.145 In diesem Zusammenhang wurde die Regelung getroffen, dass nur der 

rabbinisch qualifizierte Sachverständige befugt sei, verbindliche Entscheidungen bei der Fest-

stellung von Leibesfehler zu treffen.146 Wie eine Analyse des vierten Kapitels im Mishna-

Traktat Bechorot ergibt, wurde der Zuständigkeitsbereich von dem Mumche in der Javneh-

Zeit auf andere Rechtsgebiete ausgeweitet.147 Der Mumche für erstgeborene Tiere wird zu 

dem anerkannten Richter (Mumche leRabim), der als Einzelrichter im Zivilrecht Urteile fällen 

durfte, was sonst nur für ein Dreierkollegium vorgesehen war.148 Wesentlich ist dabei, dass 

die richterliche Qualifikation des Mumche institutionell gesichert wurde, der nun die Legiti-

mation durch einen Gerichtshofs genoss. Der vollständige Terminus lautete בית דיןמומחה ל  

(„Mumche leBeit Din“), d.h. ein durch einen Gerichtshof anerkannter Sachverständiger, bzw. 

ein ממחה מפי בית דין, (d.h. ein „Rechtsgelehrter kraft des Ausspruchs eines Gerichtshofs“).149 

Der Mumche wurde zum approbierten Rechtsgelehrten. Was seine Stellung auszeichnete, war, 

dass die ihm erteilte Entscheidungsbefugnis im Fall einer irrigen Entscheidung ihn von der 

sonst vorgesehenen Rückzahlung an den Tierbesitzer befreite.150 Dass der Richter im Fall 

einer irrigen Entscheidung für den zu Unrecht zugefügten Schaden aufkommen soll, war ge-

nerell die Norm. Richter fungierten im Rahmen einer privaten Gerichtsbarkeit und hatten 

mehr die Funktion von Schlichtern, die von den Rechtsparteien bestellt wurden. Insofern soll-

                                                 
144 Vor allem in diesem Zusammenhang wird sein Sachverstand erwähnt. Vgl. die häufigen Hinweise auf den 

Mumche im Traktat Bechorot. Gelegentlich wird er auch in anderen Zusammenhängen erwähnt (tAZ 3,8, Ed. 

Zuck., S. 463 [אין לוקחין תפילין אלא מו המומחה]; tAZ 4,13, Ed. Zuck., Jerusalem 1963, S. 467-8 [ אין לוקחין גבינה ובית

 (.[הינייקי אלא מן המומחה
145 mBecho 5,4-5. 
146 mBecho 4,3-4. 
147 In mBecho 4,4 wird die grundsätzliche Regel festgelegt: „Hat er den Schuldigen freigesprochen oder den 

Unschuldigen für schuldig erklärt, hat er den Reinen für unrein oder den Unreinen für rein erklärt, so ist das, was 

er getan hat, gültig; er sollte aber aus seinem Haus zahlen; ist er aber ein Sachverständiger aufgrund einer 

Genehmigung des Gerichtshofs, so ist er von der Zahlung frei.“ Diese ist die allgemeine Konsequenz, die aus 

dem anschließend berichteten  Präzedenzfall gezogen wurde. Es wird überliefert, dass R. Tarfon irrigerweise 

eine Kuh für untauglich erklärt hat, infolgedessen sie den Hunden vorgeworfen wurde. Nachdem festgestellt 

wurde, dass er in diesem Fall eine falsche Entscheidung getroffen hat, wollte R. Tarfon die obligatorischen 

Regresszahlungen leisten, während ihm R. Aqiva belehrte, dass diese in seinem Fall aufgrund seines Amts als 

Mumche entfallen („Es sagte zu ihm R. Aqiva: ‚R. Tarfon!, Du bist frei, denn du bist ein Sachverständiger 

aufgrund der Genehmigung des Gerichtshofs und jeder, der von einem Gericht für fachkundig erklärt wurde, ist  

von der Ersatzpflicht befreit.’“). 
148 Die Mishna (mSan 3,1) kennt nur das Dreierkollegium. Bei Besprechung der Stelle wird im talmudischen 

Kommentar (bSan 5a) die Baraita angeführt: ואם היה מומחה לרבים דן אפילו יחידי. Der Amoräer R. Nachman sagt 

von sich dort: כגון אנא דן דיני ממונות ביחידי. Der Spruch wird dort auch R. Chijja zugesprochen. A. Gulaq  יסודי

 Berlin 1922, IV, S. 36, vermutet, dass sich die Institution des Einzelrichters erst in der amoräischen ,המשפט העברי

Zeit verbreitet hat.  
149 Dies ist z.B. in der Lesart im MS. Kaufmann zu der Stelle in mSan 3,2 belegt.  
150 Siehe oben. 
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ten sie ihre Urteilsfällung privat verantworten.151 Die Immunität gegenüber solchen Regress-

zahlungen ist die einsichtige Konsequenz der Einspannung der richterlichen Autorität in ein 

legales Autoritätsgefüge. Der Mumche verkörperte in paradimgatischer Weise die Instanz 

einer institutionellen Autorität und ist in dieser Weise eine bedeutende Neuerung der tannaiti-

schen Zeit.152 

Die Frage nach den Regresszahlungen im Zusammenhang mit der besonderen Stellung des  

Mumche wirft allgemeine Fragen nach dem rabbinischen Prozessrecht auf, die für die Frage 

nach dem Stellenwert der institutionellen Autorität relevant sind. Damit verbunden ist die 

Frage nach der Möglichkeit, das gerichtliche Verfahren entweder wiederaufzunehmen, es 

einer Revision zu unterziehen oder das gerichtlich gefällte Urteil für nichtig zu erklären. Alle 

diese drei Optionen umfasst der Begriff חזרת הדין („Wiederaufnahme des Gerichtsprozesses“) 

bzw. der Begriff סתירת הדין („Aufhebung des Gerichtsurteils“). Die Möglichkeit, ein gerichtli-

ches Verfahren wiederaufzunehmen – in der Regel aufgrund neuer Beweismittel – kennt die 

alte, vortannaitische Halacha als einen selbstverständlichen Rechtsbehelf. In der Auflistung 

der Unterschiede zwischen dem Straf- und Zivilrecht in mSan 4,1 geht es lediglich darum, 

klarzustellen, dass die Wiederaufnahme im Strafprozess an die Voraussetzung geknüpft ist, 

dass sie zugunsten des Verurteilten geschieht. In dieser Entwicklungsphase behält die gericht-

liche Entscheidung ihre Rechtskraft nur unter dem Vorbehalt, dass sie richtig getroffen wurde. 

Die Richtigkeit der Entscheidung ist dabei maßgeblich, nicht ihre Verbindlichkeit als solche. 

Von einem ähnlichen Rechtsverständnis, das ebenso in diese Epoche der vortannaitschen Ha-

lacha einzuordnen ist, zeugen die Regelungen im ersten Kapitel des Traktats Horajot 

(=Weisungen) in der Mishna, in denen die Anweisungen in Lev Kap. 4 über die Darbringung 

des Sündopfers wegen versehentlich begangener Übertretungen rezipiert werden. Es wird 

hervorgehoben, dass der spruchbefähigte Schüler dem Gerichtshof nicht Folge leisten soll, 

wenn er weiß, dass der oberste Gerichtshof versehentlich eine gegen ein biblisches Gebot 

verstoßende Weisung getroffen hat. Zuallererst gilt es, Gehorsam gegenüber Gott zu erwei-

sen.  

Die Institution der Wiederaufnahme eines gerichtlichen Urteils erfährt in der tannaitischen 

Zeit eine tiefgreifende Umwandlung.153 Gegenüber dem alten, umfassenden Revisionsrecht 

begegnen wir innerhalb der tannaitischen Halacha einer gegensätzlichen Entwicklung, die 

ihren Ausdruck in dem grundsätzlichen Spruch in Mishna Bechorot 4,4 findet:  זכה: הדין את דן

 לבית ממחה היה ואם מביתו וישלם, עשוי שעשה מה – הטמא את וטהר, הטהור את טמא, הזכאי את וחיב, החיב את

מלשלם פטור דין . („Hat er ein Urteil gefällt, dabei den Schuldigen freigesprochen und den 

Unschuldigen für schuldig gesprochen, oder den Reinen für unrein erklärt und den Unreinen 

für rein, so ist das, was er getan hat, gültig; er soll aber aus seinem Haus zahlen; ist er aber 

                                                 
151 Vgl. dazu Sh. Albeck, בתי דין בימי התלמוד, Ramat Gan 1980, S. 43ff. 
152  Die Betonung auf die Ideologie der institutionellen Autorität in diesen Ausführungen läuft der allgemeinen 

Tendenz in der Forschung zuwider, eine anti-institutionelle Geschichte der rabbinischen Klasse zu bieten. Vgl. 

K. Strobel, Jüdisches Patriarchat, Rabbinentum und Priesterdynastie von Emesa: Historische Phänomene 

innerhalb des Imperium Romanum der Kaiserzeit, in: Ktema 14 (1989), S. 39-77; S. Schwarz, Review of 

Goodblatt (The Monarchic Principle), in: Journal of Jewish Studies 47 (1996), S. 167-69; M. Jacobs, Die 

Institution des jüdischen Patriarchen, S. 342ff.; Hezser, Social Structure [siehe Anm. 135], S. 492ff.; M. 

Goodman, The Roman State and the Jewish Patriarch in the Third Century, in: The Galilee in the Late Antiquity, 

ed. L. Levine, New York/Jerusalem, S. 127-139. 
153 Vgl. dazu A. Michalovitz, סופיות הדין במשפט העברי, in: Dine Israel, 1, (1970), S. 7-52.  
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ein Sachverständiger aufgrund einer Genehmigung eines Gerichtshofs, so ist er von der 

Zahlung frei“). Gerichtliche Entscheidungen, auch die von Laienrichtern (Hedjotot) 

getroffenen, sind endgültig. Wegen der ihnen zugewiesenen Endgültigkeit und aufgrund der 

Idee, dass gerichtliche Entscheidungen der unabdingbaren Pflicht der gerechten 

Urteilsfindung unterstehen, wurde die Haftung des Richters für seine Fehler eingeführt. Die 

Regresszahlungen sind Ersatz für die vorgenommenen Einschränkungen der gerichtlichen 

Revision.  

Der Gedanke, dass gerichtliche Entscheidungen auch ungeachtet ihrer Richtigkeit verbindlich 

sind, wirkt auf die Entwicklung im rabbinischen Prozessrecht. Hält die vortannaitische 

Halacha die Möglichkeit fest, mit neuer Beweislage den gerichtlichen  Prozess wieder 

aufzunehmen, so wurde die alte Rechtstradition durch Einführung neuer Verfahrensregel 

untergraben. In mSan 3,8 heißt es:  

 

(a) Solange er einen Beweis bringt, kann er das Urteil ausheben.  

(b) Sagten sie (die Richter) ihm (aber zu Beginn der Verhandlung):  

‚Alle Beweise, die du hast, bringe vor von nun ab binnen dreißig Tagen’, (so gilt:) 

Bringt er (sie) während der dreißig Tage, hebt er auf, nach dreißig Tage hebt er nicht auf. 

 

Die Regelung in (a) reflektiert das ältere Stadium der Halacha. Darauf baut sich die 

weiterführende tannaitische Halacha in (b) auf, welche die umfassende Möglichkeit, ein 

gerichtliches Urteil aufzuheben, durch die Einführung einer verbindlichen Frist gemäß dem   

der zitierten Grundregel in mBecho 4,4 zugrunde liegenden Rechtsethos und zum Zweck der 

Stabilisierung des gerichtlichen Verfahrens stark einschränkt.  

Die formale Aufhebung der Möglichkeit der Wiederaufnahme der gerichtlichen Verhandlung 

war die Mehrheitsmeinung in tannaitischer Zeit (erstreckt sich ca. 0 bis 200 n. chr. Zeitr.). Die 

entgegengesetzte Einzelansicht vertritt Rabban Shim’on b. Gamliel I in seinem Einwand  

 

(c) Es sagte Rabban Shim’on b. Gamliel: 

Was kann dieser (= der Prozessierende) tun, dass er nicht gefunden hat während der 

dreißig Tage und  

gefunden hat nach den dreißig Tagen? 

 

Die sich auf den Gesichtspunkt der Entscheidungsrichtigkeit berufende Kritik des Sohnes R. 

Gamliel II zeigt, dass das alte Rechtsdenken in der tannaitschen Zeit noch vertreten war. Bei 

aller Bemühung der Rabbinen in dieser Zeit um die Stabilisierung des halachischen Systems 

und ihre eigene Autorität durch die ideologische und konkrete Inanspruchnahme der 

institutionellen Autoritätskonzeption blieb die Forderung nach Findung des normativ 

Richtigen auf verschiedenen Ebenen der Rechtsentscheidungen im rabbinischen 

Rechtsdenken tief verwurzelt. Dies erklärt, warum in der post-tannaitischen Zeit die 

Dimension der Entscheidungsrichtigkeit wieder – man könnte meinen im Sinne einer 

Wiederkehr des Verdrängten – dominiert.  
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Es ist die Meinung des Rabban Shim’on b. Gamliel, die sich in der amoräischen Halacha 

einhellig durchgesetzt hat.154 In dieser nächsten Entwicklungsstufe der rabbinischen Halacha 

zeichnet sich eine kritische Tendenz gegen die von den Tannaiten erstrebte institutionelle 

Autorität ab.155 Die allgemeine Frage, inwiefern das fehlerhafte Urteil angefochten werden 

kann, wird Gegenstand akademischer Diskussionen, die ihre Relevanz auch in der Praxis 

zeigen. Die Wiederaufnahme des gerichtlichen Verfahrens gilt nun als eine anerkannte 

Institution.156 Eine gerichtliche Verhandlung kann – nach einer verbreiteten Meinung – immer 

dann wieder aufgenommen werden, wenn das gerichtliche Urteil gegen das objektive Recht, 

das  „Wort der Mishna“ (דבר משנה), verstößt.157 Oft – und unter anderem auch im Sinne einer 

Kontrolle der Akademie über die Rechtspraxis – wurden gerichtliche Urteile weiterhin 

angefochten. Dabei war die Anfechtung gerichtlicher Entscheidungen jedoch nicht in einer 

hierarchisch organisierten Weise institutionell gesichert. Es lag letztlich am subjektiven 

Maßstab der eigenen richterlichen Kompetenz, wenn der amoräische Gelehrte solche 

Rechtsmittel in Anspruch nahm. 

Die hier umrissene dreistufige Entwicklung der Institution der Wiederaufnahme der 

gerichtlichen Verhandlung scheint mir im Hinblick auf die allgemeine Geschichte der 

Ideologie der institutionellen Autorität im Talmud paradigmatisch zu sein. Unbeschadet des 

am Primat der Rechtssicherheit orientierten tannaitischen Ethos ist die Forderung nach der 

Findung des normativ Richtigen auf verschiedenen Entscheidungsebenen des juristischen 

Diskurses im rabbinischen Rechtsdenken tief verwurzelt. Die Wurzel dieser Forderung liegt 

in der religiösen Gebundenheit des talmudischen Rechts. Das Denken der alten Halacha ist 

theokratisch: Wichtiger ist es, dem Gebot Gottes zu gehorchen, als die Entscheidungen des 

Gerichtshofs zu respektieren. Die römische res judicata ist dem Geist der alten Halacha 

fremd.158 

Mit dem Paradigma der institutionellen Autorität kommen in der tannaitischen Zeit neue 

Rationalisierungsprozesse zur Geltung, die auch Säkularisierungsmomente in sich tragen. Die 

Berufung auf eine charismatische Autorität in der halachischen Entscheidungsfindung wird 

abgewiesen. In Anlehnung an den Schlussvers in Lev (27,34: אלה המצוות [„Das sind die 

Gebote“]) wird gelehrt: אין נביא רשאי לחדש עוד דבר מעתה („Kein Prophet darf von nun an 

Neuerungen einführen“).159 Die berühmte Debatte zwischen R. Elieser und den Weisen um 

                                                 
154 Vgl. bSan 31a. 
155 Wichtig im historischen Kontext zur Auswertung der hier skizzierten Entwicklung sind die Verhältnisse 

zwischen den babylonischen Akademien und dem Exilarchen (M. Beer ראשות הגולה בבבל בימי המשנה והתלמוד, Tel 
Aviv 1970) und die Frage nach der Geschichte der Institutionalisierung der Akademien. Vgl. dazu bei I. Gafni 

פת התלמודיהודי בבל בתקו , Jerusalem 1990; D. Goodblatt, Rabbinic Instruction in Sasanian Babylonia, Leiden 1975.  
156 Über die Problematik von Berufungsgerichte in der Halacha vgl. E. Shochetman, סדר הדין , Jerusalem 1988, S. 

444ff.  
157 Vgl. bSan 33a. Das „Wort der Mishna“ ist der rabbinische Begriff für das positive Recht. Darunter sind 

letzlich alle rabbinischen, auch amoräischen Rechtstraditionen zu verstehen, über deren Geltung ein Konsens 

besteht. Ein irrigerweise gefälltes Urteil behält seine Rechtskraft, solange die Entscheidung im Ermessen ( שקול

  .des Richters gelegen war (הדעת
158 Über den Begriff res judicata (= die entschiedene Streitsache) vgl. M. Kaser, Das römische Zivilprozessrecht, 

München 1966, S. 284f. Über möglichen Einfluss des römischen Rechts auf die Halacha vgl. B. Jackson, On the 

Problem of Roman Influence on the Halakha and Normative Self-Definition in Judaism, in: Jewish and Christian 

Self-Definition, Vol. II: Aspects of Judaism in the Graeco-Roman Period, ed. E.P. Sanders [u.a.], London 1981, 

S. 157-203. 
159 Sifra, Bechukotai, Per. 13,7 (Ed. Weiss, S. 115d).  
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den Ofen des Achnai in bBM 59a-b bringt dies paradigmatisch zum Ausdruck: Nachdem die 

Himmelsstimme R. Elieser in seiner halachischen Einzelansicht bestätigt (sie spricht dort: 

„Was habt ihr gegen R. Elieser, die Halacha ist stets wie er“), bringen die Weisen ihren 

Siegeszug mit den Worten zum Ausdruck: „Die Tora ist bereits vom Berge Sinai her 

verliehen worden. Wir achten nicht auf die Himmelsstimme.“ 

III. Harmonie des institutionellen Paradigmas mit der „theophanischen“ Dimension des 

Gottesbezugs im Recht? 

Das juristische, die rabbinische Nomokratie konstituierende Argument לא בשמים היא („sie [= 

die Tora] ist nicht im Himmel“) wirkt selbstverständlich in der amoräischen Zeit nach: Dabei 

kehrt jedoch, wie beschrieben, das alte am Primat der Entscheidungsrichtigkeit orientierte 

Rechtsdenken in neuen Gewändern wieder. Die Gottesbeziehung und die daraus erwachsene 

Verpflichtung zur Entscheidungsrichtigkeit werden im Kontext der richterlichen Arbeit 

betont.160 Es wird gesagt: „Wenn ein Richter ein wahrhaft gerechtes Urteil fällt, wird es ihm 

angerechnet, als wäre er mit dem Heiligen am Schöpfungswerk beteiligt.“161 Mit der 

Wendung „ein wahrhaft gerechtes Urteil“ (דין אמת לאמיתו) wird ein Entscheidungsprozess 

angedeutet, der wohlgemerkt komplett anders vorzustellen ist als eine korrekte, strikte 

Anwendung vorgegebener biblischer oder rabbinischer Normen auf den fraglichen Fall.162 Es 

geht eher darum, bei wechselseitiger Orientierung am tradierten Recht, am individuellen Fall 

und an allgemeinen Rechtsprinzipien die Rechtsnorm zu finden, mittels der der Fall richtig 

entschieden werden kann. Das ist es, wozu der Richter verpflichtet ist, wenn er das Urteil vor 

Gott verantworten soll. Dieses Rechtsfindungsmodell hatte auch eine analoge Geltung im 

Kontext der talmudischen Akademie. Die rechtsfortbildenden akademischen Diskussionen, 

aus denen der Talmud besteht, stehen zum Teil im Zeichen eines hermeneutischen 

Paradigmas, welches die normative Richtigkeitskontrolle in die Argumentationsstrukturen 

methodisch einführt.  

Deswegen ist es verständlich, warum die erwähnte Aufforderung zum unbedingten Gehorsam 

(dem Spruch in SifDev § 154: „Selbst wenn sie vom Rechten behaupten, es sei links und vom 

linken behaupten, es sei rechts, höre auf sie“) in dieser fortgeschrittenen Phase der klassisch-

rabbinischen Literatur ihre Geltung einbüßen musste. Im babylonischen Talmud wird sie 

verworfen.163 Nicht, dass das Gebot, auf die Worte der Weisen zu hören, nicht mehr gilt. 

Selbstverständlich gilt es, aber modifiziert: Man soll auf die Worte der Weisen richtig hören. 

Das ist der hermeneutische Appell, an dem so viel im Talmud hängt.  

Diese Entwicklung bezeugt die komplexe Form, die institutionelle Autorität im rabbinischen 

Judentum eingenommen hat. Sie wird mit dem  „divine component“ letztlich stark bereichert, 

aber nicht – wie es im ersten Beitrag des Papers ausgehend von der Governance-Perspektive 

zunächst die Vermutung war – im Sinne der Rückkehr zum charismatischen Autoritätsmodell. 

Die „divine component“ wird in Anspruch genommen als Horizont. 

                                                 
160 Vgl. J. Bezeq, השופט בדין העברי, Jerusalem 1985. 
161 Vgl. bShab 10a und eine andere Version des Spruchs in bSan 7a. Der Kern dieser Aussage ist tannaitisch. 

Vgl. Sifra, Qedoshim, Per. 4,1 (Ed. Weiss 88d-89a).  
162 Vgl. dazu M. Elon, הדין, האמת, השלום והפשרה, in: Mechkare Mishpat 14,2 (1998), S. 269-341. Vgl. auch ders. 

 .ed. T. Elschtein, Tel Aviv 2003, S. 391-421 besonders S. 391-3 ,ספר שמגר ב :in ,דין אמת לאמיתו
163 Vgl. yHor 1,1 (45d) und bHor 2b. 
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Kommunikation zwischen Gott und Mensch im islamischen Recht  

von Serdar Kurnaz 

I. Einführung

Über viele Jahrhunderte hinweg waren muslimische Gelehrte bestrebt, Normen zu formulie-

ren, die das Ziel hatten, sowohl die Beziehung zwischen Gott und Mensch (sog. ʿibādāt) als 

auch die Beziehung der Menschen untereinander (zwischenmenschliche Beziehungen, sog. 

muʿāmalāt) zu regeln. Wenn auch die Koranverse und die Hadithe, also die Überlieferungen 

über die Aussagen und Taten des Propheten, wenig rechtliches Material beinhalten, insofern 

sie noch in Mekka entstanden sind, umso mehr ist diesen beiden Corpora jede Menge rechtli-

ches Material aus der medinensischen Zeit zu entnehmen.164 Da Muslime in Medina autonom 

waren und nicht mehr unter dem Druck der Mekkaner leben mussten, hat nicht nur der Pro-

phet selbst, sondern auch – nach muslimischem Verständnis – Gott mittels des Koran immer 

mehr rechtliche Fälle, die sich ereigneten, geregelt. Nach dem Ableben des Propheten gab es 

nicht mehr die Möglichkeit, neue Fälle durch den Erhalt einer Offenbarung zu regeln oder den 

Propheten zu konsultieren. Die Prophetengefährten schlugen den Weg ein, in Anlehnung an 

den Koran und die Sunna, die prophetische Tradition, neue Normen zu formulieren. Dabei 

haben sich zumindest zwei Traditionen entwickelt: eine, die den Wortlaut der koranischen 

und/oder prophetischen Aussage stärker berücksichtigt, und eine, die sich eher darauf kon-

zentriert, was Sinn und Zweck der Aussage ist, so dass der neue Fall durch eine Art „ab-

sichtsorientierte Auslegung“ mit Blick auf den Zweck geregelt werden konnte.165 Der Rekurs 

auf den Koran und die Sunna war dabei in beiden Traditionen gegeben. Aus beiden Traditio-

nen haben sich später Rechtsschulen entwickelt, die beide Ansätze mit unterschiedlicher Prä-

gung methodisch durchdacht und systematisiert haben. So blieben der Koran und die Sunna 

die Quellen, die entweder direkt oder indirekt zu konsultieren waren. Rasch hat sich aber ge-

zeigt, dass darüber hinaus weitere Quellen wie das Gewohnheitsrecht berücksichtigt werden 

mussten, um der Gesellschaft realistische Lösungen anbieten zu können. Das Gewohnheits-

recht musste aber auch am Koran und der Sunna gemessen werden, damit es als gültige Quel-

le fungieren konnte. Wie wird aber dieser starke Bezug auf den Koran und die Sunna begrün-

det und was hat dies zu bedeuten?  

II. Koran und Sunna als Kommunikation: Die Kommunikationsmodelle der 

Offenbarungsphase und der post-Offenbarungsphase 

Wir können den islamischen Quellen, besonders der Literatur der Rechtsmethodik (uṣūl al-

fiqh) die Sicht entnehmen, dass im Rahmen der Offenbarung eine Kommunikationssituation 

zwischen Gott und den Menschen mittels des Propheten vorliegt. Auf eine konkrete Frage der 

                                                 
164In den unterschiedlichen Disziplinen wird zwischen zwei Phasen unterschieden, die sich an dem Auszug der 

Muslime (hiǧra) orientiert. Der Prophet Muḥammad ist im Jahre 622 n. Chr. von Mekka nach Medina 

ausgewandert und zehn Jahre lang in Medina gewirkt. Obwohl auch andere Meinungen vorhanden sind, wird 

generell angenommen, dass die vor der Auswanderung offenbarten Verse als mekkanisch und die nach der 

Auswanderung in Medina offenbarten Passagen des Korans als medinensisch gelten, s. z.B. as-Suyūṭī, Ǧalāl ad-

Dīn, al-Itqān fī ʿulūm al-Qurʾān, Mekka: o.J., Bd. 1, S. 43ff. 
165Vgl. Kurnaz, Serdar, „Der Diskurs über maqāṣid aš-šarīʿa – Eine begriffshistorische Untersuchung“, In: Ja-

meleddine Ben Abdeljelil (Hg.) Maqāṣid aš-Šarīʿa – Die Maximen des islamischen Rechts. Frankfurter Schriften 

zum Islam, Islam im Diskurs, Studienreihe, Bd. 1, S. 85-149, hier S. 110 ff. 
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Menschen oder in einer – oft, aber nicht ausschließlich – konkreten Situation, sendet Gott eine 

Botschaft herab, die der Prophet verkündet, oder eine Offenbarung bleibt aus und der Prophet 

selbst formuliert eine Lösung, die dann als Sunna – später u.a. in Form von Hadith – rezipiert 

wurde. Auf diese Weise äußert der Koran konkrete Vorschläge und Lösungen zu bestimmten, 

konkreten Fragen und Problemen. Dies wird in der Literatur bayān genannt: Entweder wird 

mitgeteilt, was zu tun ist, oder es wird eine bereits getroffene Aussage erklärt. Der Koran und 

die Sunna formen somit das islamische Recht, sie gehen dabei aber auf konkrete Fragen ein, 

wodurch die Adressaten indirekt das islamische Recht mitformen.166 Hier zeigt sich schon die 

erste Phase des Rekurses: Um eine gerechte juristische Lösungen anzubieten, werden Gott 

mittels des Korans und der Prophet selbst gefragt, die dann an den jeweiligen Kontext gebun-

den Lösungen anbieten. Schon der Umstand, dass eine Aussage nicht vollends verstanden 

wird und auch durch explizite Nachfragen noch weitere Erklärungen getroffen oder herabge-

sandt werden, zeigt das aktive Eingreifen der Adressaten in die Formierung des islamischen 

Rechts. Das islamische Recht war demnach in einen dynamischen, dialogischen Prozess ein-

gebunden, in dem auch Lösungen der Adressaten als legitime Lösungen anerkannt wurden.167 

Diesen Kommunikationsprozess können wir als das Kommunikationsmodell der Offenba-

rungsphase bezeichnen. 

Nach dem Ableben des Propheten lässt sich ein weiteres Kommunikationsmodell aus den 

Quellen der uṣūl al-fiqh herauslesen. Es sind drei Momente vorhanden, die ausschlaggebend 

für das islamische Recht sind. Das erste Moment ist, dass der aktive, sprechende Sender nicht 

mehr spricht und nicht mehr aktiv in das Geschehen eingreift. Er muss zum Sprechen ge-

bracht werden, damit eine Lösung aus dem Koran und der Sunna gewonnen werden kann, da 

unter den Gelehrten die Auffassung vorherrscht, sich zumindest von diesen beiden Quellen 

inspirieren zu lassen und in Anlehnung an sie gerechte Normen zu formulieren. Dies deshalb, 

weil der menschliche Verstand zwar das Gute und Böse erkennen kann – wenn auch hier die 

theologischen Positionen stark divergieren168 –, aber der Gefahr unterliegt, stets durch be-

stimmte Faktoren das Gute und Böse durcheinander zu bringen. Der Rekurs auf die Quellen 

soll das verhindern und den Weg weisen. Außerdem lassen sich in den Quellen schon Aussa-

gen vorfinden, aus denen sich mit Leichtigkeit Normen formulieren lassen. Das zweite wich-

tige Moment ist, dass die Aussagen in diesen beiden Quellen nicht mehr auf den spezifischen 

Anlass reduziert gelesen werden, sondern unabhängig von diesem. Der historische Kontext 

grenzt die Aussagen nicht mehr ein, sondern der allgemeine Wortlaut der Aussagen zählt. 

Dadurch werden zum einen Bedeutungen herausgearbeitet, die am Wortlaut gemessen vor-

züglicher sind (evident, ẓāhir) als weitere, „sekundäre“ Bedeutungen. Solche sekundären Be-

deutungen, die z.B. auch zwischen den Zeilen gelesen werden können, können aber direkt, 

                                                 
166 In Anlehnung an Abū Zayd können diese beiden Phasen als tašakkul -und taškīl-Phase bezeichnet werden. 

Nicht nur der Koran formt die gesellschaftlichen Ereignisse (tašakkul), sondern auch der Koran wird durch die 

historischen Ereignisse geformt (sog. taškīl), indem die Adressaten nach etwas konkretem fragen oder sich der 

Koran an der Vorstellungen der damaligen Adressaten orientiert, wie etwa in der Frage der Entstehung der Welt 

s. Abū Zayd, Naṣr Ḥāmid: Mafhūm an-naṣṣ: dirāsa fī ʿulūm al-Qurʾān, Kairo, 1990, S. 30 f. 
167 Vgl. Kurnaz, Serdar, „Der Prophet als juristische Autorität“, In: Mark Chalil Bodenstein (u.a.) (Hg), 

Muhammed -  Ein Prophet viele Facetten, Frankfurt: Peter Lang, 2014, S. 133f. 
168 Vgl. Rudolph, Ulrich, „Ratio und Überlieferung in der Erkenntnislehre al-Ašʿarī’s und al-Māturīdī’s, In: 

ZDMG, 1992, Bd. 142, S. 72-88; Zuḥaylī, Wahba, Uṣūl al-fiqh al-islāmī, Damaskus: Dār al-fikr, 1986, Bd. 1, S. 

115 ff.  
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sofern sie mit dem äußeren Wortlaut nicht widersprechen, oder aber auch durch weitere Hin-

weise mit in die Rechtsprechung einbezogen werden.169 Es gibt auch Bedeutungen, die durch 

weitere Hinweise oder den Sprecher selbst festgelegt wurden und nicht weiter gedeutet wer-

den können, sogenannte festgesetzte Bedeutungen (naṣṣ). Solange das aber nicht gegeben ist, 

werden alle Bedeutungen vom äußeren Wortlaut (ẓāhir) zugelassen, solange sie dem äußeren 

Wortlaut nicht widersprechen. Der primäre Rekurs auf den Wortlaut der Koranverse und die 

Hadithe ohne Rücksicht auf den historischen Kontext ihrer Entstehung befähigt zwar zur In-

terpretation, um neue Fälle in Anlehnung an diese zu regeln, soll auch zugleich die Tendenz 

zur Eisegese, also das Hineinlesen von Bedeutungen in den Text, mindern.170 Im Zuge der 

Verwendung der Texte ohne den historischen Kontext werden sie zu einem neuen juristischen 

Korpus zusammengetragen und themenverwandte Texte in Bezug zueinander gesetzt, die sich 

gegenseitig erklären und auslegen. So lassen sich Texte im Korpus auf weitaus mehrere Fälle 

ausdehnen und die Quellen können ebenfalls neue Fälle regeln. Es treten aber, wie man sich 

denken kann, Fälle auf, die die Quellen nicht ansprechen, wie etwa die Zulässigkeit der Or-

gantransplantation und des Klonens. Hierfür wurde ein System entwickelt, das sich die Ziele 

der Scharia (maqāṣid aš-šarīʿa) nennt.  

In diesem System werden die Interessen der Gesellschaft, die durch das Recht geschützt wer-

den soll, priorisiert. An den Anfang werden solche Interessen gestellt, die notwendig zu 

schützen sind, damit eine Gesellschaft existieren kann, die sogenannten aḍ-ḍarūrīyāt: Schutz 

des Lebens, der Religion, der Vernunft, des Besitzes und der Nachkommenschaft. Dem folgen 

bedürfnisorientierte (al-ḥāǧīyāt) und verschönernde Interessen (at-taḥsīnīyāt). Wenn ein neu-

er Fall zu einer dieser Kategorien gehört, wird eine Lösung in Anlehnung an die maqāṣid zu 

finden versucht.171 Es gibt auch Gelehrte, wie al-Ġazālī, die nur dann die Berücksichtigung 

der notwendig zu schützenden Interessen befürworten, wenn keine Texte für eine Interpretati-

on vorliegen, was theologische und epistemologische Gründe hat.172 In diesem Rahmen wird 

dann auch diskutiert, inwieweit die im Koran und der Sunna erwähnten Lösungen revidiert 

werden müssen, sofern sich die Umstände ändern, oder ob der Wortlaut dieser beiden stets 

gilt. Im Spannungsfeld stehen somit die an die Texte gebundene Interpretation und die ab-

sichtsorientierte, teleologische Auslegung. 

Die Frage ist nun, wer einen neuen juristischen Korpus erstellen darf, aus dem die Normen 

formuliert werden, und wer dazu befähigt ist, eine Auslegung zu betreiben und die schwei-

genden Sender zum Sprechen zu bringen. 

                                                 
169 Wie etwa durch das Erst-recht-Argument (argumentum a fortiori, arab. mafhūm al-muwāfaqa), den 

Umkehrschluss (argumentum a contrario, arab. mafhūm al-muḫālafa oder dalīl al-ḫiṭāb) etc., s. z.B. Dutton, 

Yasin. “The Introduction to Ibn Rushd’s “Bidāyat al-Mujtahid”. In: Islamic Law and Society. 1/2 (1994), S. 188-

205, hier  S. 200 ff.; Ibn Rušd, Abū l-Walīd, aḍ-Ḍarūrī fī uṣūl al-fiqh, Hg. Jamal Eddine Alaoui, Beirut: Dār al-

ġarb al-islāmī, 1994, S. 124 ff. 
170 Vgl. Vishanoff, David R., Formation of Islamic Hermeneutics. How Sunni Legal Theorists Imagined a Re-

vealed Law, Connecticut: American Oriental Society, 2011, S. 5. 
171 Vgl. Kurnaz, Der Diskurs über maqāṣid aš-šarīʿa, S. 130. 
172 Vgl. al-Ġazālī, Abū Ḥāmid, al-Mustaṣfā min ʿilm uṣūl al-fiqh, (Hg.) Ḥamza Ibn Zuhayr Ḥāfiẓ, Medina: o.J., 

Bd. 2, S. 489. 
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III. Iǧtihād als der neue Sprecher 

Der neue Sprecher, der im Namen des nun schweigenden Senders spricht, ist der iǧtihād.173 

Der iǧtihād ist die Anstrengung des Gelehrten (hier: muǧtahid), die Quellen auszulegen, 

Normen aus ihnen zu formulieren, Rechtslücken zu füllen und solche Fälle zu regeln, die den 

Prinzipien und Zwecken der Scharia nicht widersprechen, und zugleich weder vom Koran 

noch von der Sunna explizit geregelt werden.174 Damit wird der Rechtfindungsprozess zu ob-

jektivieren versucht: nicht der Gelehrte ist es, der eine Norm nach Belieben oder nur nach 

gutem Gewissen formuliert, sondern der iǧtihād befähigt ihn, eine Norm zu formulieren, in 

dem er die objektiv begründeten Methoden im Rahmen des iǧtihāds verwendet. Der Gelehrte, 

der eigentlich Adressat der Quellen ist, wird nun, als Erbe des Propheten,175 zum Kanal, der 

die Quellen mittels des iǧtihād zum Sprechen bringt und Lösungen für die neuen Adressaten 

anbietet. Und der Adressat, die „breite Masse“, ist in den Rechtsfindungsprozess immer noch 

aktiv eingebunden, indem Menschen die Gelehrten nach konkreten Lösungen zu konkreten 

Problemen konsultieren und die nach der Regelung der sich ändernden Lebensumstände fra-

gen. Der Gelehrte übernimmt die Aufgabe des Gesetzgebers und spricht für ihn.176 Seine Ex-

pertise ist es, die es ihm erlaubt, mittels des iǧtihād die Quellen zum Sprechen zu bringen. 

Daher muss ein muǧtahid, d.h. Gelehrter, der iǧtihād betreiben darf, viele Bedingungen erfül-

len.177 Dies erinnert an die „epistemic authority“, die oben im Beitrag zum Governancepara-

digma im Kontext der „Sages“ angesprochen wurde.178 

Wird das, was der Gelehrte als Lösung anbietet, auch geltendes Recht? In der islamischen 

Rechtstradition wird in den einschlägigen Werken kontrovers diskutiert, ob es nur eine richti-

ge Lösung gibt oder mehrere richtige Lösungen nebeneinander Gültigkeit haben, wobei es 

doch nur eigentlich eine Wahrheit gibt. Es überwiegt im islamischen Rechtsdiskurs die Mei-

nung, dass es eigentlich nur eine Lösung geben kann. Wer die richtige Meinung trifft, hat 

Recht. Alle anderen, die dieser Meinung widersprechen, liegen falsch. Das Richtigliegen ist 

aber nicht als absolut zu denken, sondern die Gelehrten sind sich sicher, dass immer die Mög-

lichkeit besteht, dass sie falsch liegen können. Sie haben nur eine überwiegende Vermutung 

in den meisten Fällen, dass ihre eigene Lösung richtig ist. Folgerichtig kann der Rat suchen-

                                                 
173Bereits Safii hat die Auffassung vertreten, in dem er gesagt hat, dass der iǧtihād die Aufgabe übernimmt, 

Rechtslücken zu füllen, wenn keine expliziten Aussagen im Koran und in der Sunna zu einem gewissen Fall 

vorliegt, s. aš-Šāfiʿī, Muḥammad b. Idrīs, ar-Risāla, (Hg.) Aḥmad Muḥammad Šākir. Kairo: Maktabat Dār at-

turāṯ, 2005³, S. 26-37. Für eine Zusammenfassung s. Lowry, Joseph, Early Islamic Legal Theory – The Risāla of 

Muḥammad ibn Idrīs al-Shāfiʿī. Leiden: Brill, 2007, S. 26-33. 
174Vgl. Karaman, Hayreddin, İslam Hukukunda İctihad, Istanbul: Ensar, 20104, S. 19 ff.; Poya, Abbas, Anerken-

nung des Iǧtihād - Legitimation der Toleranz. Möglichkeiten innerer und äußerer Toleranz im Islam am Beispiel 

der Iǧtihād-Diskussionen, In: Islamkundliche Untersuchungen Band 250. Hrsg. Gerd Winkelhane. Berlin: Klaus 

Schwarz Verlag, 2003, S. 39. 
175Vgl. as-Siǧistānī, Abū Dāwūd, Sunan Abī Dāwūd, Kitāb al-ʿIlm, Bāb 1, Ḥadīṯnr. 1. 
176Vgl. aš-Šāṭibī, Abū Isḥāq, al-Muwāfaqāt fī uṣūl al-fiqh, (Hg.) Abū l-Faḍl ad-Dimyāṭī, Kairo: Dār al-Ġadd al-

ǧadīd, 2011, Bd. 4, S. 192 f. 
177 Hierzu gehört etwa, dass man jemand, der muǧtahid ist, in den Themen der systematischen Theologie bewan-

dert ist. Die Kenntnis ist aber keine, das einem Expertenwissen gleich kommt. Er muss sich aber in den Themen 

der Rechtsmethodik auskennen, die arabische Grammatik sehr gut kennen, koranische und prophetische Aussa-

gen sehr gut beherrschen und vor allem in Bezug auf letzteres die authentischen von nichtauthentishen trennen 

können, s. Weiss, Bernard, The Search for God’s Law -  Islamic Jurisprudence in the Writings of Sayf al-Dīn al-

Āmidī, Utah: 2010, S. 679 f. 
178 S. o. S. 
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den Person nicht vorgeworfen werden, dass sie falsch handelt, wenn sie eine andere Lösung 

eines anerkennten Gelehrten (muǧtahid) zur Richtlinie ihrer Handlung macht, da dieser Ge-

lehrte – auch mit geringer Wahrscheinlichkeit des Falschliegens – das Richtige sagt.179 Eine 

weitere Position besagt, dass prinzipiell alle Gelehrten das richtige sagen, sofern sie die Me-

thoden im Rahmen des iǧtihād korrekt anwenden und keine definitiven Beweise für die 

Rechtsfindung vorliegen, sondern nur solche von präsumtivem/spekulativem Charakter. Diese 

Position wird zugespitzt in der folgenden Aussage formuliert: Kullu muǧtahidin muṣībun, das 

bedeutet: Jeder Gelehrte trifft (das Richtige).180 Eine vermittelnde Position ist ebenfalls zu 

finden. Sie sagt, dass viele Lösungen möglich sind, aber eine Lösung dem nahe kommt, was 

bei Gott vorzufinden ist. Der Gelehrte kann das der Wahrheit möglichst nahe kommende fin-

den und als Lösung anbieten.181 Diese systematische Kategorisierung ist zwar eine Entwick-

lung ab dem 4./10. Jahrhundert, reflektiert aber auch die Haltung der Gelehrten aus den frühen 

Jahrhunderten. Genau dieser Ansatz ist es, der es ermöglicht hat, dass sich Rechtsschulen 

entwickeln konnten und für ähnliche Probleme unterschiedliche Lösungen vorgeschlagen 

wurden, indem auch das soziale und kulturelle Umfeld, das im sehr großen islamisch gepräg-

ten Raum ganz unterschiedliche Ausprägungen hatte, in der Rechtsprechung berücksichtigt 

wurde. 

IV. Die Rechtsschulen und die Rechtskompendien 

Mit der Zeit entstanden die sogenannten maḏāhib (sing. maḏhab), die Rechtsschulen. Jede 

Rechtsschule – die vier bekanntesten der sunnitischen Tradition sind die Hanafiten, Malikiten, 

Schafiiten und Hanbaliten neben den schiitischen Traditionen der Zwölfer-, Siebener- und 

Fünferschia – entwickelte durch ihren eigenen Ansatz teils ähnliche, teils unterschiedliche 

Lösungen, die in sogenannten Rechtskompendien niedergeschrieben wurden. Neben der 

Rechtsmethodik und Rechtstheorie (uṣūl al-fiqh, wörtl. die Wurzeln des Rechts) werden sie 

gegliedert nach der Rechtspraxis, den furūʿ al-fiqh (wörtl. „Zweige des Rechts“). Die Aussa-

gen der Gelehrten werden in solchen Werken nach Themen geordnet und, je nach Umfang des 

Kompendiums, zusätzlich kommentiert und aufgezeigt, mit welchen Koranversen, Hadithen 

oder weiteren Quellen genau argumentiert wird. Die Kommentare in den Kompendien über-

nehmen somit auch die Funktion einer Weiterentwicklung des islamischen Rechts und sind 

auch für die jeweilige Rechtsschule, auch für das Studium, quasi verbindlich. Als Beispiel 

können wir aus der hanafitischen Tradition das Buch al-Iḫtiyār von al-Mawṣilī nennen. Die-

ser hat ein kurzes Werk verfasst, damit die Studienanfänger die traditionell unter den Hanafi-

ten anerkannten Rechtsnormen auswendig lernen können. Das knappe Werk hat al-Mawṣilī 

dann für die Vertiefung noch kommentiert, so dass die Studierenden auch die Argumente und 

verwendeten Hinweise aus den Quellen kennenlernen können. Weitere detaillierte Kommen-

tare führen zu weiterem vertieften Wissen, das bedeutsam ist, da auch neben der traditionell 

anerkannten Meinungen weitere Meinungen rezipiert und angewandt werden dürfen. So etab-

                                                 
179 Vgl. Ibn Rušd, ad-Ḍarūrī, S. 143 ff. 
180 Vgl. Bauer, Thomas, Die Kultur der Ambiguität. Eine andere Geschichte des Islam, Berlin: Verlag der Welt-

religionen, 2011, S. 176 Mit einer kleinen Einschränkung wird diese Formel z.B. bei al-Ġazālī verwendet, s. al-

Ġazālī, al-Mustaṣfā, Bd. 4, S. 48. 
181 Vgl. Al-Bazdawī, Abū l-ʿUsr, Kanz al-wuṣūl fī maʿrifat al-uṣūl,  In: Kašf al-asrār ʿan Faḫr al-Islām al-

Bazdawī von ʿAbdalʿazīz al-Buḫārī, Hg. ʿAbdallāh Maḥmūd Muḥammad ʿUmar, Beirut: Dār al-kutub al-

ʿilmiyya, 1997 Bd. 4, S. 25 ff. (mit dem Kommentar von ʿAbdalʿazīz al-Buḫārī). 
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liert sich in jeder Rechtsschule eine Mehrheitsmeinung, die aber weitere Meinungen nicht 

ausschließt. Durch die Mehrheitsmeinung hat das islamische Recht, als ein Fallrecht, eine 

Rechtssicherheit gewähren können, in dem doch die unterschiedlichen Traditionen der 

Rechtsschulen zur Anwendung gebracht wurden. Ein Händler konnte nun ggfs., z.B. wenn er 

in Istanbul war, sich mit großer Sicherheit auf die bekannte (und z.B. einem Vertrag zugrunde 

gelegte) hanafitische und in Tunesien auf die bekannte malikitische Mehrheitsmeinung beru-

fen, und musste nicht befürchten, dass der Richter (qāḍī) eine nicht anerkannte esoterische 

Auslegung zur Anwendung brachte.182  

Somit ist auch ein weiteres charakteristisches Merkmal des islamischen Rechts angesprochen. 

Das islamische Recht wurde nicht kodifiziert und ist nicht deduktiv, sondern induktiv. Es gab 

zwar schon im zweiten Jahrhundert Ansätze, ein für alle Muslime verbindliches islamisches 

Recht zu etablieren, indem das Recht kodifiziert werden sollte,183 was aber unter den Gelehr-

ten keine Akzeptanz fand. Vielmehr haben sich die dynamischen Prozesse des islamischen 

Rechts durch Rechtsschultraditionen kontrollieren lassen. Wie bereits beschrieben, nahmen 

Lehrbücher und vor allem Kommentare selbst einen gesetzesähnlichen Charakter an: Nur an-

erkannte Auslegungen, die während des Studiums erlernt wurden, durften in der Rechtspre-

chung Anwendung finden. Auch das Studium selbst wird, auch heute noch, nicht durch ein 

allgemeines islamisches Recht strukturiert, sondern jede Rechtsschule entscheidet, welche 

Werke zu lesen sind und welche Fähigkeiten genau ein Rechtgelehrter oder Richter haben 

muss. Die islamische Theologie, die auch das Fach "islamisches Recht" umfasst, steht heute 

der Herausforderung gegenüber, mit derselben Distanz zu allen Rechtsschulen ihre jeweiligen 

Spezifika zugänglich zu machen und die Pluralität zu berücksichtigen. Die Auswahl der zu 

lesenden Texte und zu lernenden Rechtsmeinungen orientiert sich zwar zum größten Teil an 

der klassischen, rechtsschulspezifischen Auswahl an Literatur, jedoch sind auch Tendenzen 

vorhanden, quasi rechtsvergleichende Werke wie die Bidāyat al-muǧtahid wa-nihāyat al-

muqtaṣid von Abu l-Walīd Ibn Rušd (gest. 595/1198) zu erstellen. Letztlich liegt die Ent-

scheidung bei den einzelnen Wissenschaftlern, welcher Text für welches Semester geeignet 

ist, wobei zu sagen ist, dass kaum eine Tendenz unter der islamischen Theologie selbst vor-

liegt, die nur die Absicht hegt, sich auf nur eine Rechtsschule zu fokussieren. 

Wir sehen auch in der Geschichte des Islam, dass die politische Obrigkeit nicht nur einen 

Richter für eine bestimmte Rechtsschule in ihrem Reich einsetzte, sondern versuchte, für die 

unterschiedlichen Anhänger unterschiedlicher Rechtsschulen zumindest die vier sunnitischen 

Rechtsschulen repräsentierenden Richter einzusetzen. Diese wurden dann auch von mindesten 

einem, oder von vier den vier sunnitischen Rechtsschulen zugehörenden Oberrichtern (qāḍī 

al-quḍāt, wörtl. Richter der Richter) kontrolliert.184 Ein solcher Richter bezieht sich nur auf 

Fälle der zwischenmenschlichen Beziehungen. Sein Richterspruch (qaḍāʾ) gilt dann nur für 

                                                 
182 Vgl. Bauer, Kultur der Ambiguität, S. 179,  Die islamische Rechtsmethodik soll eben die Subjektivität unter-

binden und für Rechtssicherheit sorgen, s. Vishanoff, Islamic Hermeneutics, S. 8. 
183 Bereits Mālik b. Anas (gest. 179/795) wurde angefragt, ein Rechtskompendium zu erstellen, dass als kodifi-

ziertes Recht gelten sollte, was er aber abgelehnt hat, s. Bauer, Kultur der Ambiguität, S. 185. Erst sehr spät kam 

es zu einer Kodifikation des islamischen Rechts. Dieses Kompendium nennt sich maǧalla-i aḥkām-ı ʿadliyya, 

das im 19. Jahrhundert unter der Führung von Ahmet Cevdet Paşa verfasst wurde, s. Krawietz, Birgit, Hierar-

chie der Rechtsquellen im tradierten sunnitischen Islam, Berlin: Duncker und Humblot, S. 79 ff. 
184 Vgl. Bauer, Kultur der Ambiguität, S. 179. 
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den jeweiligen Fall vor Gericht. Anders verhält sich das bei einem muftī, der auch auf morali-

sche Fragen innerhalb der zwischenmenschlichen Beziehungen antwortet und füllt auch die 

Lücken, die der Richter seines Amtes wegen offen lässt. Der Gelehrte, der die Aufgabe des 

muftī hat, antwortet auch auf moralische Fragen oder auch darauf, ob eine gottesdienstliche 

Handlung (ʿibāda) gültig ist oder nicht. Seine Antwort wird fatwā genannt. Im Gegensatz 

zum Richterspruch darf der Fragende bzw. den muftī Konsultierende (der sogenannte mus-

taftī) weitere Meinungen anderer Gelehrten erfragen und sich für eine Lösung entscheiden. 

Der Richterspruch, im Gegensatz zur fatwā, hat einen politisch-verbindlichen Charakter. Die 

fatāwā (sg. fatwā) orientieren sich an derselben Rechtsliteratur wie die Richtersprüche, wer-

den aber neben dieser Literatur als fatwā auch gesondert schriftlich festgehalten.185 Neben 

solchen Rechtsinstitutionen sind auch solche vorhanden, die muḥtasib genannt werden, eine 

Art Marktaufseher. Ihnen kommt auch das Recht zu, rechtliche Fälle vor Ort zu entscheiden. 

Er unterscheidet sich aber von einer möglichen Polizei (šurṭa) und darf nur in den Fällen, in 

denen der dem Recht zuwider Handelnde seine Schuld gesteht, eine bereits festgelegte Er-

messensstrafe (taʿzīr) ausführen. Er darf nicht wie ein Richter fungieren und nach Beweisen 

fragen und nicht ein wandernder Richter sein. Seine Aufgabe lässt sich zusammenfassen am 

folgenden allgemeinen Prinzip, nach dem sich die Muslime zu orientieren pflegen: Das Gute 

zu gebieten und das Schlechte zu verbieten (al-amr bi-l-maʿrūf wa-n-nahy ʿan al-munkar).186 

Zuletzt sind noch die sogenannten qānūnnāme zu erwähnen, als Sammlungen, die uns vor 

allem aus der Zeit der Osmanen erhalten geblieben sind und Verordnungen, Befehle und Ge-

setze von Sultanen und Herrschern beinhalten, wie etwa das Strafrecht von Sultan Mehmed II. 

und Süleyman I.187 

Zum Inhalt des islamischen Rechts ist zu sagen, dass neben gottesdienstlichen Handlungen 

wie etwa das Gebet, das Fasten, die Almosensteuer und die Pilgerfahrt, vor allem Themen 

diskutiert wie Vertragsrecht, Familienrecht, Erbrecht, Eherecht und Strafrecht.188 Interessant 

ist auch die Teilung der juristischen Normen in Gottes Recht und „Menschenrecht“. Gottes 

Recht sind solche Normen, die das kollektive Interesse schützen und damit die politische Ob-

rigkeit zwingen, die Strafe zu vollziehen auch wenn die betroffenen Opfer dem nicht nachge-

hen. „Menschenrecht“ betrifft die individuellen Interessen. Die Opfer müssen selber Anklage 

erheben. Es sind auch Normen vorhanden, die zum Teil Gottes Recht und zum Teil Men-

schenrecht sind.189 Gottes Recht bezeichnet dabei nicht unbedingt die Herkunft und die Un-

veränderbarkeit von Normen, sondern steht repräsentativ dafür, dass der Staat oder die politi-

sche Obrigkeit das Recht hat, das kollektive Interesse der Gesellschaft durch Sanktion und 

                                                 
185 Bspw. die al-Fatāwā al-hindiyya oder bekannt auch als al-ʿĀlamgīriyya. 
186 Vgl. Kallek, Cengiz. "Hisbe". In: Diyanet İslam Ansiklopedisi. Istanbul: 1998, Bd. 18, S. 133ff.; Cahen, Cl.; 

Talbi, M.; Mantran, R.; Lambton, A.K.S.; Bazmee Ansari, A.S.. "Ḥisba." Encyclopaedia of Islam, Second Edi-

tion. Edited by: P. Bearman, Th. Bianquis, C.E. Bosworth, E. van Donzel, W.P. Heinrichs. Brill Online, 2015. 

Reference. Universitätsbibliothek Frankfurt am Main Johann Christian Senckenberg. 02 August 2015. Link:  

http://referenceworks.brillonline.com.proxy.ub.uni-frankfurt.de/entries/encyclopaedia-of-islam-2/hisba-

COM_0293. 
187 Vgl. Karaman, Hayrettin. İslam Hukuk Tarihi. Istanbul: 1999, Link: 

http://www.hayrettinkaraman.net/kitap/tarih/0260.htm und 

http://www.hayrettinkaraman.net/kitap/tarih/0262.htm  (Abrufdatum: 15.01.2016). 
188 Für eine exemplarische Liste der Themen, die behandelt werden, siehe Rohe, Mathias, Das islamische Recht, 

München: Beck, 2009, S. 407-420. 
189 Vgl. Šaʿbān, Zakī ad-Dīn. Uṣūl al-fiqh al-islāmī. Bengasi: 1995, S. 266ff.  
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Prävention zu schützen, vor dem Hintergrund der Vorstellung, dass der Mensch Statthalter 

Gottes auf Erden ist.190 Im ersten Moment erinnert diese Unterscheidung an die von "Öffentli-

chem Recht" und "Privatem Recht". Ob dieser Vergleich zutrifft, muss an einem anderen Ort 

ausführlich diskutiert werden. 

Es bleibt an dieser Stelle noch die Frage zu klären, wo in dieser Übersicht die ‚Scharia‘ zu 

verorten ist: Ist das islamische Recht die Scharia? Die Gelehrten, die ihre Meinungen in An-

lehnung an die Quellen äußern, formen das islamische Recht, das einen Teil der Scharia aus-

macht. Sie sprechen aber nicht die Scharia aus, sondern nur das, was im Sinne der Scharia ist. 

Die Scharia hingegen ist mehr: Sie ist ein nicht zugänglicher, übergeordneter göttlicher Nor-

menkomplex, dessen Prinzipien aus Koran und Sunna abgeleitet werden können. Die Scharia 

beinhaltet Glaubensnormen, ethische Normen und rechtliche Normen. Die rechtlichen Nor-

men teilen sich in die bekannten Bereiche der gottesdienstlichen und zwischenmenschlichen 

Handlungen auf. Das islamische Recht belegt nur diesen letzten Teil und ist nicht die Scharia, 

sondern ein Normengeflecht, das von Menschen aus den von ihnen als Quellen anerkannten 

Quellen entwickelt wurde und den Anspruch hat, den Prinzipien der Scharia, ferner dem Ko-

ran und der Sunna nicht zu widersprechen.191 Umstritten in den unterschiedlichen theologi-

schen Strömungen ist, wie diese Normen entwickelt werden können: zum einen wird befür-

wortet, dass die Offenbarung die Vernunft nur unterstützt und der Mensch auch ohne die Ver-

nunft hätte die Wahrheit in all diesen Bereichen entdecken können, wohingegen genau das 

Gegenteil ebenfalls befürwortet wird. Aber im Bereich des Rechts wird von vielen Rechtsge-

lehrten angenommen, dass es solche Handlungen gibt, die auch ohne eine Offenbarung als gut 

oder böse erkannt werden können, wie etwa das Verbot Menschen zu töten, und dagegen auch 

solche Handlungen gibt, die erst durch die Existenz eines Rechts, das durch eine Offenbarung 

begründet ist, zu regeln möglich sind, wie etwa das Gebet zu verrichten.192 Wir können aber 

festhalten, dass es die Scharia nicht gibt, sondern – das gilt erst einmal für das Recht – es sind 

Rechtsmeinungen in den unterschiedlichen Traditionen vorhanden, die im Sinne der Scharia 

Geltung beanspruchen. 

V. Der Anteil des Rechts an der islamischen Theologie  

Da das islamische Recht eine Art Kommunikation zwischen Gott und Mensch ist bzw. die 

islamische Rechtsmethodik diesen Anspruch hat, bietet es eine Grundstruktur für die islami-

sche Theologie selbst dar. Wird das Kommunikationsmodell von neuem durchleuchtet und 

ausgearbeitet, kann der rechtliche Diskurs einen enormen Beitrag für die Entwicklung der 

islamischen Theologie in Deutschland leisten. Hierzu ist es aber notwendig, dass das Kom-

munikationsmodell vom rechtlichen Diskurs losgelöst und in einem breiteren Rahmen behan-

delt wird. Die dort vorfindlichen Informationen können dann in den unterschiedlichen Feldern 

der Sprachphilosophie sowie der Sprechakttheorie ins Gespräch gebracht werden, was für die 

Hermeneutik der islamischen Quellen wichtig ist. 

                                                 
190 S. Koran 2:30. 
191 Vgl. Rohe, Das islamische Recht, S. 9-18. 
192 Vgl. as-Saraḫsī, Abū Bakr Sahl bin Muḥammad, al-Uṣūl, (Hg.) Abū l-Wafāʾ al-Afġānī, Beirut: Dār al-kutub 

al-ʿilmiyya, 1993, Bd. 1, S. 80 f.; ad-Dabūsī, Abū Zayd, Taqwīm al-adilla fī uṣūl al-fiqh, (Hg.), Ḫalīl al-Mays, 

Beirut: Dār al-kutub al-ʿilmiyya, 2007², S. 52 f. 
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Es ist vor allem der islamischen Rechtsmethodik, also den uṣūl al-fiqh, zu entnehmen, dass 

sie den religiösen Diskurs besonders geprägt hat. Insbesondere hat die Rechtsmethodik mei-

nes Erachtens sowohl die klassische Exegesetradition (tafsīr) als auch den systematisch theo-

logischen Diskurs (kalām) geprägt. Dies schließt aber nicht aus, dass auch umgekehrt ein Ein-

fluss vorlag: Die uṣūl al-fiqh wurden ebenfalls vom kalām beeinflusst. Die Prinzipien der is-

lamischen Rechtsmethodik, wie etwa das Prinzip, dass der allgemeine Wortlaut der autoritati-

ven Quellen, Koran und Sunna, berücksichtigt wird und nicht der spezifische Anlass, ermög-

licht auch dem Kalāmgelehrten, theologische Aussagen aus dem Koran herauszulesen, und 

dem Exegeten, jede Bedeutung aus dem Koran herauszulesen, der vom Wortlaut getragen 

werden kann. Ähnliches gilt auch für die sufische/mystische Auslegung des Korans. Jede su-

fische bzw. esoterische Auslegung des Korans ist akzeptabel, solange sie dem Wortlaut oder 

den allgemeinen Prinzipien der Scharia nicht widerspricht.193 Der rechtliche Diskurs ist in den 

Exegesen so dominant, dass fast in jeder Koranexegese, auch in solchen, die ein sufischer 

Kommentar des Korans sind,194 juristisch relevante Verse nach den Vorgaben der jeweiligen 

Rechtsschule des Exegeten ausgelegt, gedeutet und der Rechtstreit unter den Rechtsschulen 

reflektiert wird.195 Viele Exegeten und Theologen sind daher auch Rechtsgelehrte, was aber 

nicht unbedingt auf eine Dominanz des Rechtsdiskurses zurückzuführen ist. Wir wissen aber, 

dass viele theologischen Positionen auch im Rechtsdiskurs, vor allem in der Frage nach dem 

Guten und Schlechten,196 aber auch in Fragen der Auslegungstechnik, konserviert werden.197 

Ob der Rechtsdiskurs an der universitären Landschaft eine dominante Position einnehmen 

wird, ist vorerst nicht abzusehen. Vielmehr steht heute im Vordergrund der Diskurs um eine 

Koranhermeneutik, was zwar in erster Linie an die Exegesetradition denken lässt, aber tat-

sächlich seinen Platz in den Auslegungstechniken wiederfindet, also in den uṣūl al-fiqh, der 

Rechtsmethodik. Auch der Diskurs um die Ziele der Scharia hat ursprünglich seinen Platz im 

Rechtsdiskurs. Meines Erachtens brauchen aber sowohl der Diskurs über die Ziele der Scharia 

als auch die Frage nach der Hermeneutik, oder noch spezieller der Auslegungstechnik und der 

Epistemologie, einen gesonderten Diskursraum, und sie müssen philosophisch durchleuchtet 

und für jedes Fach der islamischen Theologie konkretisiert werden. Wir sehen einen besonde-

ren Einfluss des Rechtsdiskurses auf die Theologie übrigens auch den Rückbezug der Theolo-

                                                 
193 S. Akash, Ali. Die sufische Koranauslegung: Semantik und Deutungmechanismen der išārī-Exegese. Berlin: 

2006, S. 64ff. 
194 So wie etwa der Korankommentar von ʿAbdalkarīm b. Hawāzin al-Qušayrī mit dem Titel Laṭāʾif al-išārāt, 

Beirut: 2007. 
195 S. z.B. die Kommentare von ar-Rāzī zu Sure 7:31, in der berichtet wird, dass die Menschen sich ordentlich 

kleiden sollen und – nach dem Offenbarungsanlass verstanden – auf das Essen und Trinken nicht zu verzichten 

bzw. gewisse Nahrungsmittel sich selbst nicht als verboten erklären sollen. Ar-Rāzī gibt diesen Anlass wieder, 

weist aber darauf hin, dass man diesen ignorieren könne, da der allgemeine Wortlaut zu berücksichtigen gelte. 

Hiernach führt er u.a. den rechtlichen Diskurs über das Gebet an, wie etwa die Reinigung der Kleidung mit Ro-

senwasser, s. ar-Rāzī, Faḫr ad-Dīn. At-Tafsīr al-kabīr. Kairo: 2003, XIV:50ff. 
196 Vgl. az-Zarkašī, Badr ad-Dīn. Al-Baḥr al-muḥīṭ.  Kairo: 2005,  I:175ff. 
197 U.a. werden Haltungen wie etwa, dass z.B. nicht entschieden werden könne, ob der Wille des Gesetzgebers 

für ein gültiges Gebieten bzw. verbindliche Aufforderung zu einer Handlung entscheidend ist (s. Vishanoff, 

David. The Formation of Islamic Hermeneutics. How Sunni Legal Theorists Imagined a Reveald Law. Connecti-

cut: 2011, S. 123) oder man ohne weitere Indizien von einem Gebieten schlussfolgern kann, ob eine Verpflich-

tung vorliegt oder ein Indiz abgewartet werden muss (Omotosho, Abd al-Rafi’i Oyewumi. The Problem of al-

amr in uṣūl al-fiqh. Edinburgh: 1984, S. 271), von der theologischen Position her bestimmt. Auch bestimmen 

theologische Belange, in wie fern eine Aussage allgemein ist, s. Zysow, Aaron. 131ff. The Economy of Certain-

ty. Cambridge: 1984, S. 131-142. 
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gie auf die Praxis. Eine von der Praxis losgelöste Theologie oder von der Theologie endgültig 

befreites islamisches Recht im klassischen Sinne scheint nicht denkbar zu sein. Und hier lässt 

sich erkennen, dass das islamische Recht, zumindest im Sinne des mittelalterlichen klassi-

schen islamischen Rechts, eine Brückenfunktion zwischen Theologie und Governance einge-

nommen hat. 

Die Frage danach, welche Fähigkeiten ein Theologe besitzen muss und welche Literatur er 

gelesen haben muss, ist eine Frage, die im deutschen Kontext noch debattiert werden muss. 

Ein festgelegtes, für alle Theologen verbindliches Regelwerk liegt nicht vor. Die Experten 

etablieren derzeit eine Tradition, in der nach und nach bestimmt wird, welches Werk ein aus-

gebildeter Theologe gelesen haben muss und welche Fachdisziplinen er durchlaufen muss, so, 

wie sich auch historisch bestimmte Traditionen etablierten, in denen bestimmt wurde, welche 

Fächer zum Kanon der islamischen Theologie gehören und welche Literatur als Lehr- und 

Studierlektüre zu gelten hatte. Ob sie weiterhin Gültigkeit haben, ist noch eine offene Frage. 
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Diskussion und Ergebnisse 

im Plenum 

 

Im Folgenden finden sich lose gereiht einige nicht oder nur implizit in den Einzelbeiträgen 

ausgeführte Fragen und skizzen-/ thesenhafte Beobachtungen und Überlegungen aus der Dis-

kussion der Referenten.  

 

IM GESPRÄCH MIT DEM GOVERNANCE-KONZEPT 

 

Die Governanceperspektive erfasst eine Religionsgemeinschaft, gleich welche, vor allem als 

institutionalisiertes Kollektiv. Zum Beispiel wurde in der Workshop-Diskussion auch der CIC 

(cum grano salis) aus dieser Sicht als ein „Governance-Handbuch“ bezeichnet. Sie provoziert 

religiöse Traditionen im Einzelnen, die eigene Position im Feld zwischen Systematisierung 

bzw. Systemfixierung und Dynamik zu präzisieren.  

Der kanonistische Beiträger bestätigt den hohen Institutionalisierungsgrad der katholischen 

Kirche, aber formulierte zugleich eine katholische Kontra-Position, die eine ganze Reihe von  

Differenzen gegenüber der Governance-Perspektive erkennen lässt. Zum Beispiel unterschei-

det diese Position zwischen Kirchenrecht und moralischen Normen. Diese Unterscheidung 

wird in einer auf Handlungen und Vollzüge aller Art bezogenen „Regelungswissenschaft“ 

nicht notwendigerweise gemacht. In einem gelungenen Firmenleitbild und –regelungskodex 

als Governance-Handbuch würde man wohl regelmäßig auch einen moralischen „Verhaltens-

kodex“ erwarten.  

Die Unterscheidung eines solchen aus katholischer Sicht außerhalb des „Rechts“ angesiedel-

ten Normenbereichs spricht dann auch dagegen, zu sagen, die katholische Kirche sei eine 

„Rechtskirche“, wie dies allerdings tatsächlich bis in die Fachliteratur hinein vorkommt. Und 

wie es auch im Beitrag zur Governance-Perspektive aus Literatur rezipiert wurde. Der Kano-

nist widersprach dem – obgleich aus der Governance-Perspektive positiv aufgefassten und die 

Kanonistik gegenüber manchen Gewohnheiten auch in der katholischen Theologie ausdrück-

lich wertschätzenden – Begriff, und machte deutlich, wie diese Sicht der katholischen Kirche 

eine, nach seinem Eindruck in konfessionell polemischer Absicht, von Rudolf Sohm entwi-

ckelte Bezeichnung eine Außensicht spiegelt, die dem Selbstverständnis nicht entspricht und 

in der katholischen Literatur ihm nicht bekannt sei. Auch über diese spezielle Bezeichnung 

hinaus gab es Anfragen und Korrekturen zur Beschreibung der katholischen Kirche, wie etwa 

dem „reizvollen“ Beginn der Darstellung der Sicht der katholischen Kirche mit einem Zitat 

eines prägnant protestantischen Autors, bei allem Recht der Außendarstellung (Rhode: „Reiz-

voll“ mag dieses Vorgehen sein… Ob es einer unvoreingenommen Sichtweise auf die katholi-

sche Kirche dient, gerade mit einem Protestanten zu beginnen, ist allerdings eine andere Fra-

ge. Wäre es passend, die Darstellung der evangelischen Kirche mit dem Zitat eines katholi-

schen Theologen zu beginnen?“). Auch eine zunächst nicht genügend klare Differenzierung 

zwischen populären Vorstellungen katholischer Verhältnisse und tatsächlicher Rechtslage 

wurde korrigiert. So sind etwa, zumal in der Zeit vor der Wahl gemachte, Aussagen des Prä-

fekten der Glaubenskongregation nicht per se „gewissermaßen offiziell“: er kann weiterhin 

privat Aussagen machen und erst recht in der Vergangenheit gemacht haben, wie es im zitier-

ten Fall tatsächlich zutreffe, und lehramtliche Aussagen des Papstes sind, insofern Lehraussa-
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gen des Papstes nicht einen höheren Rang beanspruchen als Lehraussagen des Konzils, nicht 

eine „Krönung“ des Lehramts im hierarchischen Sinne. Gerade an den Reibungspunkten zwi-

schen den kontrapunktischen, für ihren Gegenstand weite Überschneidungen besitzenden, 

Referenten von Kanonistik und Governance-Perspektive wurde die Komplexität der Aufgabe, 

eine wenn nicht „neutrale“ so doch möglichst „ausgewogene“ Darstellung einer Religionsge-

meinschaft aus einer auf die Beobachtung über die Literatur angewiesenen Außenperspektive 

deutlich, aber auch die große Menge der diskursiven Berührungspunkte, ohne die Reibung 

nicht entsteht. Sie verbindet auch ein Fokus auf der Frage nach der "Funktion des Rechts in 

den Theologien". 

Der Beiträger aus jüdischer Sicht hat im Anschluss an die Diskussion beim Workshop seinen 

ursprünglichen Vortrag um einen ausführliche kritische eigene Diskussion der im vierten Teil 

des Beitrags zur Governance-Konzeption befindlichen Ausführungen zum Judentum ergänzt. 

Er beschreibt den halachischen Rechtsdiskurs als eine radikal dynamische und in bedeutsamer 

Weise „unabgeschlossene“ Perspektive, der der Gedanke eines wie auch immer „fixierten“ 

„Systems“ nicht nur fremd ist, sondern die ein solches System geradezu – in gewisser Weise 

wiederum „verfahrenssystematisch – vermeidet. Vor dem Hintergrund der Beobachtung, dass, 

wenn von Governance die Rede ist, es um fixierte Regelungsstrukturen und institutionelle 

Arrangements geht, die für ein bestimmtes Kollektiv kennzeichnend sind, bezweifelt er, ob 

die Besonderheit des Regulierungssystems „Halacha“ unter diesen Parametern erfasst werden 

kann. Dieses Problem teilte er mit dem islamischen Beiträger: Auch die von diesem beschrie-

bene Verallgemeinerungshemmung der islamischen Gerichtskultur steht der regelungsinteres-

sierten Governance-Konzeption zunächst gedanklich tendenziell ferne. In der Auseinanderset-

zung schließt der Beiträger aus jüdischer Sicht durch seine kritische, aber durch viele Beispie-

le reich illustrierte und präzisierende Verhältnisbestimmung „indirekt“ die jüdische Sicht an 

den Diskurs der Governance-Konzeption an. Während sie dort nur einen kurzen Abschnitt 

füllte, liefert der Beitrag nun gewissermaßen eine große Ergänzung, die für eine Rezeption in 

eine erweiterte Governance-Konzeption bereit steht. 

Aus der Sicht der Beiträgerin aus der Rechtsgeschichte erscheint die Governance-Konzeption 

als unproblematisch, allerdings für einen direkten Anschluss in ihrer Fragestellung als (zu) 

„modern“: Sie ermöglicht eine den Fokus klassischer Rechtswissenschaft auf den Staat über-

schreitende Offenheit für Kollektive verschiedenster Art, auch z.B. religiöse. Dabei orientiert 

sie sich zugleich jedoch an einer gewissermaßen „modernen“ Art des „Regierens“, die sich 

auf ein Kollektiv als solches bezieht. Es geht mehr von einem gewissen Interesse an verall-

gemeinernder Normenbildung aus. Die tatsächlich historisch vorfindliche „Einzelfall-Welt“, 

die, später erst „exemplarisch“ werdend, auch den hochmittelalterlichen Dekretalen-

Sammlungen im Bereich der lateinischen Kirche noch vorausging und auch ihnen teilweise 

auch noch inhärent war, scheint nur in einer stark abstrahierenden Weise oder im Sinne einer 

„Vorgeschichte“ (zunehmende Rationalisierung) einbeziehbar. 

Sowohl der Beitrag aus jüdischer als auch besonders der Beitrag aus islamischer Sicht haben 

deutlich gezeigt, dass das im Governance-Beitrag zunächst bei Seite gelassene, Moment der 

„Governance-Kollektive als Kommunikationsgemeinschaften“ bzw. „Recht und Theologie als 

Kommunikation“ den eigentlichen Zugang bildet, in dessen Kategorien das Thema „Formen 

und Funktionen des Rechts in den Theologien“ aus deren Sicht bearbeitbar ist. Es wird klar, 

wie unterschiedlich das den Religionen je eigene Verständnis des Kollektiv-Regierens (wenn 
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man diesen Ansatz überhaupt für alle drei noch so verwenden wollte) ist. Die Differenzen 

betreffen nicht zuletzt die Definition des Kollektivs: Verpflichtet das Recht nur „Gläubige“, 

verpflichtet es „Gläubige“ und „Ungläubige“ in einer unterschiedlichen Weise und Situation, 

oder verpflichtet es eigentlich alle Menschen zum Glauben (hier ergeben sich auch die ver-

schiedenen Verhältnisbestimmungen des religiösen Rechts zu Staatlichkeit – ein Bereich der 

in der Plenumsdiskussion in Form der Frage nach dem „Kopftuchstreit“ in Bezug auf Unter-

richtende angesprochen wurde)? Die Differenzen umfassen außerdem das Verständnis von 

Führen bzw. „Regieren“, im Spektrum zwischen göttlich geleiteten Einzelfallentscheidungen 

einzelner Individuen und möglichst verallgemeinerten positive Normensystemen, und einem 

unterschiedlichen Maß von rechtlicher Fixierung des Wechselspiels zwischen diesen beiden 

Polen in Form von Verfahrens- und Prozessrecht.  

Zuletzt entsteht eine interessante Unschärfe beim Begriff ‚institutionell‘: Während die Defini-

tion der geeigneten Kandidaten für eine Anwendung der Governance-Konzeption im Leitarti-

kel zunächst „institutionell“ und „rechtlich“ nahezu gleich setzt, geht derselbe Artikel mit 

dem Einbezug der Kommunikationsanalyse bereits über diese Definition hinaus. Und die po-

puläre, im Leitartikel auch zunächst verwendete Dichotomie von „charismatisch“ vs. „institu-

tionell“ scheint die jüdische Perspektive, sieht man auf ihre Antwort, zu unterlaufen.  

 

RELIGIONSGEMEINSAMKEIT DER VERALLGEMEINERUNGSHEMMUNG? 

 

In der christlichen, jüdischen und islamischen Sicht gibt es ausgeprägt ein jedem engeren 

Rechtspositivismus gegenüber explizit kritisches Moment, das intentional das Gesetz auf 

Recht hin bzw. Recht auf Gerechtigkeit hin oder noch „weiter“ transzendiert („weiter“ als 

„nur“ hin zu „Wert“ und „Moral“). Die Governance-Konzeption nennt es für die evangelische 

Sicht den Bezug auf ein „Bekenntnis“, die Kanonistik nennt es dienende Funktion, der Beitrag 

aus der islamischen Sicht beschreibt es als Auslegungshemmung, und die halachische Sicht 

stellt es mit dem Bezug auf den Horizont ins Zentrum, auch wenn überall zugleich und in 

Spannung dazu ausgeprägte positivistische Momente vorhanden sind. 

Es stellt sich die Frage: Ist das religionsübergreifend doch so spezifisch, dass man in einem 

gewissen Sinne doch von einer „Rechtsfamilie“, im Hinblick darauf, sprechen könnte, was in 

der Literatur, mit Blick auf die Unterschiedlichkeit des Rekurses auf göttliche Autorität und 

auf die in unterschiedlichem Sinne „religiösen“ Regelungsmaterien, bislang verneint wird? 

Kontrapunktisch hierzu erscheint das Konzept des „Naturrechts“, das in der katholischen 

Theologie eine lange Tradition besitzt und in der Plenumsdiskussion angesprochen und noch 

einmal befragt wurde.  

 

UNTERSCHIEDLICH SICHTBARE DYNAMIK DER RECHTSTRADITIONEN 

 

Kommunikation und Dynamik waren Begriffe, die in den Darstellungen der jüdischen und der 

islamischen Sicht häufig genannt wurden und in der Diskussion in den Rang eines crucial 

point aufstiegen. Der islamische Beitrag thematisiert zwei Kommunikationsmodelle und der 

jüdische Beitrag ist eine tiefreichende Erklärung des rabbinischen Rechtsdiskurses. Es werden 

hinsichtlich der verschiedenen Subjekte und Verläufe auch Kommunikationen Gott-Mensch, 

Mensch-Gott-Mensch und Gott-Mensch-Mensch angesprochen. Der Beitrag aus islamischer 
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Sicht betont zudem die Bedeutung und hohe Wertschätzung der Situationsbezogenheit einer 

konkreten Norm. Und in der Darstellung des halachischen Diskurses und insbesondere auch 

der Responsen-Literatur springt eine lebendige, fast überbordende Kommentarkultur geradezu 

ins Auge. Während sich für das Kirchenrecht mit seinem einen Codex Iuris Canonici und 

„seinem“ einen Lehramt leicht das Bild eines hermetischen Blocks ergibt, der, zugespitzt 

formuliert, nur einstimmig und in eine Richtung kommuniziert. Gerade im – fehlgehenden – 

Vergleich der Traditionen wurde hier plötzlich ein Zerrbild deutlich. Nicht nur zeigte der 

rechtsgeschichtliche Beitrag exemplarisch, dass historisch das Kirchenrecht eine mindestens 

ebenso komplexe Sammel- und Kommentarkultur besaß, die in manigfaltigen „Formen des 

Rechts“ ihren Niederschlag fand. Diese Sammel- und Kommentarkultur wurde im Grunde nur 

unsichtbar, seit 1917 erstmals ein Gesetzbuch der röm.-katholischen Gesamtkirche vorliegt, 

das die Rechtsnormen zusammenfasst, aber nicht mehr rückbindet an die Fälle, aus denen sie 

entstanden, und nicht mehr die Traditionsbestände mit abbildet, auf deren Grundlage die ein-

zelne Rechtsnorm formuliert wurde. Sondern durch die Konzentration auf diesen Codex Iuris 

Canonici kann auch leicht unsichtbar werden, dass auch in der Gegenwart Kanonisten eine 

rege Diskussion pflegen, Gutachten schreiben, d.h. die Diskursivität insgesamt, und auch, 

dass es außer dem CIC eine große Zahl weiterer Normensammlungen unterschiedlicher Gat-

tungen gibt, und wie diese zu Stande kommen und verändert und gehandhabt werden, u.v.m. 

Wie an dieser Stelle andere christliche Konfessionen aussehen, wäre noch einmal eigens zu 

betrachten – wie ja im gesamten Workshop die notwendigerweise partikulare Perspektive der 

anwesenden Referenten diesen ersten Einblick bestimmte. 

 

RECHT IN BEZUG AUF THEOLOGIE ALS WISSENSCHAFTLICHE DISZIPLIN 

 

Die katholische Unterscheidung zwischen „Recht“ und „Moral“ lässt deutlich werden, dass 

sich das von der katholischen Kirche geschaffene „Recht“ nicht auf dieselben Inhalte bezieht 

wie „Recht“ von Religionen, das auch moralische Normen einschließt, auch wenn es, wie der 

Islam, ebenfalls zwischen der Behandlung von Fällen durch obrigkeitlich eingesetzte Richter 

(ohne Eingehen auf moralische Fragen) und dem muftī unterscheidet. Weil katholisch weder 

Glaubenssätze noch moralische Normen zum Recht dazuzählen, ist der Anteil des Rechts an 

Theologie insgesamt aus katholischer Sicht nicht so groß. Der Anteil der Moral an Theologie 

ist jedoch extra zu gewichten, und nicht zu unterschätzen, so dass die Beschäftigung mit 

Normen insgesamt einen größeren Teil ausmacht. Eine diese Unterscheidung voraussetzende 

und insofern begrifflich voraussetzungsreiche, während des Workshops diskutierte These war: 

„Wo (Kirchen-)Recht nicht besteht, wird tendenziell über Moral gesteuert“.  

Aus der katholischen Perspektive ist Kirchenrecht so ein begrenztes Teilgebiet der Theologie, 

von dem, wie bereits erwähnt, gesagt wurde, dass es nicht als zu umfangreich eingeschätzt 

werden sollte. Nachdem im Islam auch von „Theologie“ in klarer Unterscheidung zum 

„Recht“ gesprochen wird, läßt sich vergleichend sagen, dass jedenfalls historisch, in der klas-

sischen Zeit des Islam, Recht und Theologie disziplinär strikt getrennt waren, wie es ähnlich 

für die lateinisch-christliche Scholastik auch gesagt werden kann, bei aller gerade in dieser 

Epoche zu beobachtenden engen methodischen Abhängigkeit der beiden Bereiche.  

In Bezug auf Theologie (im umfassenden Sinne) als Disziplin als Regelungsmaterie von reli-

giösem Recht blieben bzw. sind eine Reihe von Fragen noch offen oder wurden nicht disku-
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tiert: Gibt es auch ein Ausbildungsrecht (Ordnungen) für nicht-rechtsbezogene Theologie 

bzw. überhaupt für „Experten religiöser Reflexivität“ auch im jüdischen Bereich, und inwie-

weit als „eigenes“ religiöses Recht? Gibt es z.B. Vorgaben darüber, wie Ausbildungsvorgaben 

mit staatlichen Ordnungen in verschiedenen Staaten verbunden werden sollen, z.B. darüber, 

was jeweils angepasst werden darf, und was nicht, und wer es anpassen darf? 

Die detailliert „durchstrukturierte“ Situation der katholischen Theologie als Gegenstand, d.h. 

Regelungsmaterie, des Kirchenrechts scheint im Vergleichsrahmen der anwesenden Perspek-

tiven eine Ausnahme darzustellen. 

 

THEOLOGIEBEGRIFF 

 

Unter Voraussetzung des Theologiebegriffs des Kanonisten („den Glauben voraussetzende 

Wissenschaft“) wären der halachische und der islamische Rechtsdiskurs auch als Theologie 

zu bezeichnen. Allerdings betonte der Referent für die jüdische Perspektive, der halachische 

Rechtsdiskurs gehe aus einer religiös geprägten Lebenswelt hervor, für die bestimmte „Glau-

bensinhalte“ konstitutiv seien. Diese „Glaubensinhalte“ seien keine Glaubensartikel im Sinne 

der systematischen Theologien, die im Hochmittelalter in allen drei Traditionen formuliert 

wurden. Sie manifestierten sich in der sozialen Wirklichkeit der Juden. Insofern, aber nur in-

sofern, könne man den Rechtsdiskurs als den Glauben voraussetzende Wissenschaft bezeich-

nen. Bezogen auf die Überschneidungsmenge von Recht und Theologie sei die Rolle des 

Rechts groß bzw. ausgedehnt. Im Sinne der Definition des Graduiertenkollegs („Reflexivität 

von Glaubenstraditionen“) sei der Bereich des Rechts nahezu deckungsgleich mit dem der 

Theologie.  

Ob und wie der Rechtsdiskurs selbst „theologisch“ ist, war nicht die Frage des Workshops, 

sondern umgekehrt, ob und wie Theologie rechtsförmig ist und Rechtsdiskurse einschließt. 

Dennoch stellten sich auch Fragen des ersten Typs im Verlauf der Diskussion immer wieder, 

weil es sich teilweise gegenseitig bedingt. Ein wichtiges Kapitel hierbei ist die Bestimmung 

der Herkunft von Normen. In allen drei Traditionen werden unterschiedliche Arten religiöser 

Normen und ihrer jeweiligen Herkunft von Gott oder Menschen unterschiedlich bestimmt, 

und zwar auch so, dass z.B. unter der Bezeichnung „nicht-göttlich“ etwas Unterschiedliches 

verstanden wird, und diese Qualifikation unterschiedliche Konsequenzen besitzt. Vorkommen 

tut diese Bezeichnung in allen drei Traditionen. Kirchenrecht spricht von ius humanum (siehe 

oben) und differenziert hierunter noch einmal. Die Halacha erkennt ausdrücklich „nicht-

göttliche“ Normen an. Der Referent der islamischen Perspektive konstatierte, im weitesten 

Sinne sei im islamischen Recht keine Norm göttlich. Sie sei, wenn überhaupt, göttlich inspi-

riert durch den Rückbezug auf die Quellen. Hier wird erkennbar, dass die Diskussion erst er-

öffnet ist. 

Ein zweiter, zunächst mehr methodischer Punkt ist das Kapitel der Autorität von Texten und 

Autorität von Interpreten. Eine Frage ist hier: Hat der Heilige Text selbst „Rechtscharakter“, 

so dass sich Weiteres bereits als „Gesetzesauslegung“ und Interpretation versteht? Oder be-

ginnt eine eigene „Rechtssetzung“ jenseits der Heiligen Schrift? Und eine zweite Frage ist: 

Werden Rechtssetzung und Auslegung dann unterschieden, d.h. gibt es in diesem Sinne eine 

„Gewaltenteilung“? Röm.-katholisch wird der Zirkel von Rechtsfortbildung und –auslegung 

selbst verrechtlicht, im Islam ist dies nach Schulen verschieden, aus der jüdischen Perspektive 
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darf dieser Zirkel gerade in keiner Weise „festgestellt“ werden. Und je nachdem, wie die 

Antwort auf die genannten Fragen ausfällt, ist der Text dem Interpreten oder der Interpret dem 

Text als Autorität primär vorausgeordnet. Katholisch kommt in einem gewissen Sinne der 

Gesetzgeber vor dem Gesetz: er muss, insofern er das entsprechende Amt innehat, sich, abge-

sehen von den Normen zum Rechtssetzungsprozess, letztlich nicht an ein altes bestehendes 

Gesetz halten, wenn er neue Gesetze schafft. Es gibt für ihn bindend die Bibel als norma 

normans, aber sie hat selbst nicht Gesetzescharakter, sondern ist eine andere Art von Norm. 

Während halachisch Gesetze aus der Bindung an den Referenztext, und nicht aus dem Amt 

des Auslegenden, ihre Autorität beziehen. Hinsichtlich der Auslegung geht man im rabbini-

schen Judentum nicht von der „Intention des Verfassers“ d.h. der Absicht des menschlichen 

Gesetzgebers, aus (juristisch gesprochen: objektive Gesetzesinterpretation). Islamisch ist es 

ebenso in der im obigen Beitrag beschriebenen „nichtabsichtsorientierten Auslegung“, aber in 

der absichtsorientierten Auslegung wird der „Verfasser“ als der „erste Interpret“ als Autorität 

berücksichtigt. Dies alles scheinen recht detaillierte rechtswissenschaftliche Methodeninterna 

zu sein, aber an der Frage der Autorität und „Heiligkeit“ des Textes entscheidet sich, ob hier 

„Exegese der Heiligen Schrift“, um einen christlichen Terminus zu verwenden, vorliegt, oder 

nicht, was mit der Frage nach Theologien wiederum von nicht geringer Relevanz ist. 

Relevant ist es, nun wiederum rechtswissenschaftlich, auch für die Rechtsfortbildung: Wird 

dabei nach eigenem Verständnis ein Gesetz „nur“ neu ausgelegt, d.h. ist „Entwicklung“ eine 

Frage der Exegese und Hermeneutik, oder sogar „bloß“ der mit der Zeit (technische Möglich-

keiten) immer notwendigen „Ergänzung“ älterer Normen um Lösungen zu neuen Problemen, 

oder werden Normen auch substanziell verändert bzw. auch wieder verworfen?  

Das Ergebnis der Diskussion zu dieser Frage war die Rückkehr zur im Graduiertenkolleg be-

reits mehrfach wiederaufgenommenen Frage des Verständnisses von „Offenbarung“. Hier 

zeigt auch die rechtliche Auslegungspraxis eine eminente Funktion für die Semiotik eines 

zentralen theologischen Begriffs. 
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Verzeichnis traditionsspezifischer Abkürzungen der Corpora 

 

 

CIC   –  Codex iuris canonici 

JL   –  Regesta Pontificum Romanorum, ed. Jaffé ed. sec. Loewenfeld u.a. 

Dt   – Deuteronomium 

Lev   –  Levitikus 

Ex   –  Exodus  

bShabbat  –  (Talmud) Bavli, (Traktat) Schabbat 

mSan   –  Mischna, Sanhedryn 

tSan   –  Tosefta, Sanhedryn 

bSan   –  Bavli, Sanhedryn 

bBB   –  Bavli, Baba Batra 

bBM   –  Bavli, Baba Metzi'ah 

yRH   –  (Talmud) Yeruschalmi, Rosch Ha-Schana 

bRH   –  Bavli, Rosch Ha-Schana 

tRH   –  Tosefta, Rosch Ha-Schana 

tAZ   –  Tosefta, Avoda Zara 

mEd   –  Mischna, Eduyot 

mBecho  –  Mischna, Bechorot 

bShab   –  Bavli, Schabbat 

SivDev  –  Sifri, Devarim 

yHor   –  Yeruschalmi, Horayot 

bHor   –  Bavli, Horayot 

 

 


